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Aufsätze

Am 13. April 2012 ist das Gesetz zur Än-
derung kommunalverfassungs- und wahl-
rechtlicher Vorschriften in Kraft getreten. 
Kernstück des Gesetzes ist die Neurege-
lung der Übertragung von Selbstverwal-
tungsaufgaben durch amtsangehörige 
Gemeinden auf „ihr“ Amt. Das Landesver-
fassungsgericht hatte in seiner Entschei-
dung vom 26. Februar 2010 die nach bis-
herigem Recht mögliche unbeschränkte 
Möglichkeit der Übertragung dieser Auf-
gaben bei gleichzeitiger mittelbarer de-
mokratischer Legitimation der Amtsaus-
schüsse für verfassungswidrig erklärt. Die 
novellierte Amtsordnung hält am bisheri-
gen Verfahren der Entsendung der Amts-
ausschussmitglieder fest, begrenzt aber 
die Übertragbarkeit von Selbstverwal-
tungsaufgaben auf Ämter durch eine Ka-
taloglösung sowohl in quantitativer, wie 
auch in qualitativer Hinsicht. Ergänzt 
durch Anzeigepflichten wird so die vom 
Landesverfassungsgericht beanstandete 
schleichende Entwicklung der schleswig-
holsteinischen Ämter zu Gemeindever-
bänden unterbunden und das Amt in sei-
ner bewährten Funktion als leistungs-
starker und verlässlicher Verwaltungs-
dienstleister gerade für die vielen kleinen 
Gemeinden im Lande zukunftssicher ge-
macht. Neben den verfassungsrechtlich 
gebotenen Korrekturen der Amtsordnung 
enthält das Gesetz in seinen insgesamt 14 
Artikeln zahlreiche weitere Änderungen 
kommunalverfassungsrechtlicher Vor-
schriften. Da diese sich bis auf wenige 
Ausnahmen, in denen ein Inkrafttreten auf 
den Beginn der neuen Kommunalwahl-
periode am 01. Juni 2013 herausgescho-
ben wurde, bereits jetzt auf die Arbeit vor 
Ort auswirken, sollen der kommunalen 
Praxis frühzeitig erste wichtige Hinweise 
zur Anwendung der geänderten Vor-
schriften gegeben werden. Dies erfolgt 
zum einen durch den Runderlass des 
Innenministeriums „Hinweise zum Gesetz 
zur Änderung kommunalverfassungs- 
und wahlrechtlicher Vorschriften“ vom 22. 
Mai 2012; dieser Einführungserlass be-
schränkt auch aus Gründen der Lesbar-
keit sich auf die aus Sicht des Innenminis-

teriums derzeit wichtigsten Fragestellun-
gen. Unter dem gleichen Datum wurde 
auch der aus dem Jahre 1991 stam-
mende Runderlass „Durchführung ge-
meindlicher Selbstverwaltungsaufgaben 
durch das Amt“ an die veränderte Ge-
setzeslage angepasst. Beide Erlasse, die 
mit den kommunalen Landesverbänden 
inhaltlich abgestimmt wurden und am 04. 
Juni 2012 im Amtsblatt für Schleswig-Hol-
stein veröffentlich worden sind, werden 
nachfolgend abgedruckt. 

1 Gesetz vom 22. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 371)
2 Der Text entspricht dem Runderlass des Innen-

ministeriums vom 22. Mai 2012 – IV 311/IV 318 – 
160.110.4, Amtsbl. 2012, S.514 ff.

Erste Hinweise des Innenministeriums 
zur Anwendung des Gesetzes zur 
Änderung kommunalverfassungs- und 

1wahlrechtlicher Vorschriften  
Maik Petersen, Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein

A.  Hinweise zum Gesetz zur Ände-
rung kommunalverfassungs- und 

2wahlrechtlicher Vorschriften  
Am 13. April 2012 ist das Gesetz zur Än-
derung kommunalverfassungs- und wahl-
rechtlicher Vorschriften in Kraft getreten. 
Durch das Gesetz wird eine Reihe von 
Vorschriften geändert. Im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens sowie der von 
Minister Schlie auf der Grundlage des 
Eckpunktepapiers durchgeführten Regio-
nalkonferenzen und Informationsveran-
staltungen ist eine Vielzahl von Punkten 
diskutiert worden und sind Fragen aufge-
treten, auf die nicht vollumfänglich in der 
gesetzlichen Begründung des Gesetzent-
wurfes eingegangen werden konnte. 
Auch aus diesem Grunde möchte ich für 
die praktische Umsetzung folgende Hin-
weise geben:

1. Runderlass vom 26. Februar 2010
(Verbot der Aufgabenübertragung)
Nach dem Urteil des Landesverfassungs-
gerichts am 26. Februar 2010 hatte ich Sie 
im Wege des Erlasses vom 26. Februar 
2010 (IV 31 i. V. – 160.130.0) darauf hinge-
wiesen, dass eine Aufgabenübertragung 
auf der Grundlage des zu dieser Zeit gel-
tenden § 5 Abs. 1 Satz 1 der Amtsordnung 
(AO) ab dem 27. Februar 2010 nicht mehr 
zulässig gewesen ist. Die nunmehr in Kraft 
getretene Neufassung des § 5 Abs. 1 AO 
lässt eine in quantitativer wie qualitativer 
Hinsicht beschränkte Übertragung von 
Selbstverwaltungsaufgaben auf das Amt 
zu und unterbindet die vom Landesver-

fassungsgericht beanstandete schlei-
chende Entwicklung der schleswig-hol-
steinischen Ämter zu Gemeindeverbän-
den. Der Erlass vom 26. Februar 2010 
wird hiermit aufgehoben.

2.  Runderlass vom 13. Februar 1991
(Durchführung der gemeindlichen
Selbstverwaltungsaufgaben durch das
Amt)
Aufgrund der mit dem Gesetz zur Ände-
rung kommunalverfassungs- und wahl-
rechtlicher Vorschriften in der Amtsord-
nung erfolgten Änderungen ist der Erlass 
des Innenministers vom 13. Februar 1991 
– IV 330 a – 160.130.2 zur Durchführung 
der gemeindlichen Selbstverwaltungsauf-
gaben durch das Amt neu gefasst worden 
(Runderlass zur Durchführung der ge-
meindlichen Selbstverwaltungsaufga-
ben durch das Amt vom 22. Mai 2012  
(Amtsbl. Schl.-H. 2012 S. – einsetzen: 
Seitenzahl des Amtsblattes). Ich bitte 
insofern um Beachtung.

3.  Amtsordnung für Schleswig-
Holstein
Zu folgenden Änderungen in der Amts-
ordnung sowie den dazu ergangenen 
Übergangsvorschriften möchte ich er-
gänzende Hinweise geben:

3.1. Allgemeine Stellung der Ämter 
(§ 1 AO)
Durch die Änderung des Absatzes 2 wird 
die Bedeutung der Ämter bei Struktur-
überlegungen betont, um eine Zersplit-
terung bestehender Verwaltungsstruk-
turen zu vermeiden und das Amt als 
Grundmodell der Durchführung von Auf-
gaben für ehrenamtlich verwaltete Ge-
meinden wieder in den Vordergrund zu 
rücken. Flankierend werden bei amtsbe-
zogenen Entscheidungen, wie z.B. über 
Ausamtungsbestrebungen, übergeord-
nete Gesichtspunkte stärker in den Fokus 
gerückt.

3.2. Gemeindliche Selbstverwaltungs-
aufgaben und Aufgaben zur Erfüllung
nach Weisung (§§ 3 und 4 AO)
Die §§ 3 und 4 AO werden hinsichtlich der 
enthaltenen Einzelregelungen neu geord-
net und mit Blick auf die Aufgabenträ-
gerschaft trennschärfer dargestellt. Durch 
die Ergänzungen wird darüber hinaus die 
Unterstützungsfunktion des Amtes betont 
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und gleichzeitig ein Initiativrecht der Äm-
ter verankert. Die in § 3 Abs. 3 AO enthal-
tene Formulierung „abgestimmte Erfül-
lung“ verpflichtet die Gemeindevertre-
tungen nicht zu einer übereinstimmenden 
Beschlussfassung. Zum Umfang der 
Aufgaben, die dem Amt durch § 3 AO 
übertragen worden sind, wird auf den 
neugefassten Runderlass zur Durchfüh-
rung der gemeindlichen Selbstverwal-
tungsaufgaben durch das Amt verwiesen 
(vgl. Ziffer 2).

3.3.  Aufgabenübertragung (§ 5 AO)
3.3.1. Urteil des LVerfG, Abgrenzung 
zur Aufgabenerledigung nach § 3 AO
Das Landesverfassungsgericht hatte in 
seinem Urteil vom 26. Februar 2010 die 
uneingeschränkte Möglichkeit zur Über-
tragung der Trägerschaft bei Selbstver-
waltungsaufgaben von Gemeinden auf 
Ämter für verfassungswidrig erklärt. Die 
nun verabschiedete Neuregelung des § 5 
AO gestattet den Gemeinden zwar auch 
zukünftig die Delegation von Selbstver-
waltungsaufgaben auf das Amt, schränkt 
diese Möglichkeit im Vergleich zur bishe-
rigen Rechtslage jedoch in quantitativer 
wie qualitativer Hinsicht deutlich ein. 
Damit wird sichergestellt, dass in der 
Summe weniger gemeindliche Selbstver-
waltungsaufgaben in die Trägerschaft des 
Amtes gelangen und sich Ämter nicht zu 
Gemeindeverbänden entwickeln können.
Von der Übertragung der Trägerschaft 
deutlich zu unterscheiden ist die Aufga-
bendurchführung durch das Amt auf der 
Grundlage des § 3 AO:
- Fall des § 3 AO – Aufgabenträger ist die 

Gemeinde:
 Die Gemeindevertretung entscheidet 

über das Ob und Wie einer Aufgaben-
erledigung, die Amtsverwaltung führt 
die Beschlüsse in eigener Verantwor-
tung, aber in enger Abstimmung mit 
der Bürgermeisterin oder dem Bürger-
meister aus.

- Fall des § 5 AO – Aufgabe wurde durch 
die Gemeinde in die Trägerschaft des 
Amtes übertragen:
Der Amtsausschuss entscheidet nun 
über das Ob und Wie der Aufgabener-
ledigung anstelle der Gemeindever-
tretung; die Gemeindevertretung wird 
bei der Entscheidung nicht mehr betei-
ligt. Die Amtsverwaltung führt die Be-
schlüsse aus. 

3.3.2. Aufgabenkatalog
Der Aufgabenübertragung auf das Amt 
zugänglich sind zukünftig nur noch die in 
§ 5 Abs. 1 AO genannten Selbstverwal-
tungsaufgaben. Aus diesem Auswahl-
katalog können jeweils mindestens zwei 
amtsangehörige Gemeinden die Aufga-
benträgerschaft ganz oder teilweise über-
tragen. Das Amt darf dabei in der Summe 
Träger von maximal fünf (Teil)-Aufgaben 
werden. Auf das Kontingent der fünf über-

tragbaren Aufgaben werden auch solche 
Übertragungen voll angerechnet, an de-
nen sich nur wenige Gemeinden beteili-
gen oder die nur Aufgabenteile bein-
halten.
Eine nach § 56 Abs. 4 Satz 1 des Schul-
gesetzes übertragene Schulträgerschaft 
auf das Amt ist ebenfalls auf das Kon-
tingent von fünf Aufgaben anzurechnen. 
Dies gilt allerdings nicht für die in § 13 Abs. 
2 des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes 
(GKWG) vorgesehene Übertragung von 
Aufgaben im Kontext der Gemeindewahl. 
Diese sind im Zusammenhang mit den 
Aufgaben der Gemeindewahlleitung zu 
sehen, die das Amt nach § 13 Abs. 1 
GKWG bereits kraft Gesetzes wahrnimmt 
und bei denen politische Entscheidungs-
spielräume nicht gegeben sind.
Beschließen Gemeindevertretungen eine 
Aufgabenübertragung, obwohl das Amt 
bereits Träger von fünf anderen Aufgaben 
geworden ist, so ist dieser Beschluss 
rechtswidrig, auch wenn diese Gemein-
den zuvor noch keine Aufgabenübertra-
gungen vorgenommen haben; evtl. 
getroffene Maßnahmen des Amtes bei der 
Aufgabenerfüllung in der Annahme, Trä-
ger dieser Aufgaben zu sein, sind eben-
falls rechtswidrig. Bei mehreren Übertra-
gungsbeschlüssen, die in der Summe die 
Grenze aus § 5 Abs. 1 AO überschreiten, 
ist auf die genauen Zeitpunkte der Be-
schlussfassungen abzustellen. Der Bei-
tritt zu einer rechtmäßig erfolgten Auf-
gabenübertragung anderer Gemeinden 
ist hingegen zulässig, da dies die Zahl der 
insgesamt auf das Amt übertragenen 
Aufgaben nicht erhöht.
Im Interesse rechtmäßigen Handelns 
muss das Amt einen Überblick über die 
Anzahl und den Umfang der von den 
Gemeinden übertragenen Aufgaben er-
halten und stetig aktualisieren. Dafür be-
darf es hinreichend bestimmter Gemein-
devertretungsbeschlüsse, die bei Aufga-
benübertragungen neben der lfd. Num-
mer aus § 5 Abs. 1 AO auch eine konkrete 
Aufgabenbezeichnung enthalten. Um 
dem Übertragungsbedarf der Gemeinden 
in der Gesamtheit gerecht werden zu kön-
nen, soll das Amt auf eine Abstimmung 
zwischen den Gemeinden hinwirken.
 
3.3.3. Rückübertragung
Die Voraussetzungen, unter denen eine 
Gemeinde die auf das Amt übertragenen 
Aufgaben in die eigene Trägerschaft zu-
rückholen kann, wurden vereinfacht. Die 
Neuregelung schließt einen Rückübertra-
gungsanspruch zukünftig nur noch dann 
aus, wenn Gemeinwohlinteressen aus-
nahmsweise höher zu bewerten sind als 
die Interessen der betreffenden Gemein-
de. Die Rückholung der Aufgabe wird je-
doch erst mit der Rechtskraft einer ggfs. 
erforderlichen Auseinandersetzungsent-
scheidung wirksam. Zeitgleich entfällt die 
Finanzierungspflicht nach § 21 Abs. 1 AO.

3.3.4. Anzeigepflicht des Amtes nach
Abs. 6
Das Amt zeigt der zuständigen Kommu-
nalaufsichtsbehörde Aufgabenübertra-
gungen, Rückübertragungen sowie den 
Wegfall oder die Erledigung übertragener 
Aufgaben unverzüglich nach dem Muster  
an. Diese Anzeigepflicht trägt dazu bei, 
dass die Ämter den Bestand der ihnen 
übertragenen Selbstverwaltungsaufga-
ben im Sinne einer Selbstkontrolle reflek-
tieren. Darüber hinaus ist gewährleistet, 
dass die Landrätinnen und Landräte als 
zuständige Kommunalaufsichtsbehörden 
zeitnah entgegenwirken können, wenn 
die Grenzen des § 5 Abs. 1 AO über-
schritten werden. Die Rechte der Kommu-
nalaufsichtsbehörde ergeben sich hier 
insbesondere aus § 123 GO.
 
3.3.5. Übergangsvorschrift – Herstel-
lung eines rechtmäßigen Zustandes
zum 31. Dezember 2014 (Artikel 12 des
Gesetzes zur Änderung
kommunalverfassungs- und wahlrecht-
licher Vorschriften vom 22. März 2012)
In allen Ämtern, denen in der Vergangen-
heit Aufgaben über das nunmehr zuläs-
sige Maß hinaus übertragen worden sind 
(hinsichtlich Art oder Anzahl der Aufga-
ben), müssen die Gemeindevertretun-
gen aller Gemeinden Beschlüsse fassen, 
um die Aufgabenträgerschaften des Am-
tes zu reduzieren. Mit der Übergangsfrist 
bis zum 31. Dezember 2014 wird sicher-
gestellt, dass die Gemeinden dabei aus-
reichend Zeit und Gelegenheit haben, 
sich über die zukünftige Aufgabenerledi-
gung – auch miteinander – zu verständi-
gen. Jede Gemeinde entscheidet dabei,
- welche – präzise zu beschreibenden – 

Aufgaben oder Aufgabenteile aus dem 
im § 5 Abs. 1 AO dargestellten Katalog 
in der Trägerschaft des Amtes verblei-
ben oder neu auf das Amt übertragen 
werden sollen, 

- welche der übrigen Aufgaben zurück-
geholt werden (in diesem Fall ent-
scheidet zukünftig die Gemeindever-
tretung anstelle des Amtsausschus-
ses; die Verwaltungsarbeit obliegt un-
verändert der Amtsverwaltung) oder

- ob diese direkt – d. h. ohne Zwi-
schenträgerschaft der Gemeinde und 
eine damit verbundene doppelte Aus-
einandersetzung – auf einen eventuell 
zu bildenden Zweckverband überge-
leitet werden sollen. 

Die Ämter steuern und koordinieren die-
sen Prozess und berichten den zustän-
digen Kommunalaufsichtsbehörden den 
Umsetzungsstand zu zwei Terminen 
(Ende 2013 und Ende 2014).
Sollten die Gemeinden eines Amtes die 
für die zukünftige Einhaltung des Rah-
mens erforderlichen Gemeindevertre-
tungsbeschlüsse nicht oder nicht recht-
zeitig fassen, fallen zur Herstellung eines 
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rechtmäßigen Zustandes mit Ablauf des 
31. Dezember 2014 alle übertragenen 
Selbstverwaltungsaufgaben vom Amt auf 
die Gemeinden zurück. Diese gesetzliche 
Rückfallregelung findet allerdings auf eine 
Schulträgerschaft, die nach § 56 Abs. 4 
des Schulgesetzes auf ein Amt übertra-
gen worden ist, keine Anwendung. Die 
beim Amt verbleibende Schulträgerschaft 
wird jedoch weiterhin auf die Zahl der 
übertragbaren Aufgaben angerechnet, so 
dass in einer solchen Konstellation das 
Amt nur noch vier weitere Aufgaben in 
seine Trägerschaft übernehmen kann.
In Ämtern, deren Bestand an übertra-
genen Selbstverwaltungsaufgaben die 
Grenze des § 5 AO einhält, müssen die 
Gemeinden keine erneuten Beschlüsse 
über die vor Inkrafttreten des Gesetzes 
übertragenen Aufgaben fassen. In die-
sem Fall kann sich der Bericht an die 
Kommunalaufsichtsbehörde auf Ziffer I 
der Anlage 2 beschränken, die mit der 
Feststellung des Amtes endet, das Maß 
zulässiger Aufgabenübertragungen sei 
nicht überschritten. Dies schließt aber 
nicht die Möglichkeit aus, die Aufgaben-
übertragungen jederzeit aus eigenem 
Anlass zu überprüfen und die Berichte an 
die Kommunalaufsichtsbehörde (vgl. An-
lage 1 bzw. Anlage 2 Ziffer II bis IV) ent-
sprechend zu ergänzen.

3.4. Zusammensetzung und Arbeits-
weise des Amtsausschusses (§§ 9 und
10 AO)
3.4.1. Die Zusammensetzung des
Amtsausschusses 
Die Zusammensetzung des Amtsaus-
schusses bleibt unverändert; von einer 
Verkleinerung dieses Gremiums und der 
Einführung von Stimmkontingenten hat 
der Gesetzgeber abgesehen. § 9 AO wur-
de lediglich insoweit geändert, als für die 
Wahl der weiteren Mitglieder des Amts-
ausschusses - beginnend mit der nächs-
ten Kommunalwahlperiode (vgl. Art. 14 
des Gesetzes) – das Auszählverfahren 
nach Sainte-Laguë/Schepers zur An-
wendung kommt.

3.4.2. Öffentlichkeit der Amtsaus-
schusssitzungen (§ 10 Abs. 4 AO)
Durch die Änderung des § 10 Abs. 4 AO 
wird klargestellt, dass Sitzungen der 
Amtsausschüsse und Ausschüsse grund-
sätzlich öffentlich durchzuführen sind. Im 
Übrigen wird auf die unter Ziff. 4.5 ge-
machten Ausführungen verwiesen.

3.4.3. Teilnahmerecht bei Amtsaus-
schusssitzungen (§ 10 Abs. 5 AO)
Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
können wie bisher auch an Sitzungen des 
Amtsausschusses teilnehmen. Für nicht 
öffentliche Beratungsgegenstände gilt 
dies nunmehr jedoch nur insoweit, als nicht 
höherrangige Rechtsgüter (Geheimhal-
tungsvorschriften, Beeinträchtigung schüt-

zenswerter Interesse Einzelner) eine Ein-
schränkung gebieten. Dies ist dann der 
Fall, wenn  innerhalb einer Gemeinde zu 
einem vergleichbaren Beratungsgegen-
stand nicht zur Entscheidung berufenen 
Personen Auskunft oder Akteneinsicht ge-
mäß § 30 Abs. 2 der Gemeindeordnung 
(GO) nicht gewährt werden dürfte (z.B. 
Informationen aus Personalakten) und 
deshalb insoweit auch ein Zugangsrecht 
zu nicht öffentlichen Ausschusssitzungen 
ausgeschlossen wäre. Mit der Bezugnah-
me auf § 30 Abs. 2 GO werden nach bis-
herigem Recht bestehende Auslegungs-
schwierigkeiten beseitigt.

3.4.4. Abberufung durch den Amts-
ausschuss (§ 10 Abs. 6 AO)
Die Abberufungsregelungen galten bisher 
bereits in Anwendung des § 40 a GO in 
Verbindung mit § 24 a AO; sie wurden un-
verändert in die Amtsordnung übernom-
men.
 
3.5. Ausschüsse des Amtsausschusses 
(§ 10 a AO)
Die Bildung von Ausschüssen wird zu-
künftig in das Ermessen des Amtsaus-
schusses gestellt Die Verpflichtung aller 
Ämter, einen Rechnungsprüfungsaus-
schuss einzurichten, sowie der hauptamt-
lich verwalteten Ämter zur Einrichtung 
eines Hauptausschusses, bleibt hiervon 
unberührt.

3.6. Wahl der Amtsvorsteherin oder des
Amtsvorstehers (§ 11 AO)
Ab 1. Juni 2013 ist anstelle des bisherigen 
Höchstzahlenverfahrens nach d´Hondt 
das Auszählungsverfahren nach Sainte-
Laguë/Schepers anzuwenden. Im Übrigen 
wird auf die unter Ziff. 4.4 gemachten 
Ausführungen verwiesen.

3.7. Widerruf der Bestellung der Leiten-
den Verwaltungsbeamtin oder des
Leitenden Verwaltungsbeamten 
(§ 15 AO)
Nach dem neuen Absatz 6 kann der Amts-
ausschuss die Bestellung der Leitenden 
Verwaltungsbeamtin oder des Leitenden 
Verwaltungsbeamten jederzeit widerrufen. 
Der Widerruf bezieht sich allerdings nur auf 
die Funktion der Leitenden Verwaltungs-
beamtin oder des Leitenden Verwaltungs-
beamten; das beamtenrechtliche Amt im 
statusrechtlichen Sinne bleibt davon un-
berührt. Für eine amtsangemessene Be-
schäftigung der betroffenen Beamtin bzw. 
des betroffenen Beamten ist Sorge zu 
tragen.

4.  Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein
4.1. Umgemeindung von Gebietsteilen 
(§ 15 Abs. 1 Satz 2 GO)
Die Neufassung ermöglicht es Gemein-
den künftig, Gebietsteile durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag der beteiligten Ge-

meinden umzugemeinden (Genehmi-
gungsvorbehalt der Kommunalaufsicht). 
Diese Regelung beschränkt sich auf Ver-
änderungen, die bezogen auf betroffene 
Fläche und Einwohnerinnen und Einwoh-
ner keine nennenswerten Auswirkungen 
auf den bei Gebietsänderungen stets gel-
tenden Maßstab des öffentlichen Wohls 
haben, und kommt deshalb nur bei Über-
tragung einzelner Flurstücke zur Anwen-
dung. 

4.2. Änderungen der Informations- und
Beteiligungsrechte (§§ 16 a ff GO)
Die Neufassung der bisherigen §§ 16 a 
bis f Gemeindeordnung (GO) beinhaltet 
als wesentliche materiell-rechtliche Ände-
rung die Verlagerung der Entscheidung 
über die Zulässigkeit von Anträgen von 
Einwohnerinnen und Einwohnern (vgl. 
Neuregelung in § 16 b GO) auf die Ge-
meindevertretung (bislang Kommunal-
aufsicht).
Die geltenden Regelungen über Bürger-
entscheid und Bürgerbegehren des 
bisherigen § 16 g GO (jetzt § 16 c GO) 
bleiben bis auf geringfügige Änderungen 
unverändert.
Im Übrigen sind die bisherigen Bestim-
mungen der §§ 16 a, 16 b, 16 c und 16 f 
GO gestrafft worden. Vollständig entfallen 
sind die Vorschriften § 16 d und § 16 e, da 
diese lediglich deklaratorischen Charak-
ter hatten. Künftig werden nur noch be-
stimmte Rahmenvorgaben für einzelne 
Rechtsinstitute in den neuen § 16 a GO 
(Unterrichtung und Beteiligung der Ein-
wohnerinnen und Einwohner) sowie § 16 b 
GO (Einwohnerantrag) geregelt.
Die Gemeinden haben die inhaltliche Aus-
gestaltung ihrer Informations- und Beteili-
gungspflichten innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten des Änderungsge-
setzes, d.h. bis spätestens 13. April 2013, 
durch Satzung vorzunehmen (vgl. Neu-
regelungen in § 16 a Abs. 4 und § 16 b 
Abs. 2 GO); es empfiehlt sich, diese Re-
gelungen außerhalb der (genehmigungs-
pflichtigen) Hauptsatzung zu treffen. 
Regelungen in der Hauptsatzung hierzu 
sind zukünftig nicht mehr vorgeschrieben; 
Geschäftsordnungsregelungen sind nicht 
mehr ausreichend.
Durch die in Artikel 12 des Änderungs-
gesetzes getroffene Übergangsvorschrift 
gelten die bisherigen Vorschriften der Ge-
meindeordnung sowie der Landesverord-
nung zur Durchführung der Gemeinde-, 
der Kreis- und der Amtsordnung (GKAVO) 
bis zum Erlass der Satzung weiter. 
Aufgrund der von den Gemeinden bzw. 
Kreisen zu verabschiedenden Satzungen 
zur künftigen Einwohnerbeteiligung er-
übrigen sich zusätzliche Regelungen in 
einer Durchführungsverordnung. Die Lan-
desverordnung zur Durchführung der Ge-
meinde-, der Kreis- und der Amtsordnung 
(GKAVO) ist daher angepasst worden 
(Artikel 10 des Gesetzes).
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4.3. Fraktionen (§ 32 a GO)
Die zu den bisherigen Regelungen zu den 
Fraktionen in der Gemeindeordnung er-
gangene Rechtsprechung des OVG, die 
die Verknüpfung von Partei- und Frak-
tionszugehörigkeit kritisch bewertet hat, 
war Anlass dafür, § 32 a Abs. 1 und 3 GO 
neu zu fassen. Nach wie vor beträgt die 
Mindestzahl an Mitgliedern bei einer 
Fraktions(neu)bildung zwei. Ausreichend 
ist, dass die Gemeindevertreterinnen bzw. 
–vertreter den Fraktionszusammen-
schluss gegenüber der bzw. dem Vor-
sitzenden der Gemeindevertretung erklä-
ren. Ein besonderes Formerfordernis 
sieht das Gesetz hierfür nicht vor. Aus 
Gründen der besseren Nachvollziehbar-
keit dürften schriftliche Erklärungen oder 
die Protokollierung mündlicher Erklärun-
gen im Rahmen von Sitzungen der Ge-
meindevertretung sinnvoll sein. Für in der 
laufenden Kommunalwahlperiode bereits 
gebildete Fraktionen bedarf es keiner 
(erneuten) Erklärung.
In der konstituierenden Sitzung der Ge-
meindevertretung nach Beginn der Wahl-
zeit können die Erklärungen gegenüber 
dem ältesten Mitglied der Gemeindever-
tretung abgegeben werden (vgl. § 33 Abs. 
1 Satz 2 GO); für die Entgegennahme von 
Fraktionsbildungserklärungen noch vor 
der konstituierenden Sitzung ist der oder 
die bisherige Vorsitzende der Gemeinde-
vertretung zuständig (vgl. § 33 Abs. 6 GO). 
Das Fraktionsbildungsrecht besteht 
allerdings nicht grenzenlos. Rechtsmiss-
bräuchlich und damit unzulässig wäre die 
Fraktionsbildung dann, wenn sie erfolgt, 
um Vorteile bei der Ausschussbesetzung 
oder Finanzausstattung zu erlangen. 
Gleiches würde gelten, wenn eine Frak-
tion lediglich kurzfristig verlassen wurde, 
um einer anderen Fraktion ausschließlich 
mit dem Ziel beizutreten, deren Position 
vorübergehend bei der Ausübung von 
Rechten zu verbessern oder eine Fraktion 
bei einzelnen Beschlussfassungen zu 
unterstützen.
Für die Bildung von Zählgemeinschaften 
ist der Erlass des Innenministeriums vom 
5. März 2004 weiterhin zu beachten.
In § 32 a Abs. 4 wird nunmehr klargestellt, 
dass Fraktionen auch für die öffentliche 
Darstellung ihrer Auffassungen in Angele-
genheiten der Gemeinde Zuschüsse 
gewährt werden können; die Mittelver-
wendung ist nur gerechtfertigt, wenn sie 
einen konkreten Bezug zu den Aufgaben 
hat, die den Fraktionen vom Gesetz zuge-
wiesen sind. Das Recht der Fraktionen zur 
Öffentlichkeitsarbeit erstreckt sich nicht 
auf die Preisgabe anvertrauter geheimhal-
tungsbedürftiger Tatsachen (OLG Köln, 
NVwZ 2000, S. 351 f).
Die Grundsätze einer sparsamen und 
wirtschaftlichen Haushaltsführung sind zu 
beachten. Wegen des Verbots der ver-
steckten Parteienfinanzierung, das auch 
eine Werbung für die hinter der Fraktion 

stehende Partei ausschließt, kommt dem 
Nachweis einer zweckgerechten Mittel-
verwendung hier eine besondere Rolle zu. 
Der Erlass des Innenministeriums „Zu-
wendungen an Fraktionen im kommuna-
len Bereich durch die Gemeinden und 
Kreise“ vom 17. November 1988 bleibt 
unberührt.

4.4. Anwendung des Auszählungs-
verfahrens nach Sainte-Laguë/
Schepers ab 1. Juni 2013
Nach den § 33 Abs. 2 Satz 2 (Vorschlags-
recht für die Wahl des Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung), § 40 Abs. 4 Satz 3 
(Abstimmung über Wahlvorschläge) so-
wie § 46 Abs. 5 GO – durch Verweis auf 
§ 33 Abs. 2 Satz 2 – (Vorschlagsrecht der 
Fraktionen) ist mit Beginn der nächsten 
Kommunalwahlperiode am 1. Juni 2013 
(Artikel 14 des Änderungsgesetzes) an-
stelle des bisherigen Höchstzahlenver-
fahrens nach d´Hondt das Auszählungs-
verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers 
anzuwenden. Bis dahin ist das Höchst-
zahlverfahren nach d´Hondt anzuwen-
den.

4.5. Öffentlichkeit der Sitzungen der
Gemeindevertretungen und der
Ausschüsse (§§ 35, 46 GO)
Durch die Änderung bzw. Neufassung der 
§ 35 Abs. 2 Satz 1 sowie § 46 Abs. 8 und 9 
GO sind Sitzungen der Gemeindevertre-
tungen und Ausschüsse grundsätzlich öf-
fentlich durchzuführen. Hierzu gebe ich 
nachfolgende Hinweise: Es ist nicht mehr 
zulässig, einzelne Ausschüsse generell 
nichtöffentlich tagen zu lassen; auch der 
Hauptausschuss tagt grundsätzlich öf-
fentlich. Bestimmungen in Hauptsatzun-
gen oder Geschäftsordnungen, die einen 
allgemeinen Ausschluss der Öffentlich-
keit für die Sitzungen der Gemeindever-
tretung oder eines Ausschusses vorse-
hen, sind seit dem Inkrafttreten des Ge-
setzes am 13. April 2012 nicht mehr an-
zuwenden, weil die Gemeindeordnung 
als höherrangiges Recht Vorrang genießt. 
Der neuen Rechtslage widersprechende 
Bestimmungen in der Hauptsatzung oder 
Geschäftsordnung sind zeitnah anzu-
passen.
Der Ausschluss der Öffentlichkeit kann 
nur noch durch Beschluss in der Sitzung 
im Einzelfall herbeigeführt werden. Die 
Gründe für den Ausschluss der Öffentlich-
keit sind im Vergleich zur bisherigen 
Rechtslage unverändert geblieben: Die 
Öffentlichkeit ist wie bisher nach § 35 Abs. 
1 Satz 2 GO auszuschließen, wenn über-
wiegende Belange des öffentlichen Wohls 
oder berechtigte Interessen einzelner es 
erfordern. Gründe des öffentlichen Wohls 
liegen vor, wenn das Interesse der Öffent-
lichkeit an einer vertraulichen Beratung im 
Einzelfall größer ist als das Informations-
bedürfnis der Öffentlichkeit; dies ist stets 
der Fall, wenn die Geheimhaltung von 

Informationen spezialgesetzlich vorge-
schrieben ist (z.B. Steuergeheimnis). Bei-
spiele für berechtigte Einzelinteressen, 
die auch zugunsten juristischer Personen 
bestehen können, sind Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse und Personaldaten. 
Nicht möglich ist ein Ausschluss der Öf-
fentlichkeit, soweit öffentliche Beratung 
gesetzlich vorgeschrieben ist (z.B. Bera-
tung der Haushaltssatzung). Ein Ermes-
sen bei der Entscheidung über den Aus-
schluss der Öffentlichkeit steht der Ge-
meindevertretung oder dem Ausschuss 
auch weiterhin nicht zu.
Ein Beschluss, der gegen den Grundsatz 
der Öffentlichkeit verstößt, ist rechtswid-
rig. Die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister hat diesem nach §§ 43 oder 47 
GO zu widersprechen. Verstöße gegen 
die zwingenden gesetzlichen Gründe für 
den Ausschluss der Öffentlichkeit könn-
ten Haftungsrisiken für die Gemeinden 
begründen. 
Aus Zweckmäßigkeitsgründen sollte die 
Tagesordnung untergliedert werden in die 
Angelegenheiten, die öffentlich beraten 
werden, und die Angelegenheiten, die 
voraussichtlich nichtöffentlich zu beraten 
sind. Der Abschnitt mit den voraussicht-
lich nichtöffentlich zu beratenden Tages-
ordnungspunkten könnte wie folgt einge-
leitet werden:

„Die nachfolgenden Tagesordnungs-
punkte werden nach Maßgabe der Be-
schlussfassung durch die Gemeinde-
vertretung/den Ausschuss voraus-
sichtlich nichtöffentlich beraten.“

Vorlagen für voraussichtlich in nichtöffent-
licher Sitzung zu behandelnde Tagesord-
nungspunkte sind zu kennzeichnen (z.B. 
mit dem Vermerk: Vertraulich - Es liegen 
Gründe für den Ausschluss der Öffentlich-
keit im Sinne von § 35 Abs. 1 Satz 2 GO 
vor) und dürfen nur dem berechtigten 
Personenkreis zugänglich gemacht wer-
den; nicht hierzu gehören beispielsweise 
bürgerliche Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter von Ausschussmitgliedern au-
ßerhalb des Vertretungsfalls oder Ge-
meindevertreterinnen und –vertreter, die 
auf der Grundlage des in § 46 Abs. 9 GO 
neu eingefügten Satz 4 kein Recht zur Teil-
nahme an der Sitzung des Ausschusses 
haben.
Jeder in Betracht kommende Fall des 
Ausschlusses der Öffentlichkeit ist sorg-
fältig zu prüfen. Es empfiehlt sich, dass 
die Verwaltung zu den Tagesordnungs-
punkten, die voraussichtlich in nichtöf-
fentlicher Sitzung zu beraten sind, eine 
rechtliche Bewertung zu den Ausschluss-
tatbeständen vornimmt, um eine sach-
gerechte Beratung und Beschlussfas-
sung über den Ausschluss der Öffentlich-
keit zu gewährleisten.
Sofern sich kein Widerspruch ergibt, kann 
nach Feststellung der Beschlussfähigkeit 
zu Beginn der Sitzung der Gemeindever-
tretung oder des Ausschusses „en bloc“ 
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grundsätzlich erlaubt sind. Die Einwer-
bung und Anwendung von Zuwendungen 
Privater zur Erfüllung kommunaler Aufga-
ben gehört zum dienstlichen Aufgaben-
kreis der damit befassten Amtsträger. Die 
Vorschrift weist somit einen Bezug zum 
Strafrecht auf. Das Strafrecht wendet sich 
an natürliche Personen, im Falle juristi-
scher Personen wie der Gemeinde also an 
die für sie handelnden Amtsträger. Dem-
entsprechend legt die Vorschrift fest, wel-
che Person innerhalb der Gemeinde be-
fugt sein soll, sich mit Zuwendungen 
Privater zu befassen. Für die sonstigen in 
der Gemeindeverwaltung tätigen Perso-
nen bedeutet dies, dass sie ein ihnen 
unterbreitetes Angebot einer Zuwendung 
unverzüglich der Bürgermeisterin oder 
dem Bürgermeister anzuzeigen haben. 
Die Regelung stellt ein transparentes 
Verfahren innerhalb der Gemeinde sicher. 
Da hiermit jedoch kein genereller Schutz 
vor einer Strafverfolgung erreicht werden 
kann, ist bei der Beurteilung des tat-
sächlichen Einzelfalls eine besondere 
Sorgfalt geboten.
Da das Einwerben von Zuwendungen zur 
Erfüllung kommunaler Aufgaben der Bür-
germeisterin oder dem Bürgermeister 
vorbehalten ist, ist den Gemeindebe-
diensteten insoweit ein eigenmächtiges 
Vorgehen verwehrt; dies schließt jedoch 
nicht aus, dass sie im Rahmen einer ent-
sprechenden Initiative der Bürgermeis-
terin oder des Bürgermeisters und nach 
deren bzw. dessen Vorgaben ausführend 
tätig werden.
Die Vorschrift erfasst nicht nur Zuwendun-
gen Privater, die der Gemeinde unmittel-
bar selbst zugutekommen sollen, son-
dern auch solche Zuwendungen, die über 
die Gemeinde an einen Dritten gelangen 
sollen, beispielsweise an eine gemein-
nützige Einrichtung oder einen gemein-
nützigen Verein.
Um die Transparenz hinreichend sicher-
zustellen, ist es erforderlich, dass gegen-
über der zur Entscheidung über die An-
nahme der Zuwendung befugten Ge-
meindevertretung sämtliche maßgebli-
chen Fakten offen gelegt werden. Dazu 
gehört insbesondere ein anderweitiges 
Beziehungsverhältnis zwischen der Ge-
meinde und dem Geber, beispielsweise 
eine Lieferbeziehung. Über die Annahme 
der Zuwendung ist in öffentlicher Sitzung 
zu verhandeln und zu beschließen.

4.9. Wirtschaftliche Betätigung und
privatrechtliche Beteiligung der
Gemeinden (§§ 101 bis 108 GO)
Im Bereich der wirtschaftlichen Betäti-
gung und privatrechtlichen Beteiligung 
der Gemeinden (Sechster Teil, 3. Ab-
schnitt der Gemeindeordnung) haben 
sich Änderungen ergeben, welche zeit-
nah in einem separaten Erlass ausführlich 
erläutert werden. An dieser Stelle sei be-
reits heute auf die zusätzlichen Anforde-

über die Nichtöffentlichkeit bestimmter 
Tagesordnungspunkte beschlossen wer-
den. Zuvor muss geklärt werden, ob zu 
einer der dafür vorgesehenen Tagesord-
nungspunkte die Aussprache gewünscht 
wird. Die Beratung über den Ausschluss 
der Öffentlichkeit erfolgt nach § 35 Abs. 2 
Satz 4 GO in nichtöffentlicher Sitzung; 
wird eine Beratung nicht gewünscht, wird 
über den Antrag zum Ausschluss der 
Öffentlichkeit in öffentlicher Sitzung 
entschieden.
Auf die Verschwiegenheitspflicht des § 32 
Abs. 3 in Verbindung mit § 21 GO wird be-
sonders hingewiesen. Vorsätzliche Ver-
stöße stellen eine Ordnungswidrigkeit dar 
(§ 134 Abs. 3 Nr. 2 GO).

4.6. Zugang von Gemeindevertreter-
innen und Gemeindevertretern zu nicht
öffentlichen Ausschusssitzungen
Gleichzeitig werden die für die Mitglieder 
der Gemeindevertretung geltenden Infor-
mationsrechte insoweit harmonisiert, 
dass eine Einschränkung des Zugangs zu 
nicht öffentlichen Ausschusssitzungen 
nur dann erfolgt, wenn höherrangige 
Rechtsgüter (Geheimhaltungsvorschrif-
ten, Beeinträchtigung schützenswerter 
Interessen Einzelner) dies gebieten (§ 46 
Abs. 9 Satz 4 GO). Das Zugangsrecht zu 
Informationen findet seine Schranken 
somit künftig generell in § 30 Abs. 2 GO.
 
4.7. Bestellung einer hauptamtlichen
Bürgermeisterin/eines hauptamtlichen
Bürgermeisters in Gemeinden mit über
4.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern (§ 48 Abs. 2 GO)
Die Gemeindevertretung in Gemeinden 
mit über 4.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern kann künftig im Rahmen ihrer 
finanziellen Leistungsfähigkeit beschlie-
ßen, ob eine hauptamtliche Bürgermeis-
terin bzw. ein hauptamtlicher Bürgermeis-
ter gewählt werden soll. Bislang war dies 
nur auf der Grundlage einer Ausnahme-
entscheidung des Innenministeriums 
zulässig. Die Neuregelung stärkt die kom-
munale Selbstverwaltung und trägt dem 
Umstand Rechnung, dass insbesondere 
bei Städten/Gemeinden mit zentralört-
licher Funktion eine Überforderung der 
ehrenamtlichen Bürgermeisterin bzw. des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters bei deren 
bzw. dessen Repräsentationsaufgaben 
aufgrund der örtlichen Besonderheiten 
eintreten kann.
Die Regelung knüpft an die bisherige Aus-
nahmebestimmung des § 48 GO an und 
hält an der  Regelung zur Aufgabenab-
grenzung zwischen ehrenamtlicher Ge-
meinde und Amt fest, in dem darauf ver-
wiesen wird, dass §§ 3 und 4 AO unbe-
rührt bleiben. Diese Bestimmung sowie 
weitere Hinweise zur Aufgabenabgren-
zung waren bislang enthalten in § 48 Abs. 
2 Satz 2 und 3 GO und befinden sich nach 
Einfügen des neuen Absatzes 2 nun in 

§ 48 Abs. 3 Satz 2 und 3 GO. Damit oblie-
gen der bzw. dem „neuen“ hauptamt-
lichen Bürgermeisterin bzw. hauptamtli-
chen Bürgermeister prinzipiell die glei-
chen Aufgaben wie bisher der ehrenamt-
lichen Bürgermeisterin bzw. dem ehren-
amtlichen Bürgermeister; diese erfordern 
jedoch aufgrund des Umfanges und der 
Intensität der Wahrnehmung einen höhe-
ren zeitlichen Aufwand, der im Rahmen 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit nicht mehr 
leistbar ist. In diesen Fällen kann auf der 
Grundlage einer Beschlussfassung durch 
die Gemeindevertretung die Wahl einer 
hauptamtlichen Bürgermeisterin bzw. 
eines hauptamtlichen Bürgermeisters er-
folgen.
Mit dem Recht, die Funktion einer haupt-
amtlichen Bürgermeisterin bzw. eines 
hauptamtlichen Bürgermeisters einzu-
richten, geht jedoch nicht die Befugnis 
einher, Aufgaben selbst auszuführen. 
Insoweit bleibt es bei der Zuständigkeit 
des Amtes, die nur in Ausnahmefällen und 
mit Zustimmung der Kommunalaufsicht 
für einzelne Aufgaben durchbrochen wer-
den kann (§ 3 Abs. 1 Satz 4 AO). Auch bei 
Verwaltungsgemeinschaften bleibt es bei 
dem für die nicht die Verwaltungsge-
schäfte führende Gemeinde geltenden 
Grundsatz der ehrenamtlichen Verwal-
tung. Der Aufbau einer „Parallelverwal-
tung“ würde auch hier den Grundsätzen 
der Verwaltungsstrukturreform widerspre-
chen.
Die hauptamtliche Bürgermeisterin oder 
der hauptamtliche Bürgermeister wird 
nach erfolgter Ausschreibung (§ 48 Abs. 2 
GO i.V.m. § 15 b Abs. 4 Satz 1 AO) durch 
die Gemeindevertretung – jedoch nicht 
aus ihrer Mitte – gewählt. Hierfür ist der 
§ 40 GO anzuwenden. Mit dem Amtsantritt 
der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder 
des hauptamtlichen Bürgermeisters schei-
det die bisherige ehrenamtliche Bürger-
meisterin oder der bisherige ehrenamt-
liche Bürgermeister aus ihrem oder seinem 
Amt aus. Gleiches gilt für deren oder des-
sen Stellvertretende. Die oder der Vorsit-
zende der Gemeindevertretung und deren 
oder dessen Stellvertretende werden nach 
§ 33 Abs. 1 und 2 GO gewählt, die Stell-
vertretenden der hauptamtlichen Bürger-
meisterin oder des hauptamtlichen Bürger-
meisters nach § 57 e GO.
Die Funktion der bzw. des bisher in § 48 
Abs. 3 GO vorgesehenen Gemeindezer-
nentin bzw. -dezernenten entfällt infolge 
der Neuregelung. Die Übergangsvor-
schrift des Artikels 12 Nr. 5 stellt sicher, 
dass für die im Amt befindlichen Gemein-
dezernentinnen bzw. -dezernenten die 
bisherigen Regelungen weiterhin An-
wendung finden.

4.8. Spenden und Sponsoring 
(§ 76 Abs. 4 GO)
Die Vorschrift stellt klar, dass Spenden 
und Sponsoring im kommunalen Bereich 
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rungen an die Satzungen kommunaler 
Gesellschaften und auf die neuen An-
zeigefristen hingewiesen.
Nunmehr soll die Gemeinde darauf hin-
wirken, dass in der Satzung einer Ge-
sellschaft geregelt ist, dass die Gemein-
devertretung den von der Gemeinde in 
einer Gesellschaft bestellten oder auf 
Vorschlag der Gemeinde gewählten 
Mitgliedern des Aufsichtsrates oder eines 
entsprechenden Überwachungsorgans 
Weisungen erteilen kann, soweit die Be-
stellung eines Aufsichtsrates nicht ge-
setzlich vorgeschrieben ist. Darüber 
hinaus soll die gesetzliche Vertreterin oder 
der gesetzliche Vertreter die Gemeinde in 
der Gesellschafterversammlung oder in 
dem entsprechenden Organ der Gesell-
schaft, an der die Gemeinde beteiligt ist, 
vertreten; sie oder er kann einen Be-
schäftigten der Gemeinde, vorzugsweise 
die oder den für das Beteiligungsmana-
gement zuständigen Beschäftigten, mit 
ihrer oder seiner Vertretung beauftragen. 
Vorbehaltlich entgegenstehender gesetz-
licher Bestimmungen haben die Vertre-
terinnen und Vertreter der Gemeinde in 
Gesellschaften das Interesse der Ge-
meinde zu verfolgen; sie sollen im Sinne 
der Beschlüsse der Gemeindevertretung 
handeln und haben die Gemeindever-
tretung über alle wichtigen Angelegen-
heiten möglichst frühzeitig zu unterrichten 
und ihr auf Verlangen Auskunft zu erteilen.
Des Weiteren muss die Gemeinde der 
zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde 
nun spätestens sechs Wochen vor der 
Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung oder des Hauptausschusses bei 
einer Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 Nr. 
18 die geplante wirtschaftliche Transak-
tion anzeigen. Die Entscheidung der 
Gemeinde wird erst wirksam, wenn die 
Kommunalaufsichtsbehörde nicht inner-
halb von sechs Wochen nach Eingang der 
Beschlussfassung wegen Verletzung von 
Rechtsvorschriften widerspricht oder vor 
Ablauf der Frist erklärt, dass sie nicht 
widersprechen wird.

5.  Kreisordnung für Schleswig-
Holstein
Die unter 4. gemachten Ausführungen 
gelten für die entsprechenden Änderun-
gen in der Kreisordnung gleichermaßen. 
Ich weise dabei auf die Ausführungen zur 
Öffentlichkeit von Sitzungen unter Ziffer 
4.5 besonders hin.

6.  Gesetz über kommunale
Zusammenarbeit (GkZ)
6.1. Amtsinterne Zweckverbände (§ 2
Abs. 3 GkZ/Streichung des § 23 GkZ)
Mit Inkrafttreten des Gesetzes ist die Bil-
dung von Zweckverbänden zulässig, die 
sich ausschließlich aus Gemeinden ein 
und desselben Amtes zusammensetzen. 
Sie haben allerdings die Verwaltung des 

Amtes für die Durchführung der ihnen 
übertragenen Aufgaben in Anspruch zu 
nehmen (§ 2 Abs. 3 GkZ). Solche Zweck-
verbände haben damit auf eigene Be-
schäftigte und Verwaltungseinrichtungen 
zu verzichten.
Die Einführung amtsinterner Zweckver-
bände ist verfassungsrechtlich unproble-
matisch. Die in § 2 Abs. 1 Satz 1 GkZ 
vorgesehene beschränkte Aufgaben-
übertragungsmöglichkeit („einzelne oder 
mehrere zusammenhängende Aufga-
ben“) verhindert, dass sich Zweckverbän-
de zu Gemeindeverbänden entwickeln 
können.
Der zur Errichtung des Zweckverbandes 
erforderliche öffentlich-rechtliche Vertrag 
sowie die Verbandssatzung bedürfen (wie 
bislang) nach § 5 Abs. 5 GkZ der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörden. Die 
für amtsinterne Zweckverbände als Kom-
munalaufsicht zuständigen Landrätinnen 
und Landräte haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass amtsangehörige Gemeinden 
die ihnen obliegende Pflicht zur Selbst-
verwaltung weiterhin wahrnehmen und 
sich nicht durch  Übertragung insbeson-
dere von Kernaufgaben auf Zweckver-
bände ihrer gemeindlichen Aufgaben 
zunehmend entledigen.
Um einen Überblick über die Bildung 
amtsinterner Zweckverbände zu erhalten, 
werden die Kommunalaufsichtsbehörden 
gebeten, dem Innenministerium jährlich 
(jeweils zum 31.12. d. J.) über die Anzahl 
der in ihrem Zuständigkeitsbereich ge-
bildeten Zweckverbände und deren Auf-
gaben zu berichten.

6.2. Erweiterung der Kooperations-
möglichkeiten/Verschlankung des
Zweckverbandsrechts
Neben der Zulassung amtsinterner 
Zweckverbände werden die Koopera-
tionsmöglichkeiten im GkZ auch insoweit 
erweitert, als künftig Teilaufgaben auf 
Zweckverbände oder im Rahmen von öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarungen nach 
§ 18 GkZ auf andere juristische Personen 
des öffentlichen Rechts übertragen wer-
den können und auch die Möglichkeiten 
der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit nach § 21 GkZ ausgebaut werden. 
Die Bildung von Ausschüssen wird bei 
Zweckverbänden künftig freigestellt.

B. Durchführung der gemeindlichen
Selbstverwaltungsaufgaben durch das

3Amt
Zum Umfang der Aufgaben, die dem Amt 
durch § 3 der Amtsordnung (AO) über-
tragen worden sind, gebe ich unter 
Aufhebung des Runderlasses vom 13. 
Februar 1991 (Amtsbl. Schl.-H. S. 103) 
folgende Hinweise:

1. Entscheidung in Selbstverwaltungs-
angelegenheiten
Das Recht der Gemeinden, alle Angele-

genheiten der örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze in eigener Verant-
wortung zu regeln und in ihrem Gebiet im 
Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit alle öf-
fentlichen Aufgaben in eigener Verantwor-
tung zu erfüllen, soweit die Gesetze nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmen, 
ist in Art. 28 Abs. 2 GG und Art. 46 Abs. 1 
der Landesverfassung verfassungsmäßig 
garantiert (verfassungsrechtliche Selbst-
verwaltungsgarantie). Deshalb liegt nach 
dem Wortlaut des § 3 Abs. 1 Satz 1 AO die 
Willensbildung in Selbstverwaltungsan-
gelegenheiten und die kommunalpoliti-
sche Entscheidungsverantwortung (Be-
schlussfassungskompetenz) grundsätz-
lich bei den Organen der amtsangehöri-
gen Gemeinde. Der Begriff "nach den Be-
schlüssen der Gemeinde" umfasst ent-
sprechend § 27 Abs. 1 Gemeindeordnung 
(GO) die Entscheidungen durch die Ge-
meindevertretung und - soweit nach § 27 
Abs. 1 Satz 3 und § 45 Abs. 2 GO eine 
Delegation erfolgt ist - durch die Bürger-
meisterin oder den Bürgermeister bzw. 
einen Ausschuss.
Von der Beschlussfassungskompetenz 
durch die Gemeinde ausgenommen sind 
die (Teil-)Aufgaben, die eine Gemeinde 
nach Maßgabe des § 5 AO dem Amt, nach 
Maßgabe des § 2 GkZ einem Zweckver-
band oder nach § 18 GkZ durch öffentlich-
rechtliche Vereinbarung einer anderen 
juristischen Person des öffentlichen 
Rechts übertragen hat. Eine Gemeinde 
gibt mit einer solchen Übertragung in ei-
genen Angelegenheiten die Aufgaben-
trägerschaft und damit die Rechte zur 
Willensbildung und Entscheidungsfin-
dung ab. 

2. Aufgabendurchführung in Selbstver-
waltungsangelegenheiten
Von der Willensbildung in Selbstverwal-
tungsangelegenheiten ist die verwal-
tungstechnische Willensausführung nach 
außen (Durchführung) zu unterscheiden. 
Sie ist dem Amt neben der Vorbereitungs-
kompetenz gesetzlich übertragen und 
entfaltet –unbeschadet der Verpflichtung, 
rechtswidrige Beschlüsse nicht auszu-
führen – eine uneingeschränkte Bindung 
des Amtes an die Entscheidung des je-
weils zuständigen gemeindlichen Or-
gans. Die Regelung in § 3 Abs. 1 Satz 1 AO 
soll die ehrenamtliche Bürgermeisterin 
oder den ehrenamtlichen Bürgermeister 
von verwaltungstechnischen Aufgaben 
als Behörde befreien und ihr oder ihm die 
Möglichkeit zu weiterer Entfaltung ihrer 
oder seiner kommunalpolitischen Füh-
rungsaufgaben in der Gemeinde geben. 
Es ist eine vordringliche Aufgabe von Bür-
germeisterin oder Bürgermeister und Ge-
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zu unterscheiden. Der verwaltungstech-
nische Beitrag obliegt dem Amt, der in-
haltlich gestaltende liegt in der Verantwor-
tung der Bürgermeisterin oder des Bür-
germeisters, die oder der dabei jedoch 
der fachlichen Unterstützung des Amtes 
bedarf. Deshalb ist das Amt bei der Vor-
bereitung der Beschlüsse der Gemeinde 
an das Einvernehmen  und die inhalt-
lichen Weisungen der Bürgermeisterin 
oder des Bürgermeisters – auch zur Ge-
staltung der Tagesordnung, vgl. § 34 Abs. 
4 GO – gebunden (§ 3 Abs. 1 Satz 1 AO); 
ihr oder sein Einverständnis muss zwin-
gend vorliegen. Adressat der Weisungen 
ist die Amtsvorsteherin bzw. der Amtsvor-
steher oder die Amtsdirektorin bzw. der 
Amtsdirektor. Zur Vorbereitung eines Be-
schlusses kann es auch zur Aufgabe des 
Amtes gehören, in Abstimmung mit der 
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister 
der Gemeinde Gutachten oder andere 
Beiträge Dritter einzuholen (z.B. von Pla-
nungsbüros) oder Ausschreibungen 
durchzuführen. Das dem Amt durch § 3 
Abs. 3 Satz 2 AO neu eingeräumte – aller-
dings zweckgebundene (vgl. hierzu noch 
später) –  Initiativrecht hat auf diese 
grundsätzliche Zuständigkeitsverteilung 
keinen Einfluss.
Mit der Vorbereitungsfunktion des Amtes 
einher geht die Obliegenheit, Anregungen 
und Hinweise zu geben, auf deren Grund-
lage die Gemeinde klare Vorstellungen 
über Stand und realistische Entwicklungs-
möglichkeiten der Gemeinde erarbeiten 
kann.
Das Amt wirkt nach § 3 Abs. 3 AO auf eine 
zwischen den betroffenen amtsangehö-
rigen Gemeinden abgestimmte Erfüllung 
der öffentlichen Aufgaben hin und kann 
zum Zweck der Koordination den Ge-
meinden nach Beschlussfassung durch 
den Amtsausschuss Beschlussempfeh-
lungen unterbreiten. Abweichend von § 3 
Abs. 1 Satz 1 AO ist in diesem Fall für die 
Beschlussempfehlung das Einverneh-
men der jeweiligen Bürgermeisterin oder 
des jeweiligen Bürgermeisters nicht er-
forderlich. Dies verpflichtet die Gemein-
devertretungen allerdings nicht zu einer 
entsprechenden oder mit anderen Ge-
meinden des Amtes übereinstimmenden 
Beschlussfassung. Das Initiativrecht des 
Amtes schränkt daher die Entscheidungs-
kompetenz jeder einzelnen Gemeindever-
tretung im Rahmen ihrer Willensbildung 
nicht ein.
Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter kann bei der Durchführung der Ent-
scheidungen der Gemeinde durch das 
Amt weiter mitwirken; sie oder er hat auch 
nach der Entscheidung das Recht, zur 
Förderung der betreffenden Angelegen-
heit an Verhandlungen und Besprechun-
gen teilzunehmen. Das Amt ist verpflich-
tet, die Bürgermeisterin oder den Bürger-
meister rechtzeitig zu informieren, um ihr 
oder ihm die Teilnahme zu ermöglichen. 

Aus der Verantwortlichkeit der Bürger-
meisterin bzw. des Bürgermeisters für die 
sachliche Erledigung der Aufgaben (§ 50 
Abs. 1 GO) ergibt sich die Verpflichtung, 
auf eine zeitnahe, den Beschlüssen der 
Gemeinde entsprechende Durchführung 
durch das Amt zu achten; die Zuständig-
keit für die Durchführung der Beschlüsse 
und den Geschäftsgang der Verwaltung 
obliegt jedoch der Amtsvorsteherin oder 
dem Amtsvorsteher bzw. der Amtsdirek-
torin oder dem Amtsdirektor.

6. Zuständigkeiten der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters
Die verwaltungstechnische Durchführung 
der Aufgaben der amtsangehörigen Ge-
meinden durch das Amt ersetzt eine ei-
gene Verwaltung der amtsangehörigen 
Gemeinden. Danach ergibt sich, neben 
dem Vorsitz in der Gemeindevertretung, 
eine Zuständigkeit der Bürgermeisterin 
oder des Bürgermeisters der amtsange-
hörigen Gemeinden als Gemeindeorgan 
in folgenden Fällen:

a. Für die Repräsentation der Gemeinde 
bei öffentlichen Anlässen nach § 10 GO 
(hierzu gehört auch die Ehrung von Ju-
bilaren in der Gemeinde),
b. für die ihr oder ihm allgemein durch die 
Hauptsatzung oder im Einzelfall durch 
Beschluss nach § 27 Abs. 1 Satz 3 GO 
übertragenen Entscheidungen,
c. für Eilentscheidungen (§§ 50 Abs. 3 
oder § 48 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 48 Abs. 3 
Satz 3 und § 55 Abs. 4 GO),
d. für die Anordnung unerheblicher über- 
und außerplanmäßiger Ausgaben bzw. 
Aufwendungen und Auszahlungen (§§ 82 
und 95d GO),
e. für Verpflichtungserklärungen (§ 51 
Abs. 2 GO), 
f. für Widerspruch und Beanstandung 
von Beschlüssen (§§ 43 und 47 GO),
g. für die Ausfertigung von Satzungen (§ 4 
Abs. 2 GO),
h. für die Unterrichtung der Öffentlichkeit, 
sofern die Satzung der Gemeinde dies 
bestimmt (§ 16 a Abs. 3 GO),
i. für die Stellung eines Antrages auf Aus-
schluss der Öffentlichkeit in Sitzungen der 
Gemeindevertretung (§ 35 Abs. 2 GO),

Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter kann  im Rahmen der eigenen Zustän-
digkeiten eigenen Schriftwechsel führen, 
soweit es sich nicht um die Durchführung 
von Beschlüssen der Gemeindevertre-
tung oder der Ausschüsse und um die 
Ausführung der ihr oder ihm nach § 27 
Abs. 1 Satz 3 GO übertragenen Entschei-
dungen handelt. Das Amt soll auch hierfür 
Schreibkräfte und Büromaterial zur Verfü-
gung stellen.

7. Schriftverkehr
Bei der Durchführung gemeindlicher Auf-
gaben im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 AO 

meindevertretung, klare Vorstellungen 
über Stand und künftige Entwicklung der 
Gemeinde zu erarbeiten, sie laufend zu 
ergänzen und sie vor der Einzelmaßnah-
me zu erwägen, zu planen und zu be-
schließen. Das nunmehr in § 3 Abs. 3 Satz 
2 AO eingeführte Initiativrecht des Amtes 
(vgl. hierzu unter Ziffer 5) ändert hieran 
nichts.

3. Aufgaben zur Erfüllung nach
Weisung 
Von den Selbstverwaltungsaufgaben zu 
unterscheiden sind die Aufgaben zur Er-
füllung nach Weisung (§ 4 AO), die dem 
Amt gesetzlich zugeordnet sind. Die Zu-
ständigkeit des Amtes umfasst insoweit 
sowohl die Willensbildung als auch die 
Aufgabendurchführung.

4. Dienende Funktion des Amtes
Aus der gesetzlichen Zuständigkeit des 
Amtes zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der gemeindlichen Selbstverwal-
tungsaufgaben nach den Beschlüssen 
der Gemeinde ergibt sich die Verpflich-
tung zur vertrauensvollen Zusammen-
arbeit und zu einem konstruktiven Mit-
einander zwischen der Amtsvorsteherin 
oder dem Amtsvorsteher, den Dienst-
kräften des Amtes und insbesondere der 
leitenden Verwaltungsbeamtin oder dem 
leitenden Verwaltungsbeamten bzw. der 
Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor 
einerseits und den Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern und Gemeindever-
treterinnen und Gemeindevertretern der 
amtsangehörigen Gemeinden anderer-
seits. Das Amt muss sich in jeder Phase 
der Aufgabendurchführung bewusst sein, 
dass es sein gesetzlicher Auftrag ist, die 
amtsangehörigen Gemeinden durch Er-
bringung der erforderlichen Verwaltungs-
leistungen zu unterstützen. Es hat inso-
weit eine helfende und dienende Funk-
tion, die es zu besonderer Einsatzbereit-
schaft für seine Gemeinden und zu einer 
besonders engen Kooperation mit den 
Gemeindeorganen, insbesondere mit 
den Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern der amtsangehörigen Gemeinden, 
verpflichtet. Diese Zusammenarbeit ist 
auch auf Gebieten anzustreben, die als 
weisungsgebundene Angelegenheiten 
nach § 4 AO zur ausschließlichen Zustän-
digkeit des Amtes gehören.

5. Mitwirkung der Bürgermeisterin oder
des Bürgermeisters und Initiativrecht
des Amtes
Von der Vorbereitungs- und Durchfüh-
rungskompetenz des Amtes bleibt die 
Verantwortlichkeit der Bürgermeisterin 
oder des Bürgermeisters als Gemeinde-
organ gegenüber der Gemeinde unbe-
rührt. 
Bei der Vorbereitung der Beschlüsse ist 
zwischen dem verwaltungstechnischen 
und dem inhaltlich gestaltenden Beitrag 
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führt das Amt den Schriftverkehr unter sei-
nem Schriftkopf (vgl. § 1 der Landesver-
ordnung zur Durchführung der Gemein-
de-, der Kreis- und der Amtsordnung 
(GKAVO) vom 5. November 2008 – 
GVOBl. Schl.-H. S. 588 –, zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. 
März 2012 – GVOBl. Schl.-H. S. 371). Dies 
gilt auch für Verwaltungsaußenstellen 
einer Amtsverwaltung (sog. Bürgerbü-
ros). Die Unterzeichnung erfolgt durch die 
Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher 
bzw. durch die Amtsdirektorin oder den 
Amtsdirektor oder in ihrem oder seinem 
Auftrag durch eine Mitarbeiterin oder 
einen Mitarbeiter des Amtes. Im Inhalt der 
in Erledigung gemeindlicher Aufgaben er-
lassenen Verwaltungsakte und im Inhalt 
des sonstigen Schriftwechsels muss 
deutlich zum Ausdruck kommen, dass 
das Amt für eine bestimmte amtsange-
hörige Gemeinde tätig wird. Die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister ist 
unverzüglich über den Inhalt des ihre oder 
seine Gemeinde betreffenden Schrift-
wechsels zu informieren. 
Für eigenen Schriftwechsel der Gemein-
de (siehe Ziffer 6) verwendet die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister den 
Schriftkopf der Gemeinde. 
Gemeindliche Eigenbetriebe sind ge-
meindliches Sondervermögen ohne ei-
gene Rechtsfähigkeit. Die Werkleiterin 
oder der Werkleiter führt den Schrift-
verkehr daher unter dem Schriftkopf der 
Gemeinde, ergänzt durch die Bezeich-
nung des Eigenbetriebes.

8. Unterstützungsfunktion des Amtes
Die Ermächtigung des Amtes, die amts-
angehörigen Gemeinden auf ihren 
Wunsch bei der Erfüllung gemeindlicher 
Aufgaben zu unterstützen (§ 3 Abs. 4 AO) 
berechtigt das Amt nicht, Investitionen 
zulasten der Amtsumlage nach § 22 AO zu 
finanzieren. Die Finanzierung von Investi-
tionsgütern kann in diesem Fall aus-
schließlich in entsprechender Anwendung 
des § 21 Abs. 1 AO zulasten der Gemein-
den erfolgen, die die konkrete Unterstüt-
zungsleistung in Anspruch nehmen.

9. Bürgermeisterin oder Bürgermeister
nach § 48 Abs. 2 GO
Gemeinden, die eine hauptamtliche Bür-
germeisterin oder einen hauptamtlichen 
Bürgermeister nach § 48 Abs. 2 GO wäh-
len, bleiben ehrenamtlich verwaltet; der 
Umfang der Aufgaben und die Abgren-
zung der Befugnisse zwischen der Ge-
meinde und dem Amt bleiben auch nach 
der Wahl einer hauptamtlichen Bürger-
meisterin oder eines hauptamtlichen 
Bürgermeisters unverändert. Die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister ist nicht 
zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender 
der Gemeindevertretung. 

10. Gemeindliche Kassenführung
Für die gemeindliche Kassenführung 
durch das Amt gelten bei einer Haus-
haltswirtschaft nach den Grundsätzen der 
doppelten Buchführung die Vorschriften 
der Gemeindehaushaltsverordnung-
Doppik vom 15. August 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 382), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 27. September 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 626), bzw. bei einer 
Haushaltswirtschaft nach den Grundsät-
zen der kameralen Buchführung die Vo-
rschriften der Gemeindekassenverord-
nung-Kameral vom 17. Juli 2007 (GVOBI. 
Schl.-H. S. 347). Danach darf die Amts-
kasse Ein- und Auszahlungen nur auf-
grund einer schriftlichen oder bei auto-
matisierten Verfahren auf elektronischem 
Wege übermittelten Anordnung der Bür-
germeisterin oder des Bürgermeisters 
tätigen. Die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister kann jedoch die leitende Ver-
waltungsbeamtin oder den leitenden Ver-
waltungsbeamten des Amtes oder eine 
andere Mitarbeiterin oder einen anderen 
Mitarbeiter, nicht aber die Kassenleiterin 
oder den Kassenleiter, bevollmächtigen, 
für sie oder ihn Kassenanordnungen zu 
zeichnen. Hierbei ist auch eine Ermächti-
gung bis zu einer bestimmten Wertgrenze 
zulässig.

11. Vertretung in gerichtlichen
Verfahren
Das Amt ist gesetzlicher Vertreter der 

amtsangehörigen Gemeinden im gericht-
lichen Verfahren, soweit es nicht selbst 
Verfahrensbeteiligter ist oder mehrere 
amtsangehörige Gemeinden Verfahrens-
beteiligte sind (§ 3 Abs. 1 Satz 5 AO). Das 
Amt übernimmt daher die Prozessführung 
für die als Klägerin oder Beklagte be-
teiligte Gemeinde. Nur wenn auch das 
Amt oder mehrere amtsangehörige Ge-
meinden verfahrensbeteiligt sind, fällt die 
Prozessführungsbefugnis auf die Bürger-
meisterin oder den Bürgermeister zurück; 
die Gemeinde kann in diesem Fall eine 
anwaltliche Vertretung beschließen.
Rechte und Pflichten aus den gerichtli-
chen Verfahren (einschließlich der Kos-
tenentscheidung) treffen in jedem Fall die 
Gemeinde als Beteiligte.
Die Behörde des Amtes ist darüber hinaus 
bei der Durchführung von Selbstverwal-
tungsangelegenheiten für die Gemeinde 
Widerspruchsbehörde im Sinne der Ver-
waltungsgerichtsordnung. 
Verwaltungsakte in Selbstverwaltungs-
angelegenheiten amtsangehöriger Ge-
meinden werden im Rahmen der Durch-
führungskompetenz (§ 3 Abs. 1 Satz 1 
AO) vom Amt erlassen; Anfechtungs- und 
Verpflichtungsklagen sind daher gegen 
das Amt zu richten. In diesem Fall liegt 
sowohl die Beteiligteneigenschaft als 
auch die Prozessführungsbefugnis beim 
Amt.
Da das Amt sowohl in gerichtlichen Ver-
fahren als auch in Widerspruchsverfahren 
für die Gemeinde tätig wird, ist das Amt im 
Innenverhältnis an die Beschlüsse der ver-
tretenen Gemeinde gebunden. Das Amt 
hat vor Entscheidung des Widerspruchs 
eine Stellungnahme der Gemeinde her-
beizuführen. Ebenso muss das Amt in 
jedem Stadium des gerichtlichen Verfah-
rens berücksichtigen, dass es zwar als 
gesetzlicher Vertreter für die Gemeinde, 
aber nur in deren Auftrag handelt.

EU-Förderung ländlicher Räume ab 2014: 
*Neue Chancen – weniger Bürokratie?  

Hermann-Josef Thoben, Referatsleiter für ländliche Entwicklung im Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

* Vortrag anlässlich der Amtsvorstehertagung des 
SHGT am 03.05.2012 im Drahtenhof in Molfsee 

1. Aktuelles aus der laufenden 
Förderperiode 2007 - 2013

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Koch, 
sehr geehrter Herr Bülow,

meine sehr verehrten Damen und Herren,
gestatten Sie mir eingangs einige Hin-
weise auf die aktuelle Förderperiode 2007 
- 2013:

a. Health-Check
Mit Sondermitteln der EU, die unter der 
Bezeichnung Health-Check eingesetzt 
werden, haben wir die Möglichkeit be-
kommen, den 21 AktivRegionen jeweils 
ein Budget von mehr als 700.000 € zur 
Verfügung zu stellen. Diese Mittel sollen 
insbesondere eingesetzt werden für kom-
munale Gebäude und deren energetische 
Umstellung von fossilen Energieträgern 
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(Öl und Gas) auf regenerative Energien. 
Der Beirat der AktivRegionen hat am 
26.04.2012 entschieden, dass Mittelum-
schichtungen zwischen den einzelnen Ak-
tivRegionen vorgenommen werden, so-
weit bis zum 30.09.2012 für die vorge-
sehenen EU-Zuschüsse in einzelnen Aktiv
Regionen keine ausreichenden bewilli-
gungsreifen Anträge vorliegen.

b. Ländlicher Wegebau
Die bisherige Förderung des ländlichen 
Wegebaus wurde in intensiver Abstim-
mung mit dem Gemeindetag, dem Bau-
ernverband und der Akademie für die 
ländlichen Räume auf eine neue Grund-
lage gestellt. Sie kennen sicherlich den 
Handlungsleitfaden „Wege mit Aussich-
ten“, der u.a. auch von der Internetseite 
der Akademie für die ländlichen Räume 
heruntergeladen werden kann. Wesent-
liches Element ist die Konzentration der 
Förderung auf sogenannte Kernwege. 
Aufgrund der Prüfung des Landesrech-
nungshofes aus dem Jahr 2005 und ak-
tueller Diskussionen weise ich besonders 
darauf hin, dass eine Förderung im Rah-
men von reinen Unterhaltungsarbeiten für 
Wirtschaftswege nicht in Frage kommt. 
Ich bitte daher um Verständnis, dass sich 
die künftige Förderung der Wirtschafts-
wege auf die sog. Kernwege konzentrie-
ren muss. Wir streben jedoch an, ge-
meinsam mit dem Gemeindetag weitere 
Informationsveranstaltungen durchzufüh-
ren mit Hinweisen auf kostengünstige Un-
terhaltungsarbeiten und zukünftige Wege-
baustandards.

Hermann-Josef Thoben

c. Breitbandförderung
Im Bereich der Breitbandförderung sehen 
die Eckpunkte des Finanzministeriums für 
den neuen Doppelhaushalt 2013/2014 je-
weils zusätzlich 3 Mio. € aus Landesmit-

teln vor. Unter der Voraussetzung, dass 
auch das neue Landesparlament diese 
Ansätze beschließt und im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes zusätzlich Bundesmittel einge-
setzt werden können, stünden dann ins-
gesamt ca. 15 Mio. € an Zuschüssen zur 
Verfügung. Wir streben an, diese Mittel in 
Zukunft besonders für ein schnelleres 
Internet einzusetzen. Die Ministerin hat vor 
kurzem als politisches Ziel bis 2020 flä-
chendeckend für Schleswig-Holstein eine 
Breitbandgeschwindigkeit mit 100 m-bit 
pro Sekunde formuliert.

d. Sportstättenförderung
Im Rahmen der Sportstättenförderung 
konnten in den letzten Wochen zusätzlich 
2,4 Mio. € aus EU-Mitteln durch Um-
schichtung eingeworben werden. Die 
Verausgabung dieser Mittel wurde bereits 
in kurzer Zeit durch bewilligungsreife An-
träge gesichert.
Obwohl nicht zu erwarten ist, dass im 
Rahmen der oben beschriebenen Pro-
gramme noch größere Umschichtungen 
entstehen, so rate ich allen Gemeinden im 
Hinblick auf das sich abzeichnende Ende 
der Förderperiode, möglichst weitere be-
willigungsreife Anträge in der Schublade 
vorzuhalten, weil erfahrungsgemäß kurz 
vor Abschluss der Förderperiode noch 
Restmittel zur Verfügung stehen.

2. Landwirtschaftsfonds ELER in der 
EU-Förderperiode 2014-2020
Es liegen für alle EU-Förderprogramme 
Vorschläge der EU-Kommission vor, die 
z.Z. mit dem EU-Parlament und den 27 
Mitgliedstaaten diskutiert werden. Der 
Kommissionsvorschlag sieht erstmalig 
einen gemeinsamen strategischen Rah-
men für die EU- Agrar- und Strukturfonds 
vor. Sollte es zur Umsetzung des Kom-
missionsvorschlages in etwa in der vor-
liegenden Fassung kommen, ist davon 
auszugehen, dass die Förderbedingun-
gen insbesondere im Bereich der Agrar-
förderung ab 2014 vergleichbar sind mit 
der aktuellen Förderperiode. Das bedeu-
tet, dass weiterhin die Mehrwertsteuer 
nicht förderfähig sein wird, dass eine 
öffentliche Kofinanzierung der EU-Mittel 
zwingend ist und dass die sog. n+2-
Regel greift, d.h. die Mittel können noch 
bis zu 2 Jahre nach dem jeweiligen Haus-
haltsjahr zur Auszahlung kommen.
Für die AktivRegionen in Schleswig-Hol-
stein ist von Bedeutung, dass mindestens 
5 % der Agrarmittel für den Leader-Ansatz 
vorzusehen sind. Wesentliche Neuerung 
für die AktivRegionen ist der deutlich 
höhere EU-Anteil an den öffentlichen Fi-
nanzmitteln. Er beträgt anstelle von bisher 
55 % jetzt lt. Verordnungsentwurf 80 %. Ich 
weise an dieser Stelle besonders darauf 
hin, dass es sich hier um den EU-Anteil an 

den öffentlichen Finanzmitteln handelt. 
Diese Quote darf aber nicht mit den 
zukünftigen Zuschusshöhen verwechselt 
werden. Hier lässt uns Brüssel i.d.R. viel 
Spielraum. Neu ist im Rahmen des Kom-
missionsvorschlages auch, dass insbe-
sondere für die AktivRegionen größere 
Handlungsspielräume vorgesehen sind, 
d.h. das Förderspektrum soll breiter wer-
den und letztlich kann mehr Verantwor-
tung auf die AktivRegionen übertragen 
werden.

Strategiegruppe ländliche 
Entwicklung 2014+
Erstmalig haben wir uns vor Beginn einer 
EU-Förderperiode frühzeitig u.a. mit dem 
Gemeindetag, mit dem Wirtschafts- und 
dem Sozialministerium, mit der Akademie 
für die ländlichen Räume und anderen 
Partnern auf eine strategische Vorberei-
tung verständigt. Hierzu haben wir Anfang 
Januar eine kleine strategische Arbeits-
gruppe gebildet mit dem Ziel, ein Strate-
giepapier zu erarbeiten mit Eckpunkten 
für die künftige ländliche Entwicklung in 
Schleswig-Holstein. Wesentliche Themen 
hierbei sind die demographische Entwick-
lung, die Dorfkern- oder Innenentwick-
lung, die mögliche Förderung von Kitas, 
die Breitbandförderung, die ländliche 
Verkehrsinfrastruktur, die Bodenordnung. 
Diese Strategiegruppe setzt sich aber 
auch mit Finanzierungsregelungen inner-
halb der AktivRegion auseinander, wie 
z.B. mit den jährlichen Budgets und dem 
zusätzlichen Mitteleinsatz über Leucht-
turmprojekte. Alles wird z.Z. in einem 
spannenden Diskussionsprozess erör-
tert. Wir möchten aber möglichst frühzei-
tig und vor der eigentlichen Programm-
aufstellung eine breite Beteiligung sicher-
stellen. Insbesondere für die kommunale 
Familie haben wir dazu eine Konferenz in 
Rendsburg am 28.08. d.J. vorgesehen.

Geplante nächste Schritte für das 
ELER-Programm
Auf EU-Ebene werden derzeit die Verord-
nungsentwürfe der Kommission ein-
schließlich der seitens der Mitgliedstaaten 
zur Verfügung zu stellenden Gesamtmittel 
für den EU-Haushalt bis 2020 mit dem 
Parlament und den Mitgliedstaaten dis-
kutiert. Der z.Z. unter dänischer Regie 
laufende Prozess ist außerordentlich kon-
struktiv. Ob sich dies unter der künftigen 
zypriotischen Federführung so fortsetzen 
lässt, bleibt abzuwarten.
Auf der Bundesebene wird derzeit erst-
malig eine sog. Partnerschaftsvereinba-
rung zwischen dem Bund und den Bun-
desländern unter Federführung des Bun-
deswirtschaftsministeriums erarbeitet. 
Hierbei handelt es sich um eine Verein-
barung, die letztendlich mit der EU ge-
schlossen wird. Sie ist gleichzeitig Grund-
lage für die einzelnen Länderprogramme.
In Schleswig-Holstein wird voraussichtlich 
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im Herbst 2012 mit der eigentlichen Pro-
grammerstellung für das 7-Jahrespro-
gramm 2014 – 2020 begonnen. Erfah-
rungsgemäß dauert dieser Prozess ca. 6 
Monate. Unter günstigen Voraussetzun-
gen könnte im 2. Quartal 2013 die Vorlage 
des Programmentwurfs bei der EU-Kom-
mission erfolgen. Sollten auf EU- und 
Bundesseite bis dahin alle Voraussetzun-
gen gegeben sein, könnte das Programm 
Anfang 2014 seitens der Kommission 
genehmigt und dann von uns umgesetzt 
werden.
Für die AktivRegionen bedeutet dies, 
dass alle die Regionen, die auch in der 
nächsten Förderperiode teilnehmen 
möchten, möglichst frühzeitig mit der Er-
arbeitung ihrer neuen Entwicklungsstra-
tegie beginnen könnten. Zum jetzigen 
Zeitpunkt erscheint dies noch nicht sinn-
voll. Ggf. kann im letzten Quartal 2012 mit 
der Erarbeitung der jeweiligen Strategie 
gestartet werden.

3. Aufgaben für die Kommunen 
in 2013
Was bedeutet das aber nun für die Auf-
gaben, die auf die einzelnen Kommunen 
und damit auf Sie in nächster Zeit zur Vor-
bereitung der Förderperiode zukommen?
Im Moment erscheint es mir besonders 
wichtig, dass Sie sich mit eigenen Ideen, 
eigenen Vorstellungen an der Erarbeitung 
der Eckpunkte der ländlichen Entwicklung 
konstruktiv einbringen. Ein besonders 
günstiger Termin hierfür ist der Kongress 
am 28.08. im Hohen Arsenal in Rends-
burg.
Da sich die Rahmenbedingungen hin-
sichtlich der Gebietszuschnitte der Ak-
tivRegionen voraussichtlich nicht wesent-
lich ändern werden, könnten grundsätz-
lich alle 21 AktivRegionen wieder so 
antreten, wie sie in der jetzigen Förder-
periode agiert haben. Trotzdem erscheint 
es mir sinnvoll, dass man sich darüber 
Gedanken macht, ob der aktuelle Zu-
schnitt der einzelnen AktivRegionen 
optimal ist. Falls es Verbesserungsbedarf 
gibt, sollte eine neue Abgrenzung zwi-
schen AktivRegionen möglichst frühzeitig 
abgestimmt werden.
Unter der Voraussetzung, dass Sie Ihren 
Gebietszuschnitt geklärt haben, sollten 
Sie sich an der Erarbeitung der neuen 
Entwicklungsstrategie für Ihre jeweilige 
AktivRegion konstruktiv beteiligen. Dies 
umso mehr, als die Strategie künftig eine 
zentrale Grundlage für die Projektförde-
rung sein kann und damit eine wesentlich 
höhere Bedeutung hat gegenüber der 
derzeitigen Förderperiode.
In der anstehenden EU-Förderperiode 
werden zum Teil neue Rahmenbedingun-
gen geschaffen und das Maß der Verant-
wortung seitens der AktivRegionen wird 
deutlich steigen. Daher mein Appell an 
Sie, machen Sie sich bitte frühzeitig Ge-
danken zu der geeigneten Organisations-

form (e.V. oder GmbH oder Genossen-
schaft). Darüber hinaus sollten Sie 
hinterfragen, ob die derzeit von Ihnen ge-
wählte Form des Regionalmanagements 
auch für die Umsetzung der neuen Auf-
gaben mit mehr Eigenverantwortung aus-
reicht. Besonders bewährt haben sich 
beispielsweise Strukturen, die einerseits 
auf eigenes Personal setzen und zum an-
deren mit geeigneten Agenturen zusam-
men arbeiten.

4. Chancen für Bürokratieabbau?
Aufgrund der Erfahrungen in der derzeiti-
gen und in den letzten Förderperioden ge-
statten Sie mir zunächst einen allgemei-
nen Hinweis auf die hauptamtlichen 
Anforderungen in Ihren Amts- und Ge-
meindeverwaltungen:
Der Rechnungshof hat in 2011 die „Länd-
liche Entwicklung in Schleswig-Holstein“ 
geprüft und ist zu dem erfreulichen Er-
gebnis gekommen, dass insbesondere 
im Zuwendungsrecht kaum noch Mängel 
festzustellen sind. Umso mehr ist es be-
dauerlich, dass der Rechnungshof mas-
sive Defizite in den kommunalen Verwal-
tungen im Bereich des Vergaberechts 
festgestellt hat. Aufgrund der mit dem 
Einsatz der EU-Mittel verbundenen Risi-
ken (Anlastung) bitte ich Sie, dringend 
darauf hinzuwirken, dass bei der Umset-
zung von EU-geförderten Projekten aus-
reichend Kompetenz auf Ihrer Seite als 
Auftraggeber vorhanden ist. Entweder 
verfügt die eigene Verwaltung über diesen 
Sachverstand oder Sie sichern die erfor-
derliche Kompetenz über Werkverträge 
z.B. mit der GMSH, der Auftragsbera-
tungsstelle oder sonstigen externen Fach-
leuten.
Im Hinblick auf möglichen Bürokratieab-
bau für die neue Förderperiode ist von Be-
deutung, dass die EU durchaus vorsieht, 
dass die künftige Entwicklungsstrategie 
für die AktivRegionen unmittelbar als 
Rechtsgrundlage für die Bewilligung die-
nen kann anstelle der bisherigen Förder-
richtlinien. Dies bedeutet aber auch mehr 
Verantwortung für jede Region. Ein un-
mittelbarer Beitrag der EU-Kommission 
zu weniger Bürokratie bei den Kommunen 
ist aufgrund der derzeitigen Verordnungs-
texte nicht erkennbar.
Daher sollte es uns gemeinsam darum 
gehen, die Effizienz bei der Umsetzung 
der Fördermittel zu steigern, z.B. durch 
Optimierung des Berichts- und Kontroll-
aufwandes, aber auch bei der Evaluie-
rung. Denkbar wäre hier eine Konzen-
tration gleichartiger Aufgaben, die derzeit 
bei 21 AktivRegionen anfallen auf das Re-
gionennetzwerk bei der Akademie für die 
ländlichen Räume.

5. Perspektiven für eine lebenswerte 
Zukunft
Meine Damen und Herren,
abschließend möchte ich gerne an Sie alle 

appellieren, dass Sie Ihren eigenen Bei-
trag leisten für eine wirksame Umsetzung 
der Förderprogramme.
Eine wesentliche Voraussetzung ist sicher 
eine konstruktive Zusammenarbeit zwi-
schen Haupt- und Ehrenamt sowohl auf 
kommunaler als auch auf regionaler 
Ebene. Viele erfolgreiche Projekte ma-
chen deutlich, dass der Faktor „Mensch“ 
hier eine überragende Rolle spielt. Nutzen 
wir also diese Chance, wo wir selbst mit-
gestalten können. Bündeln Sie die Kräfte 
und stärken Sie das Wir-Gefühl zwischen 
Haupt- und Ehrenamt.
Gestalten Sie aktiv die Zukunft Ihres Dor-
fes und Ihrer Region. Setzen Sie sich ge-
meinsam mit der Frage auseinander, wo 
Sie örtliche und regionale Stärken nutzen 
können. Klären Sie aber auch gleichzeitig, 
wo besondere Probleme und Herausfor-
derungen sind.
Ein wesentlicher Erfolgsfaktor scheint mir 
zu sein, dass Sie sich möglichst auf einige 
wesentliche Schwerpunkte in Ihrer Region 
verständigen und nutzen Sie bitte die 
künftige EU-Förderperiode, um Ihre Po-
tenziale, also insbesondere Ihre Stärken, 
gezielt zu entwickeln, z.B. in den Berei-
chen Bildung, Soziales, Dorfkern- oder 
Innenentwicklung, aber auch insgesamt 
für die Lebensqualität auf dem Lande.
Im Hinblick auf den demographischen 
Wandel schauen Sie nicht nur auf die 
Risiken, sondern nutzen Sie kreativ und 
mutig die Chancen, um gemeinsam im 
Dorf und in der Region Veränderungen 
aktiv zu gestalten.
Im Ergebnis komme ich dazu, dass ein 
wesentlicher Bürokratieabbau nicht zu 
erwarten ist. Im Hinblick auf den erwähn-
ten Bericht des Landesrechnungshofs 
können wir aber unsere Effizienz noch we-
sentlich steigern, einerseits durch kom-
petente Verwaltungsstrukturen und ande-
rerseits durch den wirksamen Einsatz 
externer Kompetenz.
Zum Schluss möchte ich Ihnen Mut ma-
chen für die neue Förderperiode. Es ist 
wiederum eine einmalige Chance, für 
einen Zeitraum von 7 plus 2 Jahren - also 
bis 2022 - EU-Mittel einsetzen zu können. 
Wir werden versuchen, in der nächsten 
Förderperiode möglichst stabilere Rah-
menbedingungen zu schaffen und für 
noch mehr Transparenz zu sorgen. Wir 
alle haben damit eine gemeinsame Chan-
ce, unser attraktives Land Schleswig-
Holstein so zu gestalten und weiterzu 
entwickeln, dass es auch für unsere Kin-
der und Enkelkinder eine zukunftsfähige 
Heimat mit hoher Lebens- und Arbeits-
qualität sein kann.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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Wie wir leben, arbeiten, uns bilden oder 
unsere Freizeit verbringen wird immer 
stärker vom Internet bestimmt. Dies gilt 
auch für die Kommunikation zwischen 
Bürger, Verwaltung und Politik. Insbe-
sondere durch Social Media Angebote 
wie Facebook, Twitter & Co. verändert sich 
unser sozialer Raum. In Deutschland nut-
zen rund 22 Millionen Menschen Face-
book, bei den 18 bis 30-Jährigen sind 96 
Prozent auf sozialen Netzwerken aktiv. Vor 
allem die Jüngeren sind ohne Social 
Media kaum noch zu erreichen. Das be-
deutet, dass auch Städte und Gemeinden 
prüfen müssen, ob sie Social Media aktiv 
oder passiv nutzen sollten. 
Die Potenziale von Social Media reichen 
von größerer Bürgernahe, effektiverer Öf-
fentlichkeitsarbeit und einer transparen-
teren Gestaltung von Bürgerbeteiligungs-
verfahren bis hin zu einem besseren Wis-
sensmanagement. Die direkte Kommuni-
kation im Netz lässt Bürger und Kommune 
wieder näher zusammenrücken. 
Dem enormen Potenzial stehen jedoch 
auch große Herausforderungen gegen-
über. Was muss die Kommune und deren 
Mitarbeiter im Umgang mit Social Media 
beachten? Wie begegnet man Gefahren 
und einer falschen Bedienung von Face-
book, Twitter und Co.? Welche daten-
schutzrechtlichen Anforderungen müs-
sen erfüllt sein?
Verwaltungen brauchen ein Social-Media 
Management. Notwendig ist eine Stra-
tegie, eine klare Rollenverteilung (wer 
macht was), eine Klärung der Prozesse 
und der Einsatz bestimmter IT-Tools. Auch 
die Organisation ist hiervon betroffen. Die 
notwendigen personellen, technischen 
und finanziellen Ressourcen müssen zur 
Verfügung gestellt werden. Die klassi-
schen Pressestellen werden sich zu Kom-
munikationsstellen entwickeln.
Die DStGB Social Media Guidelines 2012 
sollen Städte und Gemeinden ermuntern, 
die neuen Formate zur Bürgerkommu-
nikation zu nutzen und Unsicherheiten zu 
vermeiden. Ohne ein Mindestmaß an Re-
gelungen kann das reichhaltige Angebot 
der sozialen Medien und die damit ver-
bundenen Potenziale in den Verwaltungen 
nicht optimal genutzt, ja sogar ins Ge-
genteil verkehrt werden. Kann man zum 
Beispiel nicht genau unterscheiden 
zwischen der Person als Amtsträger und 
der Privatperson können in sozialen Netz-
werken getätigte Aussagen möglicher-
weise als offizielle Position der Stadt/der 

Chancen sozialer Netzwerke erkennen, 
Risiken vermeiden - DStGB Social 
Media Guidelines 2012
Zusammengestellt Franz-Reinhard Habbel, Pressesprecher des DStGB

Gemeinde gehalten werden und für Verwir-
rung sorgen. Werden Angebote im Web 
nicht regelmäßig gepflegt und veralten, 
schwindet das Interesse der Bürger. 
Die DStGB Social Media Guidelines bil-
den ein hilfreiches Instrument zur Nutzung 
von Facebook, Twitter & Co. Sie bauen auf 
erste Erfahrungen aus Kommunen des In- 
und Auslandes auf. Die Guidelines sollen 
Städten und Gemeinden als Orientierung 
dienen, neue Wege der Bürgerkommuni-
kation im 21. Jahrhundert zu beschreiten. 
Angesichts ständiger technologischer 
Veränderungen ist eine ständige Anpas-
sung vonnöten.

Zehn Gebote für erfolgreiche 
Kommunikation im Netz
1. Das Netz vergisst nie und nichts.
2. Schützen Sie Ihre Privatsphäre.
3. Trennen Sie zwischen privaten und 

dienstlichen Dingen. 
4. Kommunizieren Sie verantwortungs-

voll.
5. Seien Sie authentisch.
6. Beachten Sie das Copyright.
7. Wahren Sie unbedingt den Daten-

schutz.
8. Respektieren Sie die Marke Ihrer Stadt/

Gemeinde.
9. Reagieren Sie rasch, sachlich und re-

spektvoll auf Kritik.
10.Stellen Sie ein laufendes Monitoring 

sicher.

(Quelle: Stadtverwaltung Wien und DStGB)

DStGB Social Media Guidelines
Verwaltungsvorschrift [der Stadt/Gemein-
de] über die Nutzung sozialer Medien und 
von Web 2.0-Anwendungen im Rahmen 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, zur 
Beantwortung von Bürgeranfragen und 
für die interne und externe Mitarbeiter-
kommunikation.

§ 1
Begriffsbestimmung, Ziele und 

Einsatzfelder
(1)Soziale Medien sind internetbasierte 
mediale Angebote, die auf sozialer Inter-
aktion, nutzergenerierten Inhalten und 
den technischen Möglichkeiten des Web 
2.0 basieren. Sie dienen der Kommuni-
kation, Zusammenarbeit und dem Wis-
sensmanagement. Einsatz finden können 
u. a. Blogs, Foren, Microblogging-Diens-
te, soziale Netzwerke, Wikis sowie Portale 
zum Austausch von Medien. 
(2)Soziale Medien dienen der [Bezeich-

nung der Stadt/Gemeinde] als ein Mittel 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, zur 
Beantwortung von Bürgeranfragen und 
zur internen und externen Mitarbeiter-
kommunikation. Sie sind in erster Line ein 
Dialogkanal und nicht ein weiterer Infor-
mationskanal. Ziel ist eine bürgerorien-
tierte Kommunikation, die insbesondere 
Ideen und Anregungen von Bürgerinnen 
und Bürgern von Seiten der Verwaltung 
aufnimmt und darüber in einen Austausch 
eintritt. Eine personenbezogene Sach-
bearbeitung von Verwaltungsvorgängen 
mittels Social Media Angeboten ist nicht 
zulässig. Die private Nutzung sozialer 
Medien durch die Mitarbeiter bleibt von 
diesen Guidelines unberührt.
(3)Der Einsatz sozialer Medien ist am 
öffentlichen Auftrag der [Stadt/Gemein-
de] sowie am Gemeinwohl auszurichten 
und ausschließlich im Rahmen der ge-
setzlichen Befugnisse, Zuständigkeiten 
und Kompetenzen zulässig. Bei der Nut-
zung sozialer Medien sind die allge-
meinen beamten- und arbeitsrechtlichen 
Grundsätze zu beachten; dies gilt ins-
besondere für die Verschwiegenheits-
pflicht (§ 67 BBG), die Pflicht zu be-
rufserforderlicher Achtung und zu ver-
trauensgerechtem Verhalten (§ 61 Abs. 1 
Satz 3 BBG), das allgemeine Loyali-
tätsgebot sowie das Gebot der Mäßigung 
und Zurückhaltung bei politischen Tätig-
keiten (§ 60 Abs. 2 BBG). Vorhandene 
Richtlinien für die allgemeine Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit finden auch sinnge-
mäß bei Social Media Anwendung. 

§ 2
Anwendungsbereich

(1)Diese Richtlinie gilt für alle Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter der Stadt/Gemein-
deverwaltung. Es wird zwischen aktiver 
und passiver Nutzung sozialer Medien 
Angebote unterschieden. 
(2)Die aktive Nutzung beinhaltet die Re-
gistrierung in einem sozialen Netzwerk 
und das Erstellen eigener Profile und 
Seiten sowie beispielsweise das Hoch-
laden von Fotos und Filmen, die Veröffent-
lichung von Meldungen (Posts) und das 
Kommentieren auf anderen städtischen/
gemeindlichen oder nichtstädtischen/
nichtgemeindlichen Angeboten. Die ak-
tive Nutzung von sozialen Medien Ange-
boten erfolgt in erster Line für die Öffent-
lichkeitsarbeit der Dienststellen.
(3)Die passive Nutzung beinhaltet das 
Aufrufen von sozialen Medien Angeboten. 
In erster Linie dient diese Nutzung der 
Information über Social Media Angebote 
der Stadt/Gemeinde, der Recherche wei-
terer für die Verwaltung wichtiger Informa-
tionen, der Austausch mit Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern anderer Behörden, 
der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft 
sowie der Schulung der allgemeinen 
Medienkompetenz. 
(4)Die Verantwortung für die Nutzung so-
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zialer Medien trägt die jeweilige Dienst-
stelle. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die 
im Rahmen dieser Richtlinie soziale Me-
dien aktiv oder passiv nutzen wollen müs-
sen dies dem Leiter der Dienststelle sowie 
der Leitung der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit vor Beginn der Aktivität anzei-
gen. 
(5)Welche Daten, Informationen, Meinun-
gen und Medien im Rahmen der dienst-
lichen Kommunikation mittels sozialer 
Medien veröffentlicht werden können, 
muss zuvor unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten dieser Kommunikations-
form durch die Dienststelle und dem Amt 
für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
geprüft werden. Die Guidelines unterlie-
gen einer ständigen Weiterentwicklung, 
da das Social Web sich in einer frühen 
Phase befindet.

§ 3
Nutzung von Plattformen

(1)Die Stadt/Gemeinde ist auf folgenden 
Plattformen (z.B. Facebook, Twitter, 
YouTube)  aktiv. Die Accounts werden 
vom Amt für Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit eingerichtet. Dazu zählen auch 
Accounts für spezielle Dienststellen oder 
themen- bzw. veranstaltungsorientierte 
Seiten. 
(2)Die Stadt/Gemeinde informiert auf 
ihrer Homepage und an anderen geeig-
neten Stellen über alle Social Media An-
gebote der Dienststellen. 
(3)Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie die zuständigen Stellen wie Be-
triebsräte usw. sind frühzeitig über die 
Nutzung sozialer Medien zu informieren. 

§ 4
Zeitnahe und angemessene Reaktion 

auf Beiträge Dritter
(1)Die Stadt/Gemeinde muss ein ständi-
ges Monitoring der Social Media Ac-
counts sicherstellen. Zunächst sollte dies 
zentral vom Amt für Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit erfolgen; später kön-
nen auch Dienststellen diese Aufgabe 
wahrnehmen.
(2)Dazu sollte ein aktives Risikomanage-
ment eingerichtet werden.
(3)Fragen sind zeitnah – möglichst inner-
halb von 24 Stunden – zu beantworten. 

(4)Angelegenheiten, die an Mitarbeiter-
innen oder Mitarbeiter herangetragen 
werden, die nicht in der eigenen Zustän-
digkeit liegen, sind an die zuständige 
Stelle weiterzuleiten. Der Bürger ist auf die 
Weiterleitung und ggf. den Umstand, 
dass der von ihm gewählte Kommunika-
tionskanal für diese Art der Anfrage nicht 
eröffnet ist, hinzuweisen.
(5)Zur Angemessenheit der Reaktion 
gehört neben kompetenter Auskunft auch 
eine bürgernahe Sprache, die durchaus 
humorvoll sein kann. Hierbei sollte man 
sich immer an der Zielgruppe und dem Stil 
der bisherigen Diskussion auf der Platt-
form – im positiven Sinne – orientieren. Zu 
beachten ist, dass einmal veröffentliche 
Beiträge in der Regel  nicht mehr gelöscht 
werden können. 
(6)Beiträge von Kritikern sollten nicht 
zensiert oder gelöscht werden. Das gilt 
nicht für Beiträge von Nutzern mit rechts- 
oder sittenwidrigen Inhalten, die i.S.d. 
Strafgesetzbuches zur Volksverhetzung 
aufrufen, Gewalt verherrlichen oder ver-
harmlosen bzw. pornografisch sind oder 
Beiträge, die das Persönlichkeitsrecht 
des Einzelnen verletzen. Die Bestimmun-
gen des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trages sind zu beachten. 

§ 5
Trennung von privaten und 

beruflichen Aktivitäten
(1)Private und dienstliche Nutzung sind 
zu trennen. Dabei ist zu beachten, dass in 
Einzelfällen auch bei der privaten Nutzung 
sozialer Medien, eine Nachricht von den 
Empfängern als fälschlicherweise offiziell 
von der Stadt oder Gemeinde gewertet 
werden kann. Das Verhalten im Netz ist 
hierauf abzustellen. So können zum Bei-
spiel Hinweise über private Auftritte im Im-
pressum persönlicher Blogs oder in den 
Profilbeschreibungen verschiedener Be-
nutzerkonten von sozialen Netzwerken 
gemacht werden. 
(2)Die Nutzung sozialer Medien zu priva-
ten Zwecken bleibt von den Vorgaben 
dieser Richtlinie grundsätzlich unberührt. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die 
allgemeinen dienst- und arbeitsvertrag-
lichen Pflichten bzw. weitere Vorgaben, 
die privates Handeln der Mitarbeiter re-

glementieren, auch bei der Kommunika-
tion in sozialen Medien zu beachten sind.
(3)Bei der Nutzung sozialer Medien zu 
privaten Zwecke während der Arbeitszeit 
sind die allgemeinen Vorschriften zur 
privaten Internetnutzung am Arbeitsplatz 
zu beachten.

§ 6
Schulungen und Hinweise für 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(1)Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die für 
die Nutzung sozialer Medien aufge-
schlossen sind, bzw. selbst aktiv werden 
möchten, sind entsprechende Schu-
lungsangebote zugänglich zu machen. 
Die Koordination sollte durch das Amt für 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erfol-
gen. Aus Gründen der Praktikabilität und 
Kosteneinsparung sollten möglichst On-
line-Schulungen durchgeführt werden. 
(2)Folgende Grundzüge (Netiquette) 
schaffen Vertrauen und sollten offensiv in 
der Stadt/Gemeindeverwaltung kommu-
niziert werden:
Das Netz vergisst nie und nichts/Schützen 
Sie Ihre Privatsphäre/Trennen Sie zwi-
schen privat und dienstlich/Kommunizie-
ren Sie verantwortungsvoll/Seien Sie 
authentisch/Beachten Sie das Copyright/
Wahren Sie unbedingt das Amtsge-
heimnis und den Datenschutz/Respek-
tieren Sie die Marke Ihrer Stadt/Gemein-
de/Reagieren Sie rasch, sachlich und re-
spektvoll auf Kritik/Stellen Sie ein lau-
fendes Monitoring sicher.

§ 7
Datenschutz/Rechtliches

Bei Veröffentlichungen in Sozialen Medien 
Angeboten sind die urheberrechtlichen 
Bestimmungen und die Rechte Dritter zu 
beachten.
Hinweis:
(1)Den Guidelines liegen folgende Quel-
len zu Grunde: ISPRAT-Projekt Web 2.0 in 
der deutschen Verwaltung – Social Media 
Guidelines, Dienstanweisung der Stadt 
Moers vom 15.11.2010, Dienstanweisung 
der Stadt Erlangen vom 23.3.2011, Social 
Media Manual der Stadt Wien 2011 und 
Richtlinien der Stadt Heilbronn (Entwurf 
Stand 25.7.2011)
(2)Stand der Social Media Guidelines 
vom 20.04.2012

Rechtsprechungsberichte (Quelle: DStGB aktuell) 

2. Urteile Landgericht Kiel: Kein An-
spruch der Stadt/Gemeinde auf Über-
eignung des örtlichen Stromvertei-
lungsnetzes im Rahmen der Neukon-
zessionierung 
Zwei kürzlich ergangene Urteile des 
Landgerichts Kiel (Az.: 14 O Kart. 83/10, 

14 O 12/11.Kart) befassen sich mit dem 
Neuabschluss von Konzessionsver-
trägen im Bereich Strom. In beiden Fäl-
len stellt das Landgericht fest, dass die 
Konzessionsvergabe der Stadt/Ge-
meinden den Anforderungen des § 46 
Abs. 3, § 1 EnWG nicht genügt und ein 

Missbrauch einer marktbeherrschen-
den Stellung vorliegt. Das Gericht ver-
neint in beiden Fällen sowohl einen ver-
traglichen als auch gesetzlichen Über-
eignungsanspruch der Stadt/Gemein-
den an dem örtlichen Stromversor-
gungsnetz.
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Aus der Rechtsprechung

UrhWG §§ 11, 13 
GEMA, angemessene Vergütung bei 
Freiluftveranstaltungen 

1. Zwischen einer Verwertungsgesell-
schaft und einer Person, die von der 
Verwertungsgesellschaft die Einräu-
mung von Nutzungsrechten verlangt, 
kommt eine Vereinbarung über die 
Zahlung einer angemessenen Vergü-
tung zustande, wenn diese Person die 
von der Verwertungsgesellschaft für 
die Einräumung der begehrten Nut-
zungsrechte geforderte Vergütung ge-
mäß § 11 Abs. 2 UrhWG in Höhe des 
von dieser Person anerkannten Be-

trags an die Verwertungsgesellschaft 
zahlt und in Höhe der darüber hinaus-
gehenden Forderung unter Vorbehalt 
an die Verwertungsgesellschaft zahlt 
oder zu Gunsten der Verwertungsge-
sellschaft hinterlegt. 
2. Berechnungsgrundlage für die ange-
messene Vergütung sollen in der Regel 
die geldwerten Vorteile sein, die durch 
die Verwertung der urheberrechtlich 
geschützten Werke oder Leistungen 
erzielt werden. Allerdings ist auch 
dann, wenn mit einer wirtschaftlichen 
Nutzung keine geldwerten Vorteile er-
zielt werden, jedenfalls eine Mindest-
vergütungsregelung erforderlich, um 

die Urheber und Leistungsschutzbe-
rechtigten vor einer möglichen Entwer-
tung ihrer Rechte zu schützen. 
3. Die GEMA darf die angemessene 
Vergütung für Musikaufführungen bei 
Freiluftveranstaltungen wie Straßen-
festen oder Stadtfesten grundsätzlich 
nach der Größe der Veranstaltungs-
fläche - gerechnet vom ersten bis zum 
letzten Stand und von Häuserwand zu 
Häuserwand - bemessen; das gilt auch 
dann, wenn die Musik nicht auf der ge-
samten Veranstaltungsfläche wahr-
nehmbar ist. 
BGH, Urteil vom 27. Oktober 2011, 
Az.: I ZR 125/10 - 

Zu den Urteilen im Einzelnen:
a.  Landgericht Kiel, Urteil vom 
3. Februar 2012- 14 O kart.83/10
Sachverhalt 
Die Klägerin, eine Stadt, begehrt für die 
Neukonzessionierung die Übertragung des 
Eigentums am örtlichen Stromversor-
gungsnetz und -Anlagen von der Beklag-
ten, einem Energieversorgungsunterneh-
men. Die Beklagte ist Rechtsnachfolgerin 
der Altkonzessionärin und Eigentümerin 
des Stromnetzes. Auf die Bekanntma-
chung des Vertragsendes gab sie ein An-
gebot zur Übernahme der Stromversor-
gung ab. An das Angebot stellte die Stadt 
bestimmte Anforderungen, u.a. die 
100%ige Übernahme der Folgekosten in-
folge von künftigen Veränderungen oder 
Umlegungen der Versorgungsleitungen, 
falls das Netz kommunalisiert werde. Die 
Stadt entschied sich letztendlich gegen das 
Angebot der Beklagten und für die „Re-
kommunalisierung“ durch Gründung eines 
eigenen Stadtwerks in Form eines Eigen-
betriebes.
Stadt und Energieversorgungsunterneh-
men streiten um die Herausgabe und die 
Übereignung des Netzes, deren Umfang 
und den zu zahlenden Kaufpreis. 
Die Klage der Stadt auf Übereignung der 
notwendigen Netze und Anlagen wurde 
abgewiesen.

Entscheidung
Die von der Klägerin getroffene Entschei-
dung zur Rekommunalisierung verstoße 
gegen die Grundsätze des § 46 Abs.3 
EnWG (Transparenz und Diskriminie-
rungsfreiheit) und  gegen §§ 19, 20 GWB 
(Missbrauch marktbeherrschender Ste-
llung). Der geplante Eigenbetrieb sei nicht in 
der Lage, die Anforderungen, die die Stadt 
an die Konzessionsvergabe gestellt hat, zu 
erfüllen, da die Stadt im Ergebnis selbst mit 
den Kosten belastet werde. Daher sei sie 

von den von ihr aufgestellten Auswahlkrite-
rien abgewichen. Dies stelle ein Verstoß ge-
gen die Grundsätze einer sicheren, preis-
günstigen, verbraucherfreundlichen, effi-
zienten und umweltfreundlichen Energiever-
sorgung (§ 1 EnWG) dar. Die Regeln der In-
House-Vergabe seien aufgrund des § 46 
Abs.4 EnWG nicht an-wendbar. Auch die in 
dem Altvertrag enthaltene Endschaftsklau-
sel beinhalte keinen Anspruch auf Über-
eignung.

b.  Landgericht Kiel, Urteil vom 
3. Februar 2012- 14 O 12/11.Kart
Sachverhalt 
Die Klägerin, ein kommunales Energie-
versorgungsunternehmen, begehrt Aus-
kunftserteilung über die Stromverteilungs-
anlagen von der Beklagten. Diese ist 
Rechtsnachfolgerin der ehemaligen Kon-
zessionärin und Eigentümerin der Strom-
versorgungsnetze in insgesamt 36 Ge-
meinden. Auf das Ausschreibungsver-
fahren bewarben sich sowohl die Klägerin 
als auch die Beklagte. Der Zuschlag er-
folgte an die Klägerin. Diese begehrt nun 
weiterreichende Auskünfte über Daten 
des Netzes von der Beklagten, damit ihr 
anschließend das Eigentum hieran über-
tragen werden könne. Das Auskunftsver-
langen wurde abgelehnt und die Klage 
abgewiesen.

Entscheidung
Das Landgericht sieht die Konzessions-
vergabeentscheidung und damit den 
neuen Konzessionsvertrag als nichtig 
i.S.d. § 134 BGB an. Auch hier liege hier 
ein Verstoß gegen die Grundsätze eines 
transparenten und diskriminierungsfreien 
Ausschreibungsverfahrens (§ 46 Abs. 3, 
§ 1 EnWG) vor und ein Missbrauch markt-
beherrschender Stellung (§§ 19,20 GWB). 
Die Auswahlkriterien, u.a. die Forderung 
nach möglichst hohen Konzessionsab-

gaben, Zusatzleistungen, Gemeindera-
batten und einer Folgekostenübernahme 
würden den Kriterien nicht genügen, da 
sie allein fiskalischen Interessen der Ge-
meinden dienen. Dies führe zur Nichtig-
keit der Vergabeentscheidung. Das Ge-
richt versagte der Klägerin zudem einen 
vertraglichen Übereignungsanspruch aus 
der Endschaftsklausel des Altkonzes-
sionsvertrages, der ihr von der Gemeinde 
abgetreten wurde. § 46 Abs.2 EnWG ver-
dränge eine solche Klausel für den Fall, 
dass Konzessionsträger und Gemeinde 
wie hier- aufgrund einer nichtigen Konzes-
sionsvergabeentscheidung- auseinan-
derfallen. 

Anmerkung
Das Landgericht Kiel hält in beiden Fällen 
das Konzessionsverfahren der Stadt und 
Gemeinden für nicht vereinbar mit den 
geltenden Vergabeprinzipien. Dabei ori-
entiert sich das Gericht an dem “Gemein-
samen Leitfaden von Bundeskartellamt 
und Bundesnetzagentur zur Vergabe von 
Strom- und Gaskonzessionen und zum 
Wechsel des Konzessionsnehmers“ vom 
15.10.2010. Maßstab der Entscheidungen 
ist das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)  
in seiner Fassung vor dem 3. August 2011. 
Das Gericht betont in beiden Fällen, dass 
die Gemeinde bei der Neuvergabe der 
Konzessionen eine absolute Markbeherr-
schung habe und diese Stellung nicht 
ausgenutzt werden dürfe. Die Kommunen 
hätten bei der Aufstellung der Auswahl-
kriterien lediglich ihre eigenen wirtschaftli-
chen und fiskalischen Interessen verfolgt. 
Zudem hätten sie sich im Rahmen der 
Auswahlverfahren dadurch Vorteile ver-
schafft und private Mitbewerber, die die 
vorgegebenen Kriterien nicht in gleicher 
Weise erfüllen können, damit verdrängt. 
Beide Urteile sind noch nicht rechtskräf-
tig, Rechtsmittel wurden bereits eingelegt.
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Zum Tatbestand: 
Die Beklagte ist die Gesellschaft für musi-
kalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA). Sie 
nimmt die ihr von Komponisten, Textdich-
tern und Musikverlegern aufgrund von Be-
rechtigungsverträgen eingeräumten ur-
heberrechtlichen Nutzungsrechte an 
Musikwerken wahr. Die Klägerin führte im 
Rahmen der Stadtfeste „Barmen Live“, 
„Bottrop Live“ und „Elberfelder Cocktail“ 
öffentlich Musik auf Bühnen auf. Sie hatte 
die Musikaufführungen jeweils zuvor bei 
der Beklagten angemeldet. Die Beklagte 
forderte von der Klägerin wegen der 
Musikaufführungen Vergütungen, die sie 
entsprechend ihren Vergütungssätzen U-
VK I (Allgemeine Vergütungssätze für Un-
terhaltungs- und Tanzmusik mit Musikern) 
nach der Größe der jeweiligen Veranstal-
tungsfläche berechnete. Die Klägerin er-
füllte diese Forderungen, soweit sie diese 
für berechtigt hielt, und hinterlegte die da-
rüber hinaus geforderten Beträge bei Ge-
richt. 
Klage und Berufungsklage waren nur teil-
weise erfolgreich.

Aus den Gründen: 
I. Das Berufungsgericht hat angenom-
men, die Beklagte könne von der Klägerin 
wegen der Musikveranstaltungen die 
Freigabe von 20.323,13 € und die Zahlung 
weiterer 478,05 € verlangen; der An-
spruch der Klägerin gegen die Beklagte 
auf Freigabe weiterer 20.323,13 € sei 
dementsprechend unbegründet. Dazu 
hat es ausgeführt: 
Die Klägerin habe die Musikaufführungen 
auf den Straßenfesten organisiert und 
durchgeführt. Sie sei vergütungspflichtig, 
weil sie bei den Anmeldungen der Musik-
darbietungen gegenüber der Beklagten 
als Veranstalterin oder Mitveranstalterin 
der Straßenfeste aufgetreten sei. Die 
Vergütungen seien nach dem Tarif U-VK I 
zu berechnen, weil dieser nach seinen 
Merkmalen der in Rede stehenden Nut-
zung am nächsten komme. In Überein-
stimmung mit der Schiedsstelle sei anzu-
nehmen, dass sich die Höhe der Ver-
gütung nach der Größe der Gesamtveran-
staltungsfläche - gerechnet vom ersten 
bis zum letzten Stand sowie von 
Häuserwand zu Häuserwand - richte. Die 
Beklagte habe die Flächen der fünf Ver-
anstaltungsorte näher aufgeschlüsselt 
und den Flächeninhalt substantiiert und 
überprüfbar berechnet. Die Klägerin habe 
diese Berechnung nicht substantiiert 
bestritten und keine genaue Alternativbe-
rechnung vorgenommen. Die Vergütun-
gen seien nicht nur Zug um Zug gegen 
Erteilung von Rechnungen zu zahlen. 

II. Die gegen diese Beurteilung gerichtete 
Revision hat nur zu einem geringen Teil 
Erfolg. Das Berufungsgericht hat mit 
Recht angenommen, dass die Beklagte 

von der Klägerin wegen der in Rede ste-
henden Aufführung von Musikwerken die 
Freigabe von 20.323,13 € und die Zahlung 
weiterer 478,05 € verlangen kann und der 
Anspruch der Klägerin gegen die Beklag-
te auf Freigabe weiterer 20.323,13 € dem-
entsprechend unbegründet ist. Die Be-
klagte kann von der Klägerin die ange-
messene Vergütung beanspruchen (dazu 
1). Die angemessene Vergütung ist ent-
sprechend den Vergütungssätzen U-VK I 
(Allgemeine Vergütungssätze für Unter-
haltungs- und Tanzmusik mit Musikern) 
nach der Größe der Veranstaltungsfläche 
zu bestimmen (dazu 2). Das Berufungs-
gericht hat die danach geschuldete Ver-
gütung rechtsfehlerfrei festgestellt (dazu 
3). Die Klägerin ist allerdings nur zur 
Freigabe Zug um Zug gegen Erteilung von 
Rechnungen zu verurteilen (dazu 4). 

1. Die Beklagte kann von der Klägerin 
wegen der Aufführung von Musikwerken 
bei den in Rede stehenden Straßenfesten 
die angemessene Vergütung beanspru-
chen, weil die Parteien vereinbart haben, 
dass die Klägerin der Beklagten für die 
Einräumung der erforderlichen Nutzungs-
rechte die angemessene Vergütung zahlt. 
Die Beklagte ist als Verwertungsgesell-
schaft nach § 11 Abs. 1 UrhWG verpflich-
tet, aufgrund der von ihr wahrgenomme-
nen Rechte jedermann auf Verlangen zu 
angemessenen Bedingungen Nutzungs-
rechte einzuräumen. Kommt eine Eini-
gung über die Höhe der Vergütung für die 
Einräumung der Nutzungsrechte nicht 
zustande, so gelten nach § 11 Abs. 2 
UrhWG die Nutzungsrechte als einge-
räumt, wenn die Vergütung in Höhe des 
vom Nutzer anerkannten Betrags an die 
Verwertungsgesellschaft gezahlt und in 
Höhe der darüber hinausgehenden For-
derung unter Vorbehalt an die Verwer-
tungsgesellschaft gezahlt oder zu ihren 
Gunsten hinterlegt worden ist. Die Re-
gelung des § 11 Abs. 2 UrhWG greift nicht 
ein, wenn keine Einigung darüber zu-
stande kommt, dass dem Grunde nach 
eine Vergütung für die Einräumung der 
Nutzungsrechte zu zahlen ist. Deshalb 
bringt ein Nutzer, der die von der Ver-
wertungsgesellschaft geforderte Vergü-
tung - soweit er die Forderung nicht an-
erkennt und erfüllt - unter Vorbehalt zahlt 
oder bei Gericht hinterlegt, um die be-
gehrten Nutzungsrechte nach § 11 Abs. 2 
UrhWG zu erlangen, damit durch schlüs-
siges Verhalten seinen Willen zum Aus-
druck, die angemessene Vergütung 
zahlen zu wollen. Die Verwertungsgesell-
schaft darf nur die angemessene Ver-
gütung fordern. Daher gelten nicht nur die 
begehrten Nutzungsrechte als einge-
räumt; vielmehr ist zugleich die angemes-
sene Vergütung vereinbart, wenn die 
Vergütung gemäß § 11 Abs. 2 UrhWG in 
Höhe des vom Nutzer anerkannten Be-
trags an die Verwertungsgesellschaft ge-

zahlt und in Höhe der darüber hinausge-
henden Forderung unter Vorbehalt an die 
Verwertungsgesellschaft gezahlt oder zu 
ihren Gunsten hinterlegt worden ist. 
Die Klägerin hat die wegen der Musik-
aufführungen bei den Straßenfesten gef-
orderte Vergütung gezahlt, soweit sie die 
Forderungen der Beklagten für berechtigt 
hielt, und die darüber hinausgehenden 
Beträge bei Gericht hinterlegt. Damit ist 
zwischen den Parteien eine Vereinbarung 
über die Zahlung der angemessenen Ver-
gütung zustande gekommen. Das gilt 
auch hinsichtlich der Musikaufführungen 
bei der im Jahr 2007 durchgeführten Ver-
anstaltung „Hammer Straße“ (in Münster). 
Dem steht nicht entgegen, dass die Klä-
gerin für diese Musikaufführungen keine 
Vergütung an die Beklagte gezahlt hat. 
Zwar gelten die Nutzungsrechte nicht als 
eingeräumt - und ist dementsprechend 
die angemessene Vergütung nicht verein-
bart -, wenn der Nutzer einen geringeren 
als den geforderten Betrag an die Ver-
wertungsgesellschaft zahlt oder bei Ge-
richt hinterlegt (vgl. BGH, Urteil vom 11. 
Mai 1973 - I ZR 145/71, GRUR 1974, 35, 
38 - Musikautomat; Urteil vom 1. Juni 
1983 - I ZR 98/81, GRUR 1983, 565, 566 - 
Tarifüberprüfung II). Die Klägerin hat je-
doch den gesamten von der Beklagten 
geforderten Betrag bei Gericht hinterlegt. 
Der Anspruch der Beklagten gegen die 
Klägerin auf angemessene Vergütung 
setzt - entgegen der Ansicht der Revision 
und anders als das Berufungsgericht 
wohl angenommen hat - nicht voraus, 
dass die Klägerin als Veranstalter oder 
Mitveranstalter der Straßenfeste anzu-
sehen ist. Da die Klägerin sich der Be-
klagten - wie ausgeführt - zur Zahlung der 
angemessenen Vergütung verpflichtet 
hat, hätte sie ihr die angemessene Ver-
gütung grundsätzlich auch dann zu zah-
len, wenn sie von den Nutzungsrechten 
keinen Gebrauch gemacht hätte. Davon 
abgesehen hat die Klägerin die Nut-
zungsrechte aber auch verwertet. Dafür 
kommt es nicht darauf an, ob die Klägerin 
- wie vom Berufungsgericht angenom-
men und von der Revision in Abrede ge-
stellt - die gesamten Straßenfeste als 
Veranstalter oder Mitveranstalter organi-
siert und durchgeführt hat. Entscheidend 
ist, dass die Klägerin jedenfalls die Mu-
sikaufführungen auf den Straßenfesten or-
ganisiert und durchgeführt sowie jeweils 
von mehreren Bühnen aus die Feste in 
maßgeblicher Weise beschallt hat. 

2. Das Berufungsgericht hat zutreffend 
angenommen, dass die angemessene 
Vergütung entsprechend den Vergü-
tungssätzen U-VK I nach der Größe der 
Veranstaltungsfläche zu bestimmen ist. 
a) Für Freiluftveranstaltungen hatte die 
Beklagte zum Zeitpunkt der hier in Rede 
stehenden Veranstaltungen allerdings 
keinen Tarif aufgestellt. Enthält das Tarif-
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werk der Verwertungsgesellschaft keinen 
unmittelbar passenden Tarif, so ist zur Be-
stimmung der angemessenen Vergütung 
grundsätzlich von dem Tarif auszugehen, 
der nach seinen Merkmalen der im Ein-
zelfall vorliegenden Art und Weise sowie 
dem Umfang der Nutzung möglichst 
nahekommt (BGH, Urteil vom 23. Mai 
1975 - I ZR 51/74, GRUR 1976, 35, 36 - 
Bar-Filmmusik; GRUR 1983, 565, 567 - Ta-
rifüberprüfung II). Das Berufungsgericht 
ist von den Parteien unbeanstandet davon 
ausgegangen, dass der Tarif U-VK I nach 
seinen Merkmalen der in Rede stehenden 
Nutzung am nächsten steht. 
b) Bestimmt der Tatrichter die angemes-
sene Vergütung für die Einräumung eines 
Nutzungsrechts unter Heranziehung des 
dieser Nutzung am nächsten stehenden 
Tarifs, kann das Revisionsgericht dies nur 
darauf überprüfen, ob der Tatrichter von 
zutreffenden rechtlichen Maßstäben aus-
gegangen ist und sämtliche für die Be-
messung der Vergütung bedeutsamen 
Tatsachen berücksichtigt hat, die von den 
Parteien vorgebracht worden sind oder 
sich aus der Natur der Sache ergeben 
(vgl. zur Überprüfung der Angemessen-
heit des Tarifs einer Verwertungsgesell-
schaft BGH, Urteil vom 29. Januar 2004 - 
I ZR 135/00, GRUR 2004, 669, 670 f. = 
WRP 2004, 1057 - Musikmehrkanaldienst; 
GRUR 2011, 720 Rn. 30 - Multimedia-
show; zur Schätzung einer angemesse-
nen Vergütung im Rahmen der Lizenzana-
logie BGH, Urteil vom 2. Oktober 2008 I 
ZR 6/06, GRUR 2009, 407 Rn. 23 = WRP 
2009, 319 - Whistling for a train, mwN; zur 
Bestimmung der angemessenen Vergü-
tung nach § 32 Abs. 1 Satz 3 UrhG BGH, 
Urteil vom 7. Oktober 2009 - I ZR 38/07, 
BGHZ 182, 337 Rn. 31 Talking to Addi-
son). Die Beurteilung des Berufungsge-
richts hält einer solchen Nachprüfung 
stand. 
aa) Das Berufungsgericht hat sich bei 
seiner Beurteilung im Wesentlichen dem 
Einigungsvorschlag der Schiedsstelle im 
vorgeschalteten Verfahren und der stän-
digen Spruchpraxis der Schiedsstelle in 
vergleichbaren Verfahren (vgl. etwa ZUM 
2007, 587, 588 f.) angeschlossen. Das ist 
rechtlich nicht zu beanstanden. 
Der Tatrichter kann und muss sich auch 
danach richten, was die Schiedsstelle in 
dem vorgeschalteten oder in vergleichba-
ren Verfahren vorgeschlagen hat. Die 
Schiedsstelle ist wesentlich häufiger als 
das jeweilige Gericht mit derartigen Ver-
fahren und der Überprüfung von Tarifen 
befasst. Ein überzeugend begründeter 
Einigungsvorschlag der Schiedsstelle hat 
daher eine gewisse Vermutung der An-
gemessenheit für sich (BGH, Urteil vom 5. 
April 2001 I ZR 132/98, GRUR 2001, 1139, 
1142 = WRP 2001, 1345 - Gesamtvertrag 
privater Rundfunk). 
bb) Die Revision macht vergeblich gel-
tend, die wirtschaftlichen Interessen der 

Klägerin beschränkten sich auf die Ver-
gütungszahlungen, die sie von den Initia-
toren der Straßenfeste erhalte. Die eigent-
lichen wirtschaftlichen Vorteile aus Stra-
ßenfesten zögen die Betreiber der Stände, 
die Dienst-, insbesondere Unterhaltungs- 
und Gastronomieleistungen anböten und 
Verkaufsgeschäfte tätigten. 
Die Frage, ob eine Vergütung angemes-
sen ist, richtet sich grundsätzlich nach 
dem Verhältnis von Leistung und Gegen-
leistung. Berechnungsgrundlage für die 
Tarife sollen nach § 13 Abs. 3 Satz 1 
UrhWG in der Regel die geldwerten Vor-
teile sein, die durch die Verwertung der 
urheberrechtlich geschützten Werke oder 
Leistungen erzielt werden. Damit gilt auch 
für die Vergütungshöhe der urheberrecht-
liche Beteiligungsgrundsatz, nach dem 
der Urheber oder Leistungsschutzbe-
rechtigte an jeder wirtschaftlichen Nut-
zung seiner Werke oder Leistungen tun-
lichst angemessen zu beteiligen ist (vgl. 
BGH, GRUR 2004, 669, 670 f. - Musik-
mehrkanaldienst). Allerdings ist auch 
dann, wenn mit einer wirtschaftlichen Nut-
zung keine geldwerten Vorteile erzielt wer-
den, jedenfalls eine Mindestvergütungs-
regelung erforderlich, um die Urheber und 
Leistungsschutzberechtigten vor einer 
möglichen Entwertung ihrer Rechte zu 
schützen. Eine solche Mindestvergütung 
darf nur nicht so weit gehen, dass der 
Beteiligungsgrundsatz zu Lasten des Ver-
werters in einem unangemessenen Ver-
hältnis überschritten wird (vgl. BGH, Urteil 
vom 28. Oktober 1987 - I ZR 164/85, 
GRUR 1988, 373, 376 - Schallplattenim-
port III; GRUR 2011, 720 Rn. 31 - Multime-
diashow). 
Der Tarif U-VK I entspricht diesen Anforde-
rungen. Er sieht Vergütungsgruppen vor, 
die nach der Höhe des Eintrittsgelds für 
die jeweilige Veranstaltung gestaffelt sind. 
Für Veranstaltungen, die - wie die hier in 
Rede stehenden - ohne Eintrittsgeld oder 
nur gegen ein Eintrittsgeld von bis zu 1 € 
zugänglich sind, ist nach dem Tarif eine 
Mindestvergütung zu zahlen. Es bestehen 
keine Anhaltspunkte dafür, dass diese 
Mindestvergütung unangemessen ist. Im 
Übrigen hat die Klägerin für die Musikauf-
führungen von den Initiatoren der Straßen-
feste nach ihrem eigenen Vorbringen 
Vergütungszahlungen erhalten. Die Ange-
messenheit der von der Klägerin zu zah-
lenden Vergütung hängt dagegen nicht 
davon ab, welchen Vorteil die Betreiber 
von Ständen aus der Veranstaltung von 
Straßenfesten ziehen. 
cc) Nach dem Tarif U-VK I ist bei geschlos-
senen Veranstaltungsräumen die Größe 
der Veranstaltungsfläche für die Höhe der 
Vergütung maßgeblich. Das Berufungs-
gericht hat es in Übereinstimmung mit der 
Schiedsstelle als angemessen erachtet, 
die Höhe der Vergütung auch bei Freiluft-
veranstaltungen nach der Größe der Ver-
anstaltungsfläche - gerechnet vom ersten 

bis zum letzten Stand und von Häuser-
wand zu Häuserwand - zu bestimmen. Die 
gegen diese Beurteilung gerichteten 
Angriffe der Revision haben keinen Erfolg. 
(1) Die Revision meint, Berechnungs-
grundlage für die Veranstaltungsfläche 
und die Vergütungshöhe könne nur der 
Bereich sein, der von den Bühnen mit 
Musikdarbietungen beschallt werde. Die-
se Fläche sei weiter zu vermindern um die 
Bereiche, die von Besuchern nicht be-
treten werden könnten oder dürften. Dazu 
gehörten beispielsweise Flächen, die von 
Ständen bedeckt würden, und Flächen, 
die - wie etwa der öffentliche Verkehrs-
raum - für eine Nutzung durch Besucher 
nicht zugelassen seien. Zudem seien die 
Flächen abzuziehen, die von den Betrei-
bern von Ständen beschallt würden. Es 
sei nicht nachzuvollziehen, weshalb der 
Veranstalter für die Beschallung von Flä-
chen, bei denen die von der Bühne er-
folgende Musikwiedergabe von anderen 
Beschallungsquellen überlagert werde 
und für die bereits die Standbetreiber der 
Klägerin Iizenzpflichtig seien, nochmals 
eine Vergütung zahlen solle. 
Damit dringt die Revision nicht durch. Das 
Berufungsgericht hat - in Übereinstim-
mung mit der Schiedsstelle - rechtsfehler-
frei angenommen, dass es nicht sachge-
recht wäre, zur Berechnung der ange-
messenen Vergütung nur die beschallte 
Fläche vor den Bühnen zugrunde zu legen 
und dabei auch noch all die Flächen her-
auszurechnen, bei denen die Beschal-
lung überwiegend durch Dritte erfolgt. 
Dies würde den Besonderheiten solcher 
Straßenfeste nicht gerecht. Diese werden 
von den musikalischen Veranstaltungen 
auf den jeweiligen Bühnen geprägt, die für 
die Schaffung einer angenehmen Atmos-
phäre der Veranstaltung nahezu unerläss-
lich sind. Allerdings gibt es bei solchen 
Festen auch Bereiche, in denen die Musik 
nicht oder kaum wahrgenommen werden 
kann, sowie Bereiche, in denen Fahrge-
schäfte oder Verkaufsstände Musik wie-
dergeben und dafür Gebühren an die Be-
klagte leisten. Es ist für solche Veranstal-
tungen aber typisch, dass die Besucher 
zwischen den Bühnen, Verkaufsständen 
und Gastronomiebetrieben wechseln. 
Deshalb nehmen regelmäßig alle Be-
sucher die Musikwiedergaben, wenn 
auch mit unterschiedlicher Aufmerksam-
keit, wahr. Dies rechtfertigt es, bei der Be-
rechnung der Vergütung auf die Größe der 
gesamten Veranstaltungsfläche abzustel-
len. 

(2) Das Berufungsgericht hat rechtsfehler-
frei angenommen, eine weitergehende 
Differenzierung stünde dem Ziel einer 
pauschalen Erfassung der zu vergüten-
den Sachverhalte entgegen und erfordere 
unnötig komplizierte Individualabrech-
nungen. Insbesondere sei es der Klägerin 
nicht zuzumuten, bei jeder der zahlrei-
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chen und verschiedenartigen Veranstal-
tungen im gesamten Bundesgebiet die 
Flächen zu ermitteln, auf denen sich keine 
Besucher aufhalten können oder dürfen. 
Entgegen der Ansicht der Revision ist es 
nicht ohne weiteres möglich, für solche 
Flächen aufgrund vorhandener Erfahrun-
gen pauschale Abzüge vorzunehmen und 
dem Veranstalter die Möglichkeit zu ge-
ben, darüber hinausgehende Flächenre-
duzierungen zu belegen. Es fehlen Erfah-
rungswerte, die es der Beklagten ermög-
lichen würden, nicht begehbare Teilflä-
chen ohne aufwendige Ermittlungen 
pauschal zu schätzen. Zudem wäre bei 
einer solchen Schätzung zu erwarten, 
dass zahlreiche Werknutzer einwendeten, 
die Beklagte trage den besonderen Ge-
gebenheiten der Veranstaltung nicht 
Rechnung und unterschätze deshalb die 
Größe der für Besucher unzugänglichen 
Teilflächen. Damit wäre der mit der Auf-
stellung von Tarifen verfolgte Zweck ver-
fehlt, es der Verwertungsgesellschaft zu 
ersparen, in jedem Einzelfall langwierige 
Verhandlungen über Art und Höhe der zu 
zahlenden Vergütung zu führen (BGH, 
GRUR 1974, 35, 37 - Musikautomat). 
dd) Die Revision macht ohne Erfolg gel-
tend, die Klägerin habe vorgetragen und 
unter Beweis gestellt, dass die Beklagte 
auf größeren Volksfesten alle Stände, 
Fahrgeschäfte und Gastronomiezelte ge-
sondert abrechne und dem Veranstalter 
keine Gebühren auferlege. Es sei daher 
nicht verständlich, warum die Beklagte 
bei Straßenfesten nicht entsprechend 
vorgehe und die einzelnen Stände unter 
Einschluss der von der Klägerin betriebe-
nen zwei bis drei Eventbühnen gleichfalls 
gesondert abrechne. Da es sich um ver-
gleichbare Fallgestaltungen handele, 
müssten das Diskriminierungsverbot des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen und das Gleichbehandlungs-
gebot gelten. Für die Berechnung einer 
angemessenen Vergütung gilt allerdings 
der Grundsatz, dass gleichgelagerte Fälle 
gleich zu behandeln sind (BGH, GRUR 
2004, 669, 671 - Musikmehrkanaldienst). 
Es ist aber weder dargelegt noch ersicht-
lich, dass das Berufungsgericht bei der 
Bemessung der Nutzungsvergütung 
gleichgelagerte Fälle ungleich behandelt 
hat. Aus dem Vortrag der Klägerin geht 
nicht hervor, dass die hier in Rede ste-
henden Straßenfeste mit großen Volks-
festen wie dem von der Klägerin ange-
führten Münchener Oktoberfest vergleich-
bar sind. Es ist auch nicht ersichtlich, was 
die Klägerin, die nach den Feststellungen 
des Berufungsgerichts die in Rede ste-
henden Straßenfeste mit ihren Musikauf-
führungen prägt, mit den Betreibern von 
Ständen und Fahrgeschäften auf Volks-
festen gemeinsam hat. Mit den Betreibern 
von Gastronomiezelten ist die Klägerin - 
wie das Berufungsgericht zutreffend an-
genommen hat - schon deshalb nicht zu 

vergleichen, weil Festzelte umschlossene 
Einheiten sind, während die Klägerin die 
Musik im Freien aufführt. 

3. Das Berufungsgericht hat die danach 
geschuldete Vergütung rechtsfehlerfrei 
festgestellt. 
a) Die Revision rügt ohne Erfolg, dass das 
Berufungsgericht sich bei der Feststel-
lung der Größe der Veranstaltungsflächen 
im Wesentlichen auf die Flächenberech-
nungen der Beklagten gestützt hat. 
aa) Die Revision macht vergeblich gel-
tend, der Vortrag der Beklagten sei nicht 
hinreichend substantiiert und überprüf-
bar, weil sich daraus nicht ergebe, wo sich 
jeweils der nach dem Berechnungs-
modell des Berufungsgerichts maßgeb-
liche erste und letzte Stand befunden 
haben sollen. 
Es ist allerdings Sache der Beklagten als 
Anspruchstellerin, die Größe der Veran-
staltungsfläche des jeweiligen Straßen-
festes darzulegen, nach der sich entspre-
chend dem Tarif U-VK I die Höhe ihrer 
Vergütungsforderung richtet. Die Beklag-
te hat dieser Darlegungslast jedoch 
genügt. Sie hat nach den Feststellungen 
des Berufungsgerichts die Flächen der 
fünf Veranstaltungsorte näher aufge-
schlüsselt und deren Flächeninhalt sub-
stantiiert und überprüfbar berechnet. Da 
die Größe der Veranstaltungsfläche nach 
dem Vorbringen der Beklagten vom ers-
ten bis zum letzten Stand und von Häuser-
wand zu Häuserwand zu berechnen ist, 
musste sie nicht ausdrücklich darauf 
hinweisen, dass die von ihr vorgelegten 
Lagepläne und Flächenberechnungen 
auf diesem Berechnungsmodell beruhen. 
bb) Die Revision rügt ohne Erfolg, das Be-
rufungsgericht hätte die Zahlen der Be-
klagten jedenfalls nicht ohne Beweisauf-
nahme zugrunde legen dürfen; die Klä-
gerin habe geltend gemacht, dass keine 
korrekte Messung vorliege, soweit die 
Werte durch Abschreiten und nicht mit 
einem geeichten Lasermessgerät ermit-
telt worden seien. Aus § 138 Abs. 2 und 3 
ZPO folgt, dass eine Partei, soll ihr Vortrag 
beachtlich sein, auf Behauptungen des 
Prozessgegners unter Umständen sub-
stantiiert - das heißt mit näheren positiven 
Angaben - zu erwidern hat. Eine solche 
Pflicht kann in Betracht kommen, wenn 
die Partei alle wesentlichen Tatsachen 
kennt und es ihr zumutbar ist, nähere An-
gaben zu machen (vgl. BGH, Urteil vom 
17. März 1987 - VI ZR 282/85, BGHZ 100, 
190, 195 f.). 
Die Klägerin kennt die Veranstaltungsorte 
aus eigener Anschauung. Ihr war es zu-
mutbar, eigene Flächenberechnungen 
durchzuführen und vorzulegen. Sie konn-
te die Richtigkeit der Messungen der Be-
klagten daher nicht einfach dadurch wirk-
sam bestreiten, dass sie die Genauigkeit 
der von der Beklagten angewandten 
Messmethode in Zweifel zieht. Das Be-

rufungsgericht konnte seiner Berechnung 
der Vergütung daher ohne Rechtsfehler 
die von der Beklagten vorgetragenen 
Größen der jeweiligen Veranstaltungs-
flächen zugrunde legen. 
cc) Die Revision macht geltend, bereits 
die ersten beiden Positionen der Flä-
chenberechnung zur Veranstaltung „Bar-
men Live“ - der „Alte Markt“ mit 2700 qm 
und die Straße „Werth“ mit 6240 qm - 
seien anhand der Angaben der Beklagten 
rechnerisch nicht nachvollziehbar. Der 
„Alte Markt“ habe nach Maßgabe der 
Skizze rechts eine Breite von 30 m und 
links eine Breite von 15 m. Bei einer Ge-
samtlänge von 90 m wäre eine Fläche von 
2700 qm nur erreichbar, wenn sich die 
Breite von 30 m über den gesamten Platz 
fortsetzen würde; dies sei aber nicht der 
Fall, da sich die Breite etwa ab der Mitte 
des Platzes von 30 auf 15 m verenge. 
Soweit das Berufungsgericht anführe, 
dort trapezartig verlaufende Hausfronten 
seien nicht eingerechnet, sei dies ange-
sichts der dokumentierten Zahlen nicht 
nachvollziehbar. Die Straße „Werth“ habe 
nach der zeichnerischen Darstellung eine 
Länge von 385 m. Bei einer Straßenbreite 
von 12 bis 14 m errechne sich eine Fläche 
von 4620 bis 5390 qm. 
Damit dringt die Revision nicht durch. Die 
Klägerin hat das Vorbringen der Beklag-
ten, der „Alte Markt“ von Barmen habe 
einen Flächeninhalt von 2700 qm und die 
Straße „Werth“ in Barmen habe einen 
Flächeninhalt von 6240 qm in den Vorin-
stanzen nicht konkret bestritten. Bei dem 
Vorbringen der Revision handelt es sich 
daher um neuen Sachvortrag, der in der 
Revisionsinstanz grundsätzlich - und so 
auch hier - unbeachtlich ist (§ 559 Abs. 1 
ZPO). 
b) Das Berufungsgericht hat die Vergü-
tung für die Einräumung des Rechts zur 
Aufführung von Musikwerken auf den in 
Rede stehenden Straßenfesten rechtsfeh-
lerfrei in der Weise berechnet, dass in den 
Stufen 13 und 14 (bei Veranstaltungsräu-
men über 3000 qm FlächeninhaIt) je 
angefangener 500 qm weitere 62,90 € zu 
zahlen sind. Die Revision wendet ohne 
Erfolg ein, richtigerweise seien in den Stu-
fen 13 und 14 nur je vollendeter 500 qm 
weitere 62,90 € zu zahlen. Dafür spreche, 
dass der frühere Text „je weitere ange-
fangene 500 qm“ bei der Neufassung 
durch den jetzigen Text „je weitere 500 qm 
bis 10.000 qm“ ersetzt worden sei. Zudem 
ergebe sich aus dem Umstand, dass der 
Tarif eine Erhöhung der Vergütungssätze 
„für je angefangene weitere 10 € Eintritts-
geld um je 10%“ vorsehe, dass die Be-
klagte selbst zwischen „je angefangene 
weitere“ und „je weitere“ differenziere. 
Nach dem Tarif U-VK I gilt ein Vergütungs-
satz der Tabellenreihen 1 bis 12 nicht erst 
dann, wenn der am Anfang der jeweiligen 
Tabellenreihe angegebene Flächeninhalt 
erreicht ist, sondern schon dann, wenn 
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der Flächeninhalt der am Anfang der vor-
herigen Tabellenreihe angegebene Flä-
cheninhalt überschritten wird. So ist der 
Vergütungssatz der Tabellenreihe 12 nicht 
erst dann anzuwenden, wenn die Fläche 
des Veranstaltungsraums volle 500 qm 
mehr als 2500 qm, also 3000 qm beträgt, 
sondern schon dann, wenn sie mehr als 
2500 qm, aber höchstens 3000 qm be-
trägt. Entsprechendes muss für die Rege-
lung nach den Tabellenreihen 13 und 14 
gelten, mit der die Regelung der vorange-

henden Tabellenreihen ersichtlich nur 
fortgeschrieben werden soll. 
c) Die Revision beanstandet vergeblich, 
das Berufungsgericht habe bei seinen 
Berechnungen nicht berücksichtigt, dass 
die Klägerin sich in ihren Anmeldungen 
darauf berufen habe, als Mitglied im 
„AMCU e.V.“ einen Gesamtvertragsnach-
lass von 20% in Anspruch nehmen zu kön-
nen. 
Nach den Allgemeinen Bestimmungen 
des Tarifs U-VK wird zwar den Mitgliedern 

von Organisationen, mit denen die Be-
klagte einen Gesamtvertrag für diesen 
Tarif geschlossen hat, ein Nachlass ent-
sprechend den gesamtvertraglichen Ver-
einbarungen eingeräumt. Die Klägerin hat 
aber nicht dargelegt, dass der „AMCU 
e.V.“ mit der Beklagten einen Gesamtver-
trag für den Tarif U-VK abgeschlossen hat 
und nach diesem Gesamtvertrag im vor-
liegenden Fall ein Nachlass zu gewähren 
ist. 
(...)

Aus dem Landesverband

Infothek

Neue KfW-Förderung für mehr 
Energieeffizienz in Kommunen
Zum 01. Juni 2012 startet die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) das neue Fö-
derprogramm "Kommunale Energiever-
sorgung", über das Kommunen und kom-
munale Unternehmen zinsverbilligte Dar-
lehen für Investitionen in den Ausbau 
dezentraler kommunaler Energieversor-
gung beantragen können. Das Förder-
programm unterstützt insbesondere bei 
Investitionen in
• den Ausbau der Verteilernetze sowie 

die kommunikationstechnische Ver-
netzung und den Aufbau zu "virtuellen 
Kraftwerken" (z. B. Leitsystem),

• die Installation intelligenter Informa-
tions-, Kommunikations- und Netz-
steuerungstechnologien (ggf. einschl. 
Breitbandtechnik) mit dem Ziel, die 
Verteilernetze für die Integration erneu-
erbarer Energien oder steuerbarer 
Lasten zu ertüchtigen,

• die Kommunikationsinfrastruktur und

in Energiemanagementsysteme zur 
Anbindung von Energie-Endverbrau-
chern an intelligente Messsysteme 
(Smart Metering) sowie

• den Neu- und Ausbau von dezentralen 
Energiespeichern für die Speicherung
von Energie aus Strom (z. B. Druckluft-
speicher, Wasserstoffspeicher, Nut-
zung der Gasinfrastruktur als Speicher 
für Wasserstoff und/ oder syntheti-
schem Methan).

Die Kreditlaufzeit beträgt bis zu 30 Jahre, 
bei einer Zinsbindung von maximal 10 
Jahren. Dabei können bis zu 100 % der 
förderfähigen Investitionskosten pro Vor-
haben mitfinanziert werden. Detaillierte 
Informationen zum neuen Förderpro-
gramm sind unter www.kfw.de/203 (für 
Kommunen) und www.kfw.de/204 (für 
kommunale Unternehmen) zu finden.

Termine
07.-09.06.2012: Studienfahrt der haupt-
amtlichen Bürgermeister und Amtsdirek-
toren des SHGT nach Mecklenburg-Vor-
pommern (Wismar und Schwerin)
13.06.2012: Landesvorstand des SHGT, 
Haus der kommunalen Selbstverwaltung, 
Kiel, 10.00 Uhr
23.08.2012: Landesvorstand, Haus der 
kommunalen Selbstverwaltung in Kiel um 
15.00 Uhr 
23.08.2012: Parlamentarischer Abend der 
Kommunalen Landesverbände in Kiel, 
Haus der kommunalen Selbstverwaltung 
30.-31.08.2012: Bürgermeisterfachkon-
ferenz des SHGT im Seehotel Töpferhaus, 
Alt-Duvenstedt
10.09.2012: Bau-, Planungs- und Umwelt-
ausschuss auf der NordBau, Neumünster 
18.09.2012: Sitzung der Geschäftsführer 
der Kreisverbände, Haus der kommuna-
len Selbstverwaltung, Kiel 
24.09.2012: Veranstaltung zum „Recht 
der kommunalen Ver- und Entsorgungs-
wirtschaft“ an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel 9.30 – 17.00 h, Kiel, 
Otto-Hahn-Platz 2, Otto-Hahn-Hörsaal

Die diesjährige Amtsvorstehertagung fand 
mit Rekordbeteiligung am 03.05.2012 
Drathenhof in Molfsee statt. Bürgermeister 
Michael Koch, der Landesvorsitzende des 
SHGT, begrüßte die über 130 Teilnehmer 
bei strahlendem Sonnenschein. Er freute 
sich, mit den beiden Themen - einerseits 
die neue Amts- und Gemeindeordnung, 
andererseits die künftige die EU-Förde-
rung ländlicher Räume - großes Interesse 
hervorgerufen zu haben und hieß die 
beiden Referenten Frau Söller- Winkler aus 
dem Innenministerium und Herrn Thoben 
aus dem Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume herzlich will-
kommen.

Landesgeschäftsführer Jörg Bülow gab 
eine kurze Einführung in die Themen. Das 
am 21.03.2012 vom Landtag beschlos-
sene Gesetz zur Reform der Amts- und 
Gemeindeordnung sei erst kurz vor der 
Amtsvorstehertagung in Kraft getreten. In 
der nun beginnenden Übergangsphase 
müssen alle Ämter aktiv werden und prü-
fen, welche Änderungen vorgenommen 
werden müssen. Außerdem betonte er, 
dass bereits jetzt die Weichen für die neue 
Förderperiode der EU gestellt würden, die 
2014 beginne. 
Frau Söller- Winkler gab einen kurzen 
Überblick über die Änderungen der Amts-
ordnung. Im Zuge der Übergangsrege-

Amtsvorstehertagung 2012 lung müssen die Ämter bis Ende 2014 
prüfen, was für die neue Rechtslage zu 
tun ist. Sie sagte zu, dass das Innen-
ministerium kurzfristig einen Erlass zum 
Aufgabenübertragungsverbot heraus-
geben werde, um den Ämtern damit eine 
möglichst große Handlungssicherheit zu 
geben. Sie schlug folgende Vorgehens-
weise vor: 
1. Genaue Aufgabenbestandserfassung 
in jedem Amt; hierbei sei genau zu tren-
nen, ob es sich um eine echte Aufgaben-
übertragung oder eine bloße Übertragung 
der Aufgabendurchführung handele.
2. Prüfung des festgelegten Katalogs: fällt 
die Aufgabe unter die 16 möglichen Auf-
gaben?
3. Sind die fünf zulässigen Aufgaben aus-
geschöpft? Müssen Aufgaben zurück-
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übertragen werden? Welche Aufgaben 
sollen auf jeden Fall beim Amt verbleiben? 
Müssen Aufgaben ggf. an einen Zweck-
verband übertragen werden?
Sie stellte dabei klar, dass folgende 
Situation sehr sorgfältig geprüft werden 
müsse: Auch die anteilige Aufgaben-
übertragung zählt als eine übertragene 
Aufgabe. Handelt es sich allerdings um 
verschiedene Teile einer Gesamtaufgabe, 
dann handele es sich nur um eine Auf-
gabe. Bei derartigen Fragestellungen sah 
sie einen erheblichen Beratungsbedarf 
durch die Kommunalaufsichten der Krei-
se und die Kommunalabteilung des 
Innenministeriums voraus.
Zu den Änderungen in der Gemeindeord-
nung erläuterte sie, dass die Gemeinden 
künftig ihre Informations- und Beteili-
gungspflichten durch Satzung regeln 
müssen. Sie wies darauf hin, dass dies 
wegen der Genehmigungspflicht nicht in 
der Hauptsatzung erfolgen sollte. Sie 
schlug daher eine von der Hauptsatzung 
gesondert stehende Satzung vor. Außer-
dem stellte sie das neue Auszählungs-
verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers 
vor, das durch einen geänderten und 
bereits bei 0,5 beginnenden Teiler zu 
anderen Ergebnissen kommen könne. 
Dieses Verfahren werde ab 1.6.2013 auch 
im kommunalen Bereich eingesetzt. Bis 
dahin gelte noch das Höchstzahlenver-
fahren nach d´Hondt.
Sie betonte außerdem, dass die Öffent-
lichkeit der Sitzungen bereits seit Inkraft-
treten der Gesetzesänderung gelte. Da es 
sich hierbei um höherrangiges Recht han-
dele, stehe es über den Festsetzungen in 
der Hauptsatzung, sodass eine Sitzung 
öffentlich stattfinden muss, auch wenn in 
der Hauptsatzung eine andere Regelung 

getroffen wurde. Ferner könnten Gemein-
den ab 4000 Einwohner künftig einen 
hauptamtlichen Bürgermeister wählen. 
Neu sei eine Regelung zum Sponsoring 
eingeführt worden. Sie riet den Anwesen-
den, mit der Regelung verantwortungsvoll 
umzugehen. Durch das transparente Ver-
fahren soll eine verdeckte Vorteilsnahme 
verhindert werden.
In seinem Vortrag „EU-Förderung ländli-
cher Räume ab 2014“ gab Herr Thoben 
zunächst eine kurze Rückschau auf die 
ablaufende Förderperiode. Aus Sonder-
mitteln der EU, die unter der Bezeichnung 
Health-Check laufen, konnte den 21 Aktiv-
regionen jeweils ein Budget von mehr als 
700.000 € zur Verfügung gestellt werden. 
Die bisherige Förderung des ländlichen 
Wegebaus wurde auf eine neue Grund-
lage gestellt, in dem die Konzentration der 
Förderung auf das sogenannte Kernwe-
genetz erfolgte. Die Breitbandförderung 
wurde erheblich ausgeweitet und bei der 
Sportstättenförderung konnten aktuell in 
den vergangenen Wochen zusätzlich 2,4 
Millionen Euro aus EU-Mitteln durch eine 
Umschichtung eingeworben werden. Er 
riet dazu, möglichst weitere bewilligungs-
reife Anträge vorzuhalten, da erfahrungs-
gemäß kurz vor Abschluss der Förderpe-
riode noch Restmittel zur Verfügung ste-
hen könnten. Herr Thoben berichtete über 
die erhebliche Kritik des Landesrech-
nungshofs, dass bei Aufträgen teilweise 
das Vergaberecht verletzt wurde und die 
Forderung an einigen Stellen zurückge-
fordert werden musste. Für die neue För-
derperiode sei frühzeitig u.a. mit dem 
SHGT und dem Wirtschafts- wie auch 
dem Sozialministerium eine Strategie-
gruppe „ländliche Entwicklung 2014 +“ 
einberufen worden. Ziel sei es, ein Strate-

giepapier mit Eckpunkten für die künftige 
ländliche Entwicklung in Schleswig Hol-
stein zu erarbeiten. Er ist der Ansicht, dass 
die bisherigen Gebietszuschnitte der 
Aktivregionen sich voraussichtlich nicht 
wesentlich ändern werden, sodass alle 21 
Aktivregionen wieder so antreten könnten 
wie bisher. Allerdings werden in der an-
stehenden Förderperiode zum Teil neue 
Rahmenbedingungen geschaffen und 
das Maß der Verantwortung in den Aktiv-
regionen werde deutlich steigen. Er ap-
pellierte an die Anwesenden, zu prüfen, 
ob die geeignete Organisationsform be-
reits bestehe und ob die derzeit gewählte 
Form des Regionalmanagements auch 
für die Umsetzung der Aufgaben mit mehr 
Eigenverantwortung ausreiche. Abschlie-
ßend ermutigte er die Anwesenden, wei-
terhin eine konstruktive Zusammenarbeit 
zwischen Haupt- und Ehrenamt auf kom-
munaler als auch auf regionaler Ebene 
anzustreben. Seiner Ansicht nach liege 
ein entscheidender Erfolgsfaktor darin, 
einige wesentliche Schwerpunkte in der 
Region herauszuarbeiten und die nächste 
Förderperiode auf diese Potentiale hin 
auszurichten. So sollte sich eine gemein-
same Chance bieten, Schleswig-Holstein 
weiter zu gestalten und so fortzuent-
wickeln, dass es auch noch für die Kinder 
und Enkelkinder eine zukunftsfähige Hei-
mat mit hoher Lebens- und Arbeitsqualität 
sein könne.
Der stellvertretende Landesvorsitzende 
Amtsvorsteher Werner Schumacher 
schloss die Sitzung mit den Worten, dass 
er noch nicht genau wisse, wer der neue 
Ministerpräsident werde, wir ihn aber 
schon alle bei der Delegiertenversamm-
lung des SHGT im November gesehen 
hätten.

Ute Bebensee-Biederer

Landesvorsitzender Koch, Abteilungsleiterin Söller-Winkler und Landesgeschäftsführer
Bülow bei der Amtsvorstehertagung 2012

Amtsvorsteher Schumacher
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Der Direktor der Akademie Sankelmark, 
Herr Dr. Christian Pletzing, begrüßt die 
Teilnehmer der Frühjahrstagung und 
wünscht einen informativen und erfolg-
reichen Tagungsverlauf. Dr. Pletzing be-
richtet über die Veränderungen, die an der 
Akademie vorgenommen wurden. Im Jahr 
2012 steht nun eine Sanierung der Gäs-
tezimmer an. Für viele Teilnehmer neu war 
die Information, dass sich unter den Gäs-
tehäusern der Akademie Sankelmark ein 
Regierungsbunker befindet. Dieser sollte 
im Verteidigungsfall Vertretern des 
Schleswig-Holsteinischen Wirtschafts- 
und Sozialministeriums Schutz bieten. 
Eine Besichtigung des Bunkers ist an 
Tagen der offenen Tür möglich.
Landesvorsitzender Amtsdirektor Sönke 
Hansen, Amt Nordstorman, begrüßt die 
80 Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Frühjahrstagung. Sönke Hansen zeigt 

Kommune und Staat 2020

Frühjahrstagung des Fachverbandes 
der Hauptverwaltungsbeamten der 
Kommunen in Schleswig-Holstein vom 
15. – 17. Februar 2012 in Sankelmark

sich erfreut, dass die Veranstaltung tra-
ditionell wieder in Sankelmark durchge-
führt werden kann. Die Akademie Sankel-
mark ist für die Veranstaltung hervorra-
gend geeignet.
Die Verwaltungsstrukturreform der ver-
gangenen Jahre hat dazu geführt, dass 
inzwischen 88 Ämter mit völlig unter-
schiedlichen Strukturen in Schleswig-Hol-
stein bestehen. Die Verwaltungen in Schles-
wig-Holstein stehen vor großen Herausfor-
derungen. Neben möglichen weiteren 

Strukturveränderungen sind auch erhebli-
che Aufgabenveränderungen zu erwarten. 
In der diesjährigen Frühjahrsveranstaltung 
soll hierzu ein Ausblick gegeben werden. 
Ein besonderer Gruß gilt den Vertretern 
der Geschäftsstelle des Schleswig-Hol-
steinischen Gemeindetages, vertreten 
durch Landesgeschäftsführer Jörg Bülow, 
sowie den Herren Nielsen und Am Wege. 
Sönke Hansen hebt die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen dem Gemein-
detag und dem Fachverband der Haupt-
verwaltungsbeamten hervor. Gratuliert 
wird Landesgeschäftsführer Jörg Bülow 
zur Geburt seines 2. Kindes. Sönke 
Hansen überreicht im Namen aller Teil-
nehmer ein Präsent.

TOP 1: Kommunalverfassung,
Gebiets- und Verwaltungsstrukturen 
und  Kommu-nalverfassung der 
Zukunft
Als Vertreter der Fraktionen des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages werden 
begrüßt
- Petra Nicolaisen, CDU
- Dr. Henning Höppner, SPD
- Gerald Hildebrandt, FDP und
- Anke Spoorendonk, SSW.
Die Vertreterin der Fraktion der Grünen, 
Frau Ines Strelau, ist auf der Fahrt nach 
Sankelmark verunfallt. Sönke Hansen 
wünscht Frau Strelau gute Genesung und 
bedauert, dass die Fraktion der Grünen 
heute nicht vertreten ist.

Gebietsstruktur
Sönke Hansen bittet die Vertreter des 
Landtages zunächst zur Gebietsstruktur 
in Schleswig-Holstein Stellung zu neh-
men. Wie können ca. 800 Gemeinden 
unter 1.000 Einwohner den Herausfor-
derungen der Zukunft wirkungsvoll be-
gegnen? Welche Voraussetzungen müs-
sen vorliegen, um das große ehrenamt-
liche Engagement weiterhin zu erhalten?
Frau Nicolaisen führt aus, dass die Ge-
meinden Schleswig-Holsteins Garant für 
wirtschaftliche Aufgabenerledigung sind. 
Das Urteil des Landesverfassungsge-
richtes zur Amtsordnung erfordert keine 
Veränderung auf gemeindlicher Ebene. 
Aus Sicht von Frau Nicolaisen ist die Ent-
wicklung der Ämter noch nicht abge-
schlossen. Eine Direktwahl der Amtsaus-
schüsse wird durch die CDU-Fraktion 
nicht befürwortet. Frau Nicolaisen gibt ein 
klares Bekenntnis zu den vorhandenen 
Strukturen ab. Wünschenswert wäre ein 
Aufgabenabbau. Sie geht davon aus, 
dass die Gemeinden sich aufgrund der 
schwierigen finanziellen Situation und der 
geringen Gestaltungsspielräume über 
Kooperationen bzw. Zusammenschlüsse 
Gedanken machen müssen. 
Dr. Höppner, SPD, stellt fest, dass 
Schleswig-Holstein die kleinteiligste Struk-
tur aller Bundesländer hat. Wünschens-
wert wäre es, wenn keine Unterschiede im 
täglichen Leben in den Gemeinden ver-
schiedener Größenordnung bestehen 
würden. Aufgrund der Entwicklung in der 
Vergangenheit sind Gedanken über die 
ausreichende Leistungsfähigkeit kleinerer 
Gemeinden notwendig. Dr. Höppner er-
klärt, dass seitens der SPD-Fraktion keine 
konkreten Gedankenspiele zur Gebietsre-
form vorliegen. Zur Verwaltungsstruktur 
stellt er fest, dass die Diskussion über die 
derzeit bestehende Mindestgröße von 
8.000 Einwohnern in der SPD-Fraktion 
nicht abgeschlossen ist. 
Herr Hildebrandt, FDP, bekennt sich als 

Sönke Hansen begrüßt die Anwesenden 

Die Landtagsabgeordeten Petra Nicolaisen, Dr. Henning Höppner, Gerhard Hildebrandt, 
und Anke Spoorendonk stehen Rede und Antwort 
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Fan des ehrenamtlichen Engagements. 
Das Ehrenamt ist Triebfeder der örtlichen 
Verbundenheit. Er hält es für zwingend 
notwendig, die Strukturen in der jetzigen 
Form solange zu belassen, wie dies ört-
lich gewollt ist. Auch Herr Hildebrandt 
sieht die unterschiedlichen Gemeinde-
größen als problematisch an. Die Ge-
meinden stoßen sicherlich teilweise ob 
ihrer Größe an die Grenzen der Leistungs- 
und Handlungsfähigkeit. Als äußerst 
problematisch sieht Hildebrandt die un-
terschiedlichen Größen der Amtsverwal-
tungen von 8.000 bis zu 40.000 Einwohner 
an. Insbesondere bei neuen Aufgaben-
übertragungen könnte diese unterschied-
liche Struktur Probleme bereiten. 
Anke Spoorendonk, SSW, stellt fest, 
dass die bisherigen vorhandenen Chan-
cen zur Neustrukturierung der Gemeinde 
und Verwaltungen Schleswig-Holsteins 
verpasst worden sind. Sie stellt fest, dass 
die kommunale Selbstverwaltung sich in 
der kommunalen Demokratie wieder-
spiegeln muss. Das politische Ehrenamt 
muss auf Augenhöhe mit der Verwaltung 
agieren. Dies ist für sie nicht mehr gege-
ben. Die von den Gemeinden mögliche 
Aufgabenübertragung auf die Ämter nach 
der vorgesehenen Kataloglösung hält sie 
für Flickschusterei. Aus Sicht von Frau 
Spoorendonk stärken größere Gemein-
den die kommunale Demokratie und 
sichern das Ehrenamt. Sie hält es für er-
forderlich, dies durch gesetzliche Rege-
lungen sicherzustellen. 
In der zu diesem Thema anschließenden 
Diskussion wird auf die unterschiedliche 
Bedeutung der Planungshoheit für die 
Gemeinden hingewiesen. Es wird festge-
stellt, dass teilweise in Gemeinden auf-
grund der örtlichen Struktur praktisch 
keine Bauleitplanung notwendig ist. Inso-
weit ist auch die Bedeutung der Über-
tragung von Planungsaufgaben auf Ämter 
unter Betrachtung der örtlichen Verhält-
nisse zu bewerten. 
LVB Werner Rütz, Amt Lauenburgische 
Seen, bricht eine Lanze für die kleinen 
Gemeinden. Nach seiner Meinung tragen 
diese Gemeinden hervorragend Sorge für 
die örtlichen Belange. Das politische 
Leben ist sehr unterschiedlich ausge-
prägt, aber nach seiner Auffassung immer 
ausreichend dargestellt. Auch sieht Rütz 
keine Bedenken, dass sich genügend 
junge Mitbürgerinnen und Mitbürger für 
ihre Gemeinden engagieren.
Jörg Hauenstein vom Amt Schafflund be-
richtet zu den Bemühungen, Amtsge-
meinden mit Ortsbeiräten zu bilden. Diese 
Bemühungen sind aufgrund örtlicher Be-
findnisse gescheitert. Er hält die jetzige 
Gemeindestruktur hinderlich für notwen-
dige strategische Entwicklungen. 
Otto Wilke vom Amt Südtondern berichtet 
über die dortigen Erfahrungen. Er hält es 
auch bei einer kleinteiligen Struktur 
durchaus für möglich, Aufgaben gemein-

sam zu erledigen. Als Beispiele nennt er 
hier die Bereiche Tourismus und Pflege-
dienste. 
Als Herausforderung für die Zukunft wird 
angesehen, das Zusammenwirken der 
zentralen Orte mit dem ländlichen Umland 
zur Erfüllung der Herausforderungen der 
Zukunft zu gestalten. Als eine Möglichkeit 
wird die Bildung von Zweckverbänden zur 
gemeinsamen Aufgabenerfüllung ge-
sehen.

Verwaltungsstruktur
Einführend stellt Sönke Hansen dar, dass 
die jetzige Ämterstruktur auf freiwilliger 
Basis im Rahmen der gesetzlichen Leit-
planken entstanden ist. Aus Sicht von 
Hansen wäre es unglücklich, wenn die 
gerade erst entstandenen Strukturen nun 
schon wieder in Frage gestellt würden. 

Petra Nicolaisen macht für die CDU-
Fraktion deutlich, dass die Ämter in ihrer 
jetzigen Struktur als schlagkräftig an-
gesehen werden können. Wünschens-
wert wären jedoch weitere freiwillige Zu-
sammenschlüsse, um die wirtschaftliche 
Erledigung von Verwaltungsaufgaben 
noch effizienter zu gestalten. Aus ihrer 
Sicht sind Verwaltungen mit 20.000 Ein-
wohnern und mehr deutlich schlagkräf-
tiger gegenüber Verwaltungen mit der 
derzeit vorgesehenen Mindestgröße. Sie 
gibt jedoch ein klares Bekenntnis zum 
derzeitigen Bestand ab. 
Dr. Höppner ist der Auffassung, dass die 
Effizienz der Kommunalverwaltungen 
weiter erhöht werden muss. Insbesondere 
ist Doppelarbeit zu vermeiden. Hierzu 
sind gewissen Strukturveränderungen 
notwendig.
Herr Hildebrandt stellt fest, dass bei allen 
Parteien derzeit keine klaren Aussagen 
zur künftigen Verwaltungsstruktur beste-
hen. Nach seiner Ansicht sind alle Ansät-
ze zur Veränderung der Verwaltungsstruk-
tur, die nach der Gebietsreform 1970 
durchgeführt worden sind, im Wesentli-
chen gescheitert.
Frau Spoorendonk macht deutlich, dass 
die Verwaltungsstruktur abhängig von 
einer Gebietsreform gestaltet werden 
muss. Voraussetzung für neue Verwal-
tungsstrukturen sind verlässliche Progno-
sen zum Einsparpotenzial. 
In der anschließenden Diskussion wird 
festgestellt, dass Basis für Veränderun-
gen nur eine funktionierende interkommu-
nale Zusammenarbeit sein kann. 

U3 Betreuung
Sönke Hansen geht davon aus, dass die 
angenommene Quote der Inanspruch-
nahme der U3 Plätze von 35 % über-
schritten wird. Weiterhin werden sich die 
Betreuungszeiten voraussichtlich deutlich 
erweitern. Es ist ein stetiger Anstieg der 
Nachfrage festzustellen. 
Frau Nikolaisen führt aus, dass derzeit 

eine Quote von 21,7 % festgestellt ist. 
Auch sie geht davon aus, dass eine Quote 
von 35 % erreicht wird. Nach Ihrer Ansicht 
sollte das Modell der Tagespflege ausge-
baut werden. Seitens der CDU Fraktion 
liegen derzeit keine weiteren Pläne zur Er-
weiterung der Kinderbetreuung vor. 
Dr. Höppner  weist auf die Folgen des de-
mografischen Wandels hin. Die Geburten-
prognose ist in bestimmten Regionen dra-
matisch. Er geht davon aus, dass die 
Betreuung in Krippen in nördlichen und 
östlichen Landesteilen keine Probleme 
bereiten wird. Es müssen jedoch alle An-
strengungen unternommen werden, um 
im gesamten Land einheitliche Bedin-
gungen zu schaffen. Konkrete Pläne 
hierzu hat die SPD Fraktion derzeit nicht. 
Gerald Hildebrandt hält die Umwandlung 
in altersgemischte Gruppen für erforder-
lich. Weiterhin hält er flexible Betreuungs-
gruppen für notwendig. Bei den erfor-
derlichen Umstrukturierungen müssen 
die Betriebskosten im Fokus der Betei-
ligten sein, um die Belastung der Gemein-
den nicht noch weiter zu erhöhen. 
Frau Spoorendonk hält ein weiteres Maß 
an Betreuung für wünschenswert und 
notwendig. Nach dem Konnexitätsprinzip 
ist jedoch eine weitere Unterstützung der 
Gemeinden notwendig. Bei der Betreu-
ung von Kindern darf nicht nur auf Billig-
lösungen (Tagespflege) Augenmerk ge-
legt werden. Sie sieht die institutionelle 
Tagespflege als gute Alternative an. 
Hierfür sind qualitativ gute Betreuer not-
wendig. Allerdings sind klare Finanzie-
rungsstrukturen erforderlich. 
In der anschließenden Diskussion wird 
deutlich, dass die Gemeinden sich mit 
dieser Frage allein gefühlt lassen. Ins-
besondere die finanzielle Unterstützung 
der Gemeinden wird kritisiert. Es wird von 
einem gemeindlichen Zuschussbedarf für 
einen U3 Platz von 6.500,00 p.A. berich-
tet. 

Haushaltskonsolidierung 
Vorsitzender Sönke Hansen bittet die Ver-
treter der Landesfraktion um Stellung-
nahme, wie die Haushaltskonsolidierung 
konkret umgesetzt werden soll. Insbeson-
dere bittet er um Stellungnahme, wie die 
Fraktionen zum Eingriff in den kommuna-
len Finanzausgleich stehen.
Herr Hildebrandt macht deutlich, dass 
der Landeshaushalt bei einem Volumen 
von 8 Milliarden bereits jetzt einen Zins-
aufwand von 1 Milliarde aufweist. Das 
jährliche Defizit beträgt derzeit ca. 1,2 
Milliarden. Er geht davon aus, dass die 
Schulden bis 2020 auf ca. 35 – 40 Mil-
liarden steigen werden und dann eine 
Zinslast von 2 Milliarden p. A. unter An-
nahme der jetzigen Zinshöhe vorliegt. Er 
sieht keine Alternative zum beschrittenen 
Weg unter Beibehaltung des Eingriffs in 
den kommunalen Finanzausgleich. 
Auch Frau Nikolaisen sieht keine Alter-
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native zum jetzt beschrittenen Weg. Die 
verbesserte Finanzsituation müsste aus-
genutzt werden, um neue Spielräume für 
zwingende Maßnahmen z. B. im Schul-
wesen oder im Breitbandausbau zu 
schaffen. 
Dr. Höppner geht davon aus, dass 
Schleswig-Holstein allein nicht in der Lage 
ist, seinen Schuldenstand abzubauen. Er 
kritisiert die ausgeprägte Zuschussmen-
talität und nennt insbesondere hier die Zu-
schussoase Nordfriesland. 
Frau Spoorendonk fordert eine Verbes-
serung der Einnahmesituation des Lan-
des. Höhere Steuern sowie ein verän-
dertes Steuersystem sind erforderlich. 
Eine Altschuldentilgung ist länderüber-
greifend erforderlich. Handlungspriori-
täten sieht sie im Bildungsbereich. Sie 
sieht im Bereich des Landes derzeit kei-
nen finanziellen Handlungsspielraum. 

TOP 2: Aktuelles vom SHGT
Jörg Bülow, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des Schleswig-Holsteini-
schen Gemeindetages berichtet zu fol-
genden Schwerpunkten: 

Welche Themen hat der Landtag in 
dieser Periode noch zu entscheiden?
Kommunalverfassung
Jörg Bülow stellt fest, dass viele An-
regungen des SHGT sich im Gesetzes-
entwurf wiederfinden. Die durchgesetzten 
Veränderungen wurden auch aufgrund 
der sachlichen Diskussion der letzten 
Tagung in Sankelmark mit Innenminister 
Schlie möglich. Diese Erfahrungen haben 
gezeigt, dass ein offensives, sachliches 
und gemeinschaftliches Vorgehen politi-
sche Veränderungen bewirken kann. 
Zur Änderung des Kommunalverfas-
sungsrechtes ist die politische Diskussion 
zur Zusammensetzung der Amtsaus-
schüsse wohl noch nicht abgeschlossen. 
Auch hofft Herr Bülow, dass insbesondere 
die Regelungen zur Fraktionsbildung 
(Erklärungen, Satzungen) noch wegfallen 
könnten. 

KAG
Herr Bülow geht davon aus, dass auf-
grund der positiven Beschlussfassung im 
Innen- und Rechtsausschuss es eine 
Wahlmöglichkeit zum Erlass von Straßen-
ausbaubeitragssatzungen geben wird. 
Weiterhin wird es eine Wahlmöglichkeit zu 
wiederkehrenden bzw. einmaligen Bei-
trägen geben. Auch wird die vorgesehene 
Reihenfolge der Einnahmenerzielung in 
der Gemeindeordnung wohl verändert.

Kommunalisierung der Landesplanung
Auch dieses Thema soll noch in der Le-
gislaturperiode abgeschlossen werden. 
Es zeichnen sich Probleme bei der Zu-
ständigkeitsfindung zwischen den betrof-
fenen Kreisen ab.

Konnexitätsausführungsgesetz 
Hierdurch soll bei Vorlage von Gesetzent-
würfen zwangsweise vorgeschrieben wer-
den, die finanziellen Auswirkungen auf 
den kommunalen Raum darzustellen. 

Spielhallengesetz
Hierdurch werden den Kommunen bzw. 
den örtlichen Ordnungsämtern neue 
Aufgaben zugewiesen. 

Aktuelle Umsetzungsthemen
- Ca. 1/3 der Gemeinden in Schleswig-
Holstein haben inzwischen auf die Doppik 
umgestellt. Im laufenden Jahr werden 
voraussichtlich weitere 100 Gemeinden die 
Umstellung vornehmen. Es ist eine Fort-
führung des Innovationsringes Doppik 
vorgesehen. Hierbei soll auch zukünftig die 
KOMMA beteiligt werden. Jörg Bülow weist 
auf die Information unter www. nkr-sh.de 
hin.
- Die zweite Stufe der Lärmkartierung für 
Gemeinden unter 20.000 Einwohnern wird 
wiederum zentral vom Land durchgeführt. 
Diese Vorgehensweise wird als sinnvoll 
erachtet.
- Die Förderung der Schulsozialarbeit 
durch die Kreise wird kritisiert. Der Vollzug 
durch die Kreise wird teilweise sehr res-
triktiv und willkürlich mit eigenen Bedin-
gungen je nach Kreis gehandhabt. Jörg 
Bülow fordert, die Kreise aus der Vertei-
lung der Fördermittel herauszunehmen.
- Die Handreichungen zur Ermittlung der 
Schulkostenbeiträge liegen seit einigen 
Tagen vor. Im März wird die Veröffent-
lichung erfolgen. 
- Durch den IT-Verbund Schleswig-Hol-
stein können dessen Mitglieder Leistun-
gen von Dataport ausschreibungsfrei in 

Landesgeschäftsführer Bülow referiert 
zu aktuellen Themen

Anspruch nehmen. Jörg Bülow wirbt für 
diese Einrichtung.
- Das Arbeitsheft des SHGT für die SüVO 
ist aktualisiert und wird in diesen Tagen an 
alle Gemeinden verteilt. Ebenfalls liegt die 
überarbeitete Anleitung für Wege mit Aus-
sichten vor. 

Aktuelle Themen
- Zur Kinderbetreuung liegen derzeit 
zwei Klagen von Kommunen vor. Einer-
seits geht es um die Frage der Zuständig-
keit der Kommunen. Hilfsweise ist eine 
kommunalverfassungsrechtliche Klage 
mit der Frage erhoben worden, ob ein Ver-
stoß gegen das Konnexitätsprinzip 
vorliegt. 
- Der Breitbandausbau in Schleswig-
Holstein muss zügig fortgeführt werden. 
Das Breitbandkompetenzzentrum sollte 
seine Arbeit über das Jahr 2013 hinaus 
fortführen. 
- Die neue Förderperiode für EU-Mittel 
ab 2014 ist in Vorbereitung. Jörg Bülow 
bittet Umsetzungsprobleme dem SHGT 
mitzuteilen.
- Die Sammelbeschaffung für Digital-
funkgeräte für die Freiwilligen Feuerweh-
ren wird in diesem Jahr vorbereitet. Es 
sind Verpflichtungserklärungen von Ge-
meinden gegenüber der GMSH erforder-
lich. 
- Ohne Rückmeldung an den SHGT sind 
den örtlichen Ordnungsbehörden nach 
dem Geldwäschegesetz Zuständigkeiten 
zu internationalen Terrorismusbekäm-
pfung übertragen worden. Diese Aufga-
benzuweisung wird massiv kritisiert.
- Zur Ärzteversorgung in den Gemein-
den ist eine Verbesserung der Versor-
gungsstruktur notwendig. Inzwischen 
sind die Handlungsspielräume der kas-
senärztlichen Vereinigung erweitert wor-
den, so dass Verbesserungen möglich 
sind. Die Überwachungszuständigkeit für 
immissionsrechtliche Anlagen durch ört-
liche Ordnungsbehörden ist bereits in 
mehreren Gesprächen mit Vertretern des 
Landes erörtert worden. Es ist derzeit 
nicht davon auszugehen, dass hier eine 
Veränderung eintreten wird.

Zukünftige Themen
- Zur Kommunalbesoldungsverordnung 
wird angestrebt, die Besoldung von 
hauptamtlichen Wahlbeamten zu verbes-
sern. Insbesondere die 2-Jahres-Rege-
lung sollte aufgehoben werden.
- Als Kommunalwahltermin ist der 26. 
Mai 2013 vorgesehen. Dieser Terminvor-
schlag wird als sehr unglücklich ange-
sehen, da die konkrete Arbeit in den Ge-
meindevertretungen dann erst nach den 
Sommerferien 2013 wird beginnen kön-
nen. Es wird als Wahltermin der 
05.05.2013 vorgeschlagen. 
- Die Tarifrunde für den öffentlichen 
Dienst ist mit Forderungen der Gewerk-
schaft in Höhe von 6,5 % eingeläutet wor-
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den. Es wird von intensiven Verhandlun-
gen ausgegangen. 
- Der zügige Ausbau der Stromnetze ist 
zwingend erforderlich, um die Ableitung 
von regenerativen Energien zu gewähr-
leisten. Die Idee von Bürgerstromnetzen 
sollte konkretisiert werden. 
- Die Ausweisung von Flächen für Wind-
energie in den Regionalplänen wird nach 
wie vor intensiv diskutiert. 
- Die Sozialstaffelregelungen für Kinder-
betreuungskosten sollten landesweit ver-
einheitlicht werden. Durch unterschied-
liche Regelungen darf es hier zu keinen 
Wettbewerbsverzerrungen kommen. 
- Zum Abschluss seiner Informationen 
weist Jörg Bülow darauf hin, dass dem-
nächst eine neue Ausgabe des Gemein-
deverfassungsrechtes erscheinen wird. 
Am 16.11.2012 wird ein Gemeindekon-
gress im Kieler Schloß durchgeführt. 
- Der gemeinsame Besuch der CeBIT ist 
für den 08.03.2012 vorgesehen. 
- Für den Fachbereichsrat der Verwal-
tungsfachhochschule wird ein neues Mit-
glied gesucht. Interessierte werden gebe-
ten mit dem SHGT Kontakt aufzunehmen. 
Weiter werden Interessierte gesucht, die 
am Workshop IT/E-Government teilneh-
men und ihre Fachkompetenz einbringen. 
- Zum Abschluss wird über die Blocka-
dehaltung der E.ON / SH-Netz berichtet. 
Die Verhandlungen zur Übergabe der 
Stromnetze werden durch diese Blocka-
dehaltung hinausgezögert. 

Als neue Kollegen/Kolleginnen stellen 
sich vor
- Tanja Rönck, Amt Oldenburg-Land
- Michael Lantau, Amt Hörnerkirchen
- Andreas Faust, Amt Schenefeld
- Dirk Hirsch, Amt Eiderkanal
- Jens Becker, Gemeinde Altenholz
- Bärbel Voss, Stadt Uetersen
- Inga Rieß, Stadt Tornesch
- Uwe Goldt, Gemeinde Rellingen
- Detlef Brüggemann, Amt Pinnau
- Thorsten Stürck, Amt Preetz-Land.

TOP 3  Geodaten Informationssystem 
für die zukunftsfähige Kommunal-
verwaltung am Beispiel des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde
Helmut Schlüter vom Innenministerium 
des Landes Schleswig-Holstein stellt die 
rechtlichen Rahmenbedingungen sowie 
die Inhalte eines einheitlichen, EU weiten 
Geoinformationssystems vor. Er berichtet, 
dass inzwischen auch in Schleswig-Hol-
stein die rechtlichen und organisatori-
schen Voraussetzungen geschaffen wur-
den. In den Leitungsgremien sind Ver-
treter des Landes und der kommunalen 
Spitzenverbände entsandt worden. Erfor-
derlich ist es nun, Fachnetzwerke für die 
jeweiligen Fachverfahren unter Beteili-
gung der Kommunen zu installieren. Auf-
gabe in der nächsten Zeit wird es sein, die 
vielfältigen vorhandenen Daten system-

gerecht zu erfassen. Aus dem Vortrag von 
Helmut Schlüter wird deutlich, dass die 
Kommunen hier vor großen finanziellen 
und personellen Herausforderungen 
stehen. 
Frau Dr. Klein von den Ingenieuren 
Torresin & Partner aus Nortorf stellt die 
vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten eines 
Geodateninformationssystems dar. Die 
Lage von Leitungen, der Standort von 
Straßenlampen, die Positionierung von 
Gehwegabsenkungen, der Ort und die Art 
der Beschilderung sind Beispiele vielfäl-
tiger Daten, die in einem Geoinforma-
tionssystem dargestellt werden können. 
Es gibt im kommunalen Bereich eine Viel-
zahl von Daten und Informationen, die der 
Allgemeinheit zugänglich gemacht wer-
den sollen. Sie rät, im Zuge der Erstellung 
der Eröffnungsbilanzen zur Einführung 
der Doppik die erhobenen Daten digital zu 
erfassen, um Doppelarbeiten zu vermei-
den. Anhand von Beispielen macht Frau 

Helmut Schlüter, Innenministerium 
Schleswig-Holstein

Dr. Klein deutlich, welche Bedeutung zu-
künftig z.B. Informationen über Nahver-
sorgung, Infrastruktureinrichtungen usw. 
haben werden. Diese Daten werden so-
wohl für die Kommunen als auch für wei-
tere Beteiligte Grundlage für Zukunftsent-
scheidungen werden. Sie werden die 
Basis für nachhaltige Planungen bilden.
Problem sind einheitliche Datenmodelle 
und die erheblichen Kosten für die Daten-
erhebung. Bei planerischen Aufträgen 
sollte die zukünftige Bereitstellung dieser 
Daten berücksichtigt werden. 
Vorsitzender Sönke Hansen stellt fest, 
dass die Kommunen vor einer großen 
Herausforderung sowohl finanziell als 
auch personell stehen. Derzeit ist die Um-
setzung in dieser Komplexität kaum mög-
lich. 

TOP 4  D 115 und ZuFiSH 
Bettina Koch und Andreas Michaelsen 
von der Stabstelle Kommunalreform der 
Landeshauptstadt Kiel berichten über die 
Erfahrungen zur Einführung der einheitli-
chen Behördenrufnummer D 115. In 
Schleswig-Holstein haben sich bisher die 
Städte Pinneberg und Kiel dem Hambur-
ger Projekt „Telefonservice Hamburg“ 
angeschlossen. Es wird über die intensive 
Vorbereitung zur Umsetzung berichtet. 
Technische, personelle und organisato-
rische Vorbereitungen sind notwendig. 
Als Datenbank mit Informationen für eine 
qualifizierte Weiterleitung von Gesprä-
chen und für Auskünfte dient der ZuFiSH. 
Anhand von Beispielen wird deutlich, 
dass diese zentrale Datenbank hervorra-
gend für ein Telefonservicecenter genutzt 
werden kann. Ein Vorteil ist auch, dass 
keine doppelte Datenpflege erforderlich 
ist.
Das Personal ist durch umfangreiche 
Schulungen zu qualifizieren. Die Eingrup-
pierung erfolgt derzeit nach E 6. Die Ver-
treter der Stadt Kiel gehen davon aus, 
dass die bisherigen Kosten für die 
Telefonzentrale von ca. 485.000 Euro p. a. 
unterschritten werden. Da der Bekannt-
heitsgrad der zentralen Rufnummer D 115 
derzeit noch sehr sehr gering ist, werden 
auch alle Anrufe der zentralen Rufnummer 
der Stadt Kiel auf den Telefonservice 
Hamburg umgeleitet. 
Erfolgreich kann das Projekt nur sein, 
wenn eine hohe Erreichbarkeit der Fach-
bereiche gewährleistet ist. Insoweit ist in 
allen Bereichen der Verwaltung eine hohe 
Flexibilität gefordert. Frau Koch sieht die 
zentrale Rufnummer D 115 als Tempo-
macher für umfangreiche Veränderungen 
der Verwaltungsstruktur. Es wird zukünftig 
erforderlich sein, dem Auskunft suchen-
den Bürgern schnell und unkompliziert 
Auskunft zu geben. Zwingend erforderlich 
ist es, den Bekanntheitsgrad von D 115 
weiter zu erhöhen und zügig weitere Ver-
waltungen in das Projekt zu integrieren. 

TOP 5 Aktuelle bauplanungsrechtliche 
Fragestellungen aus der kommunalen 
Praxis
Einen bunten Strauß von Themen des 
Baurechtes servierte Prof. Dr. Ewer von 
der Kanzlei Weißleder & Ewer. Schwer-
punkt des Vortrages waren Hinweise zum 
Abschluss von städtebaulichen Verträgen 
und Erschließungsverträgen. 
Probleme bereitet die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen von Drittanlie-
gern. Nur beim Abschluss von „echten 
Erschließungsverträgen“ nach § 124 
BauGB kann dieses Problem gelöst wer-
den. Die Gemeinde hat die Möglichkeit 
den Unternehmer zu verpflichten, auf die-
se Beiträge zu verzichten. Dies ist aller-
dings nicht möglich, wenn ein Drittanlie-
gergrundstück im Besitz der Gemeinde 
ist. Prof. Dr. Ewer rät dringend, in der der-
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artigen Fällen mit Käufern von Grundstü-
cken in einem B-Plan einen festen Kauf-
preis zu vereinbaren. 
Zum Verhältnis der §§ 124 und 11 BauGB 
wird darauf hingewiesen, dass § 124 eine 
spezielle Norm darstellt. Daher kann im 
Erschließungsvertrag auch nur die Über-
tragung der Erschließung geregelt wer-
den. 
Zum Abschluss von städtebaulichen Ver-
trägen wird berichtet, dass Gemeinden 
auch Kosten für Personal und verwal-
tungsinterne Kosten abrechnen können. 
Allerdings gilt dies nicht für Aufgaben, die 
nicht an Dritte verlagert oder übertragen 
werden dürfen. 

Satzungsbeschluss erst erfolgen kann, 
wenn sichergestellt ist, dass der Durch-
führungsvertrag auch tatsächlich zustan-
de kommt.
Zunehmendes Problem stellen Regelun-
gen für den Einzelhandel dar. Es wurde 
versucht, eine Kontingentierung von Ver-
kaufsflächen vorzunehmen. Prof. Ewer 
stellt fest, dass diese Kontingentierung 
nicht zulässig ist, es sei denn, es ist nur 
die Ansiedlung eines Betriebes möglich. 
Ansonsten würde es bei der Ansiedlung 
von mehreren Betrieben zu einem „Wind-
hundrennen“ kommen. Zulässig sind nur 
grundstücksbezogene Regelungen, ähn-
lich der Festsetzung einer GRZ.  Zum 
Abstimmungsgebot nach § 2 BauGB wird 
darauf hingewiesen, dass auch ein Kauf-
preisabfluss von unter 10 % bereits rele-
vant sein kann. Insoweit ist das Abstim-
mungsgebot auch unterhalb dieser 
Schwelle von besonderer Bedeutung. 
Die planerische Nachsteuerung von 
Nutzungen nimmt an Bedeutung zu. Ge-
meinden können bestimmte Nutzungen 
auch nachträglich aus Gewerbegebieten 
ausschließen, wenn dies städtebaulich 
begründet ist. Eine unter Umständen ein-
tretende Entschädigungspflicht ist jedoch 
zu bedenken, wenn eine bereits ausge-
übte oder zulässige Nutzung einge-
schränkt wird. 
Viele Gemeinden mit touristischem Hin-
tergrund haben Ferienwohnungsgebiete 
festgesetzt. Diese Wohnungen werden 
zum Teil als Dauerwohnungen genutzt, 
bzw. werden Dauerwohnungen als Fe-
rienwohnungen genutzt. Hierzu verweist 
Prof. Dr. Ewer auf § 10 Abs. 4 Baunut-
zungsverordnung. Danach ist zwischen 
den Nutzungen deutlich zu differenzieren. 
Mit Ausnahmeregelungen kann das Pro-
blem nicht gelöst werden. Die allgemeine 
Zweckbestimmung der BauNVO ist zu 
beachten. In der BauNVO werden die zu-
lässigen Ausnahmen abschließend gere-
gelt. Eine Lösung scheint nur über die 
Aus-weisung eines Sondergebietes nach 
§ 11 BauNVO möglich. 
Der Klimaschutz gewinnt zunehmend in 
Bauleitplanungen an Bedeutung. Über 
einen ausgesprochenen Anschluss- und 
Benutzungszwang ist die zwingende Nut-
zung von Fernwärmeeinrichtungen mög-
lich. Zum Thema regenerative Energien 
wird ausgeführt, dass inzwischen Bio-
massenkraftwerke bis 2 MB im Außenbe-
reich zulässig sind. Ebenfalls dürfen So-
laranlagen auf zulässigerweise errichte-
ten Gebäuden installiert werden. 
Zu § 248/249 BauGB wird darauf hin-
gewiesen, dass es Sonderregelungen zur 
sparsamen Nutzung von Energie gibt. Ab-
weichungen von den Festsetzungen 
eines B-Planes sind z. B. unter Bezug auf 
die überbaubare Fläche oder Grenzab-
stände möglich. Dies kann z. B. bei Maß-
nahme zur zusätzlichen Dämmung von 
Gebäuden der Fall sein. 

Im Zusammenhang mit dem Repowering 
von Windkraftanlagen wird häufig gefor-
dert, dass im Anschluss andere Anlagen 
innerhalb einer bestimmten Frist zurück-
gebaut werden müssen. Hierzu weist Prof. 
Dr. Ewer darauf hin, dass der Bestand-
schutz von Anlagen nicht durch Bebau-
ungspläne aufgehoben werden kann. Er 
sieht eine Lösung nur im Abschluss von 
städtebaulichen Verträgen. Durch be-
schränkt persönliche Dienstbarkeiten mit 
Ersatzvornahmerechten der Gemeinden 
und der Vorlage von Bankbürgschaften 
kann die Forderung eines Rückbaus 
durchgesetzt werden. 

TOP 6  Anforderung und Belastung 
am Arbeitsplatz – Büroalltag unter 
der Lupe
Über die Auswirkungen von Arbeitspro-
zessen auf die Gesundheit berichtet Frau 
Prof. D. Marianne Resch von der Uni 
Flensburg. Aufgrund der Veränderungen 
der Arbeitswelt ist es heute unerlässlich, 
sich mit Gesundheitsprävention zu be-
schäftigen, um die Belastungen der Be-
schäftigten zu reduzieren. Viele kleine 
Ärgernisse, Stolpersteine und andere 
Faktoren verhindern geordnete Arbeits-
prozesse. Arbeitstätigkeiten und Organi-
sationsstrukturen sollten so gestaltet 
werden, dass sie den Kriterien be-
lastungsfreier und persönlichkeitsför-
dernder Arbeit und langfristiger Effizienz-
kriterien zugleich entsprechen. Die 
Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit, alle uner-
freulichen Arbeiten in Arbeit mit Lebens-
wert umzuwandeln, wird deutlich. Dem 
Wunsch, zunehmend Genussarbeit aus-
zuführen, steht der Zwang, Lastarbeiten 
wahrzunehmen entgegen. Zudem wird 
sich der Arbeitgeber mit den Auswirkun-
gen von Veränderungen der beruflichen -
und anderen Lebenstätigkeiten der Be-
schäftigten auseinandersetzen zu haben. 

TOP 7  Hopfen und Malz – Gott erhalt's
Grundlage geistvoller Genüsse sind 
Hopfen und Malz. Dr. Reiner Pelka von der 
Akademie Sankelmark brachte uns in 
einem informativen, humorvollen Beitrag 
die Geschichte und die Technik des Um-
gangs mit Hopfen und Malz nahe. 

TOP 8  Verwaltungsausbildung – Neue 
Inhalte, Strukturen, Lehrkräfte
Ernst Halle von der Verwaltungsakademie 
Bordesholm berichtet zu den Strukturen 
der Verwaltungsakademie und der Ver-
waltungsfachhochschule. Seit 2008 sind 
beide Einrichtungen fusioniert. Präsident 
Wagner war bisher Leiter beider Einrich-
tungen. Ab dem 01.04.2012 wird Prof. Dr. 
Rogosch die Einrichtungen leiten. Als 
weitere personelle Veränderung teilt Herr 
Halle mit, dass Herr Gnaß von der 
KOMMA zum 30.09.2011 in den Ruhe-
stand getreten ist. Eine Neubesetzung der 
Stelle ist derzeit noch nicht erfolgt, da eine 

Prof. Dr. Ewer, Kanzlei Weißleder & Ewer 

Für Folgekostenverträge nach § 11 
BauGB stellt Prof. Dr. Ewer die Grenzen 
der Zulässigkeit dar. Es ist die Ursächlich-
keit und die konkrete Kausalität zwischen 
dem Bebauungsplan und den ausgelös-
ten Folgelasten darzustellen. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat im Jahr 2010 
hierzu entschieden, dass Maßnahmen 
auch abrechenbar sind, wenn diese auf-
grund mehrerer Planungsvorhaben erfor-
derlich waren und anteilig berechnet wur-
den. 
Zu bauplanungsrechtlichen Vereinbarun-
gen in städtebaulichen Verträgen wird 
darauf hingewiesen, dass vertragliche 
Nutzungsbeschränkungen auf bestimmte 
Gewerbetypen nicht zulässig sind. Ab-
schließende Regelungen sind durch Fest-
setzungen im B-Plan zu treffen. Lediglich 
planergänzende Regelungen sind zuläs-
sig. Prof. Dr. Ewer macht deutlich, dass 
Regelungen, die planerisch festgesetzt 
werden können, nicht durch Vertrag ge-
regelt werden dürfen. 
Auch auf die eingeschränkte Möglichkeit, 
zeitliche Nutzungsbegrenzungen vertrag-
lich zu regeln, wird hingewiesen. 
Zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan wird darauf hingewiesen, dass ein 
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Strukturüberprüfung KOMMA erfolgt. 
Kommissarischer Leiter ist derzeit Herr 
Halle selbst.
Herr Halle bedauert, dass ein deutlicher 
Rückgang der Auszubildenden zum/zur 
Verwaltungsfachangestellten festzustel-
len ist. Es werden ca. noch 250 Auszu-
bildende per Jahr registriert. In früheren 
Jahren wurden bis zu 350 Jugendliche 
ausgebildet. Im Bereich der Weiterbildung 
ist als neues Angebot der Nachqualifizie-
rungslehrgang der Verwaltungsfachan-
gestellten mit Abschluss zum Verwal-
tungsfachwirt neu im Programm. Auch 
werden zunehmend Fortbildungsveran-
staltungen in Bordesholm durchgeführt.
Die Auslastungsquote des Internats liegt 
derzeit nur bei 60 %. Diese Quote ist un-
zureichend, eine Verbesserung dringend 
notwendig. Aus heutiger Sicht ist das 
Internat überdimensioniert. 
199 ehrenamtliche Mitarbeiter engagieren 
sich in der Ausbildung der verschiedenen 
Ausbildungsberufe, die in Bordesholm 
unterrichtet werden. 30 % des Unter-
richtes werden von hauptamtlichen Lehr-
kräften gestaltet. Erfreulich ist, dass die 
Qualität des Unterrichtes an den berufli-
chen Schulen deutlich gestiegen ist. Die 
Strukturen der Ausbildung sind in den 
verschiedenen Ausbildungseinheiten den 
heutigen Anforderungen angepasst wor-
den. So wird zum Beispiel seit dem 
01.08.2008 nur noch Ausbildung im dop-
pischen Haushaltsrecht gegeben. 
Im Rahmen der Fortbildung wird ein neuer 
Schwerpunkt der IT-Führerschein sein. 
Insbesondere aus dem Bereich der lang-
jährig tätigen Mitarbeiter ist auch der 
Wunsch an die Verwaltungsakademie 

herangetragen worden, hier weitere Fort-
bildungsangebote zu entwickeln.
Die Ausbildung im mittleren Dienst ist neu 
konzipiert worden. Das Land Schleswig-
Holstein hat die Ausbildung im mittleren 
Dienst wieder verstärkt. Es werden beim 
Land keine Verwaltungsfachangestellten 
mehr ausgebildet. Derzeit ist ein Klassen-
verband mit 25 Anwärtern gebildet wor-
den. Es wurde ein einheitlicher Lehrplan 
für das Land und die Kommunen erar-
beitet.
Herr Halle appelliert an die Verwaltungen, 
Interessierten die Möglichkeit zu geben, 
als ehrenamtlicher Dozent an der Verwal-
tungsakademie zu unterrichten. 

TOP 9  Kommune und Staat 2020 – 
Unsichere Zeiten, neue Probleme, 
innovative Lösungen
Stellt Euch darauf ein, dass man sich auf 
nichts mehr einstellen kann. Mit dieser 
Aussage begann der Vortrag von Frau 
Prof. Ingelore Welpe aus Molfsee. Immer 
schneller werdende Veränderungspro-
zesse mit unvorhersehbaren Ereignissen 
werden unsere Arbeitswelt beeinflussen. 
Dramatisch steigende Anforderungen 
werden stetige Anpassungsleistungen je-
des Einzelnen erfordern. Auch die Verwal-
tungen werden sich auf gesellschaftliche 
Trends mit zunehmender Geschwindig-
keit einstellen müssen. Es wird eine 
deutlich höhere Mobilität gefordert wer-
den und ein höherer Bildungsgrad wird 
zunehmend von Bedeutung sein. Der 
Grundsatz des lebenslangen Lernens 
wird auch in der Verwaltung weiter an Be-
deutung gewinnen. Insoweit sind Füh-
rungskräfte gefordert, Personal- und Ab-

laufprozesse strategisch auszurichten, 
um die Herausforderungen der Zukunft 
bewältigen zu können. Hierzu zählt z. B. 
auch eine zunehmende Kommunikation 
mit verschiedensten Zielgruppen der Be-
völkerung. Es wird von der Verwaltung 
eine völlig veränderte Öffentlichkeitsarbeit 
erwartet. Gläserne Entscheidungen sind 
heute bereits erforderlich. Verwaltungen 
und Gemeinden werden nur mit einer of-
fenen Kommunikation dauerhaft erfolg-
reich sein können. Ganz deutlich stellte 
Frau Prof. Dr. Welpe fest, dass Gemein-
den und Verwaltungen gemeinsam ver-
pflichtet sind, aktiv die Zukunft für andere 
zu gestalten. Wir haben zu agieren und 
nicht zu reagieren. Dass dies nicht nur in 
der heutigen Zeit gilt, machte Frau Prof. 
Dr. Welpe daran deutlich, dass Noah die 
Arche bereits baute, als es noch nicht 
regnete.

TOP 10  Resümee der Tagung
Nach dem anregenden Vortrag zur Zu-
kunft von Kommune und Staat bedankte 
sich Landesvorsitzender Sönke Hansen 
bei allen Teilnehmern für die aktive Mit-
arbeit. Er stellt fest, dass Verwaltungen 
und Gemeinden vor großen Herausfor-
derungen stehen. Mit Spannung wird der 
Ausgang der Landtagswahl am 6. Mai 
2012 erwartet.
Sein besonderer Dank galt Torsten Ridder 
für die Vorbereitung und Organisation der 
Tagung. 
Die nächste Frühjahrstagung wird vom 
13. – 15. Februar 2013 stattfinden.

Volker Tüxen
Protokollführer 

Das Plenum der Sankelmark-Tagung 
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Eine gemeinsame Delegation des 
Schleswig-Holsteinischen Gemeinde-
tages, des Städteverbandes Schleswig-
Holstein und des Schleswig-Holsteini-
schen Landkreistages besuchte am 8. 
März 2012 die diesjährige CeBIT in 
Hannover.
Im Rahmen des Kommunaltags wurden 
die schleswig-holsteinischen Verwa-
ltungschefs und ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aus dem IT-Bereich zunächst 
von Landesgeschäftsführer Jörg Bülow 
begrüßt. Anschließend erfolgte ein Be-
such des Messestandes der Firma Micro-
soft, wo sich die Mitglieder der Delegation 
bei einer exklusiven Führung über den 
Büroarbeitsplatz der Zukunft und weitere 
Innovationen im IT-Bereich informieren 
konnten.
Zum Abschluss des Kommunaltags 
Schleswig-Holstein informierten die 
Unternehmen Cisco Systems GmbH und 
Axians über die Möglichkeiten der 
Breitbandversorgung und schlüsselfer-
tige Lösungen für Kommunen. Zuvor wur-
de die Delegation vom Leiter des Breit-
bandkompetenzzentrums Schleswig-
Holstein, Herrn Dr. Meier, begrüßt. Im An-
schluss hatten alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer noch genug Gelegenheit für Auch diesmal weckte der Kommunaltag wieder großes Interesse

individuelle Gespräche und einen infor-
mativen Rundgang über die weltweit 
größte Messe für Informations- und 
Kommunikationstechnik.
Der Gemeindetag, der Städteverband 

und der Landkreistag hatten zuvor mit der 
Deutschen Messe Hannover eine Verein-
barung getroffen, die zum Ziel hatte, dass 
sich alle Verwaltungschefs und die IT-
Verantwortlichen jeder Verwaltung in 
Schleswig-Holstein ohne Eintrittskosten 
über die neuesten IT-gestützten Lösungen 
für die Verwaltungsmodernisierung infor-
mieren können.

Jochen Nielsen

Kommunaltag Schleswig-Holstein auf 
der CeBIT 2012 in Hannover

Nach den großen Erfolgen der beiden 
vorangegangenen Kommunalforen ver-
anstaltet der SHGT auch in diesem Jahr 
wieder eine Veranstaltung zum „Recht der 
kommunalen Ver- und Entsorgungswirt-
schaft“ unter wissenschaftlicher Beglei-
tung durch die Christian-Albrechts-Uni-
versität zu Kiel am 

Veranstaltungsankündigung des SHGT

3. Forum „Recht der Kommunalen 
Ver- und Entsorgung“

Montag, 24. September 2012, 
9.30 – 17.00 Uhr

in Kiel,
Otto-Hahn-Platz 2, Otto-Hahn-Hörsaal.

Wir freuen uns, Ihnen erneut ein äußerst 
interessantes Programm vorlegen zu 
können, das die gesamte Breite zu 
Fragen der Änderung des kommunalen 

Wirtschaftsrechts, zum Beihilferecht, zur 
aktuellen Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs zur Ausweitung der Umsatzbe-
steuerung der öffentlichen Hand, Frage-
stellungen aus dem Gebührenrecht, zu 
kommunalen Kooperationen und zur Haf-
tung von Kommunalbediensteten ab-
deckt. Zu den Einzelheiten des Pro-
gramms informieren wir demnächst mit 
Info- intern und auf unserer Internetseite 
www.shgt.de. 
Bitte merken Sie den Termin schon jetzt 
vor und informieren Sie auch andere inte-
ressierte Kolleginnen und Kollegen in den 
Kommunalverwaltungen oder Stadt- und 
Gemeindewerken, wir freuen uns auf Ihre 
Teilnahme!

vom 10. bis 12. Sept. 2012 an der Deut-
schen Universität für Verwaltungswissen-
schaften Speyer. Mit den neuen technolo-

Tagung „Neue Angebote bürger- und 
unternehmensorientierter Verwaltung“ 

gischen Möglichkeiten und der Wei-
terentwicklung der Dienstleistungsgesell-
schaft wandeln sich auch die Erwartun-

gen der Nutzer an Verwaltungen. Verwal-
tungsdienstleistungen werden immer 
komplexer und verlangen einen konti-
nuierlichen Anpassungsprozess. Um 
diese insbes. von der EU mit ange-
stoßenen Prozesse erfolgreich zu gestal-
ten, müssen sowohl die eigenen (Wis-
sens-) Ressourcen genutzt als auch neue 
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Wissensquellen erschlossen werden. 
Informations- und Schnittstellenmana-
gement sowie die Kooperation innerhalb 
und zwischen Verwaltungen werden da-
bei immer bedeutsamer.
Die von den Univ.-Prof. Dres. Dorothea 
Jansen und Jan Ziekow geleitete Tagung 
wird aktuelle Konzepte der Interaktion und 
Kooperation zwischen Verwaltung und 
ihren Kunden sowie innerhalb der Ver-

waltung und zwischen Verwaltungsbe-
hörden beleuchten. Themen sind u. a. die 
Umsetzung der Behördennummer D115, 
Kooperationen zwischen Kommunen und 
Kreisen im Bürgerservice (Call-Center) 
und in der Wirtschaftsförderung sowie die 
Umsetzung des Einheitlichen Ansprech-
partners mit unterschiedlichen Modellen 
der Interaktion zwischen Front Offices und 
Back Offices im Mehrebenensystem zwi-

schen Ländern und Kommunen sowie im 
europäischen Vergleich. 

Ausführliches Programm unter www.dhv-
speyer.de/Weiterbildung/Jahresprogram
m.htm. Auskünfte erteilen gerne Univ.-
Prof. Dr. Dorothea Jansen (jansen@uni-
speyer.de; Tel.: 06232 / 654-359) oder 
Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow (ziekow@uni-
speyer.de; Tel.: 06232 / 654-360).

Mitteilungen des DStGB (Quelle: DStGB aktuell) 

1. EU-Kommission plant kommunale 
Kreditaufnahme in das EU-
Vergaberegime einzubeziehen
Die EU-Kommission hat im Dezember 
2011 Vorschläge zur Vergaberechts-
reform vorgelegt. Danach soll in den An-
wendungsbereich der Vergaberichtlinie 
künftig auch die Kreditaufnahme der öf-
fentlichen Auftraggeber fallen. Eine Be-
troffenheit würde sich vor allem für die 
kommunale Ebene ergeben, deren Schul-
denaufnahme so gut wie ausschließlich 
über Kredite erfolgt. Die Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbände 
(BV) hat sich in einem Schreiben an Bun-
desfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble 
für eine Herausnahme der öffentlichen 
Kreditaufnahme aus dem EU-Vergabere-
gime ausgesprochen. Für diese Position 
sprechen mindestens zwei gewichtige 
Gründe: das haushaltsrechtliche Gebot 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
sowie die bestehenden wettbewerblichen 
Verfahren bei der Kreditaufnahme.

2. Experten fordern Aufhebung des 
Kooperationsverbots im 
Bildungswesen
Das durch die Föderalismusreform ein-
geführte Kooperationsverbot zwischen 
Bund und Ländern im Bereich der Bildung 
war voreilig. Vielmehr sollte die Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Ländern in 
der Bildungspolitik verstärkt und Finanz-
hilfen des Bundes zukünftig ermöglicht 
werden. Dies ist das Ergebnis einer Sach-
verständigenanhörung des Bildungsaus-
schusses des Bundestages. Die Sach-
verständigen unterstützen Bestrebungen, 
mit einer Grundgesetzänderung das Ko-
operationsverbot zu lockern. Über die 
Details gibt es jedoch unterschiedliche 
Vorstellungen. So wollen die Regierungs-
koalitionen die Aufhebung des Koopera-
tionsverbotes auf die Wissenschaft be-
schränken. Die Oppositionsfraktionen 
fordern dagegen weitergehende Lösun-
gen, die es dem Bund auch ermöglichen 
sollen, etwa den Ausbau von Ganztages-
schulen oder den gemeinsamen Unter-

richt von behinderten und nicht-behin-
derten Kindern (Inklusion) zu fördern. 
Letzteres entspricht auch der Position des 
DStGB. In der Dokumentation zur Bil-
dungspolitik des DStGB wird gefordert, 
dass unter Wahrung der Bildungshoheit 
der Länder Finanzhilfen des Bundes zu-
lässig sein müssen. 
Das Kooperationsverbot untersagt dem 
Bund derzeit, dauerhaft in Bereiche zu 
investieren, für deren Gestaltung nach der 
Verfassung vorrangig oder ausschließlich 
die Länder zuständig sind. Für den Wis-
senschaftsbereich sieht das Grundgesetz 
zwar Ausnahmen vor, nicht aber für den 
Schulbereich. 
Dieses Kooperationsverbot gerät zuneh-
mend in die Kritik. Der Bildungsaus-
schuss des Deutschen Bundestages hat 
auf der Grundlage diverser Fraktionsan-
träge eine Anhörung durchgeführt. Nach 
Feststellung der Sachverständigen haben 
sich die Hoffnungen, die viele in einen 
konkurrierenden Föderalismus gesetzt 
haben, in der Bildungspolitik nicht erfüllt. 
Der schleswig-holsteinische Wissen-
schaftsminister Ekkehard Klug hat auf die 
zum Teil kuriosen Probleme des Bundes 
verwiesen, z.B. im Rahmen des Hartz IV-
Bildungspaketes Schulsozialarbeit in den 
Kommunen zu finanzieren. Die kompli-
zierten Förderwege haben dazu geführt, 
dass Schleswig-Holstein im Bundesrat 
Anfang des Jahres die Debatte zu einer 
umfassenden Lockerung des Koopera-
tionsverbotes angestoßen habe. Die der-
zeitige Regelung führe, so Prof. Joachim 
Wieland, Deutsche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften in Speyer, dazu, 
dass die Länder die Kompetenz, der Bund 
aber das Geld habe. Konsequenz dieser 
Feststellung ist, dass für den Bereich der 
Bildungs- und Hochschulpolitik ein zu-
nehmendes und sich beschleunigendes 
Auseinanderdriften der armen und 
reichen Länder in Deutschland die Folge 
sei. Nach Feststellung von Prof. Hans-
Peter Füssel, Deutsches Institut für Inter-
nationale Pädagogische Forschung, 
müssen die Strukturen so gestaltet wer-

den, dass es innerhalb Deutschlands 
keine Hemmnis für Mobilität gebe. Auch 
bei Anerkennung der Kulturhoheit der 
Länder tragen Bund und Länder für den 
Bildungsbereich gesamtstaatliche Ge-
samtverantwortung. Dies gebiete allein 
schon die Verpflichtung, Arbeitnehmern 
mit schulpflichtigen Kindern bundesweit 
volle Mobilität zu garantieren, ebenso 
auch in allen Bundesländern gleiche Bil-
dungsqualität und Bildungschancen zu 
sichern. Gerade mit Blick auf die Bil-
dungschancen gibt es vielfältige Studien, 
die die unterschiedliche Chancenge-
rechtigkeit in den einzelnen Bundeslän-
dern in Deutschland bemängelt haben. 
Von daher ist es auch aus Sicht der 
Hauptgeschäftsstelle notwendig, unter 
grundsätzlicher Wahrung der Bildungs-
hoheit der Länder Finanzierungshilfen 
des Bundes zu ermöglichen.

3. Publikation des Bundesumwelt-
ministeriums zu Erneuerbaren 
Energien
Das Bundesumweltministerium hat eine 
Publikation „Erneuerbare Energien - Inno-
vationen für eine nachhaltige Energiezu-
kunft“ in seiner 8. Auflage herausge-
bracht. Darin enthalten sind Fachinfor-
mationen über Stand, Einsatzmöglich-
keiten und Perspektiven Erneuerbarer 
Energien in Deutschland. 
In der Publikation herausgearbeitet ist u.a. 
wie erneuerbare Energien zur Nachhal-
tigkeit beitragen, welcher Kostenverlauf 
sie im Verhältnis zu herkömmlichen Ener-
gien bis zum Jahr 2050 erwarten lassen 
und was für eine Rolle sie für die sicher-
heitspolitische Bedeutung einnehmen. 
Zum anderen werden die ökologischen 
Qualitäten der erneuerbaren Energien 
aufgearbeitet, ihre Klima- und Ressour-
cenverträglichkeit und die Kostenent-
wicklung, u.a. durch den Einsatz be-
stimmter Technologien zur Reduktion von 
CO2- Emissionen. Die Publikation fasst 
Daten und Zahlen der verschiedenen 
Energieträger in Deutschland in den Be-
reichen Strom, Wärme und Verkehr 
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zusammen und bewertet diese, auch im 
Hinblick auf die Auswirkungen auf Eu-
ropa. Das Ausgangsjahr ist allerdings das 
Jahr 2010. Daneben werden auch For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben der 
Bundesregierung aufgeführt und der 
Anpassungsbedarf an die bestehenden 
Versorgungsstrukturen ermittelt.
Ausgangspunkt der Ausführungen des 
Bundesumweltministeriums ist der de-
zentrale Charakter der Erneuerbaren 
Energien und der Energieversorgung, 
betont wird die besondere Rolle der Kom-
munen bei der Umstellung des Energie-
systems.
Die Publikation ist unter
www.erneuerbare-energien.de abrufbar. 

Neuer Online-Service der GEMA für 
Musikfolgen
Gemäß § 13b Abs. 2 des Urheberrechts-
wahrnehmungsgesetzes besteht die 
Pflicht, der Gesellschaft für musikalische 
Aufführungs- und mechanische Vervielfäl-
tigungsrechte (GEMA) eine Aufstellung 
über die bei einer Veranstaltung live 
dargebotenen Musikwerke zu übermit-
teln. Solche Musikfolgen konnten bisher 
nur in Papierform an die GEMA übersandt 
werden. Alternativ haben Veranstalter nun 
auch die Möglichkeit, Musikfolgen online 
einzureichen.
Der neue GEMA-Service hat für die Nutzer 
den Vorteil, dass sie auf die GEMA-
Werkdatenbank zugreifen, Titel recher-
chieren und eine Titelliste erstellen kön-
nen. Außerdem können einmal gespei-
cherte Daten erneut aufgerufen und 
wiederverwendet oder bearbeitet werden. 
Die Vorgehensweise zum Erstellen von 
Musikfolgen sowie weitere Informationen 
hat die GEMA in einer Broschüre zusam-
mengefasst, die sie derzeit unter anderem 
an die Kommunen versendet. Nähere In-
formationen stehen auch auf der Inter-
netseite www.gema.de im Bereich „Online-
Services & Lizenzen / Musiknutzer“ zur 
Verfügung.

4. Urheberrechtliche Vergütung für 
öffentliche Filmvorführungen
In Schreiben an die Städte und Gemein-
den bietet die MPLC Filmlizenzierung 
GmbH den Erwerb so genannter Schirm-
lizenzen zur Nutzung urheberrechtlich 
geschützter Filme an. Es besteht grund-
sätzlich keine Pflicht zum Abschluss sol-
cher Verträge. Vielmehr muss der Bedarf 
im Einzelfall anhand der jeweiligen Vor-
führungspraxis beurteilt werden.
Bereits im vergangenen Jahr hat MPLC 
den Schulen in kommunaler Trägerschaft 
entsprechende Lizenzen angeboten. Der 
DStGB hatte dem entgegen gehalten, 
dass Filmvorführungen im Rahmen des 
Schulunterrichts nicht vergütungspflichtig 
sind. In einem Informationsblatt weist das 

Unternehmen zurecht darauf hin, dass die 
öffentliche Wiedergabe von Filmwerken 
die Zustimmung des jeweiligen Rechtein-
habers voraussetzt (§ 52 Abs. 3 Urhe-
bergesetz). Nähere Ausführungen zum 
urheberrechtlichen Öffentlichkeitsbegriff, 
der im Einzelnen höchst umstritten ist, 
werden nicht gemacht. Da die innere Ver-
bundenheit des jeweiligen Publikums 
maßgeblich ist, werden jedenfalls Vorfüh-
rungen im Rahmen des Schulunterrichts 
überwiegend, auch seitens der Recht-
sprechung, als nicht öffentlich ange-
sehen. 
Vor diesem Hintergrund obliegt den Kom-
munen die Prüfung, inwieweit ein Bedarf 
an den verschiedenen Lizenzierungs-
modellen der MPLC besteht. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die MPLC keine 
anerkannte und überwachte Verwer-
tungsgesellschaft im Sinne des Urheber-
rechtswahrnehmungsgesetzes ist. Sie 
vertritt dementsprechend nicht alle Rech-
teinhaber, so dass mit dem Erwerb einer 
Lizenz nicht die Gewissheit einhergeht, 
jegliche Filme ohne Verstoß gegen das 
Urheberrecht vorführen zu dürfen. Im Be-
darfsfall ist auch zu prüfen, ob Lizenzen 
von anderen Anbietern wie insbesondere 
den verschiedenen staatlichen Medien-
zentren günstiger erworben werden kön-
nen.
Für die öffentliche Wiedergabe des 
Fernseh- und Hörfunkprogramms bedarf 
es im Übrigen auch dann keiner MPLC-
Lizenz, wenn Filme aus dem MPLC-Re-
pertoire gesendet werden. Vielmehr 
nimmt in solchen Fällen die Verwertungs-
gesellschaft VG Media die Rechte der pri-
vaten Rundfunkanbieter wahr. Für diesen 
Anwendungsbereich verhandelt die Bun-
desvereinigung der kommunalen Spit-
zenverbände derzeit über einen Ge-
samtvertrag mit der VG Media für kom-
munale Einrichtungen.

5. 10 Punkte Aktionsprogramm 
Kinderbetreuung des DStGB
Das Ausbauziel, 750.000 Betreuungs-
plätze für Kinder unter drei Jahren bis 
Mitte 2013 zu schaffen und den Rechts-
anspruch zu erfüllen, wird schwer zu er-
reichen sein. Ein gemeinsames Handeln 
ist erforderlich, um die hohen Erwartun-
gen der Eltern möglichst zu erfüllen. Aus 
Sicht des DStGB ist deshalb ein Sofort-
programm notwendig, um die Lage zu 
verbessern. Dieses Sofortprogramm soll-
te mit einem Krippengipfel (Bund, Länder 
und Gemeinden) gestartet werden. 

10 Punkte Aktionsprogramm 
Kinderbetreuung des DStGB:
1. Start einer Ausbildungsinitiative für 
Erzieherinnen und Erzieher. Neben der Er-
höhung der Ausbildungskapazitäten sind 
Programme für Berufsrückkehrer, Perso-
nalentwicklungsmaßnahmen zum Ver-

bleiben im Beruf und Qualifizierungs-
programme für Quereinsteiger über die 
Bundesagentur für Arbeit notwendig. 
2. Deutlicher Ausbau der Tagesbetreu-
ung von Kindern durch Tagesmütter und 
–väter. Hierzu bedarf es eines Aktions-
programmes, in welchem aktiv für diese 
Tätigkeiten geworben wird. Bei der 
Festlegung des Rechtsanspruches ist 
man davon ausgegangen, dass 30 % der 
Plätze durch Tagesmütter und Tagesväter 
abgedeckt werden. Dazu müsste sich die 
Zahl der Tagesmütter und –väter bis 2013 
verdoppeln. 
3. Abschaffung bürokratischer Hinder-
nisse für Tagesmütter und –väter. Hierzu 
gehören die Zahlung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen und der Wegfall der Privi-
legierung von Einkünften aus der Kinder-
tagespflege bei der Anrechnung auf die 
Grundsicherung für Arbeitssuchende. 
Das sollte jedenfalls dann gelten, wenn 
nicht mehr als drei Kinder betreut werden.  
4. Zusätzlicher Stellenrahmen beim Bun-
desfreiwilligendienst. Speziell für die Hilfe 
im Bereich der Kinderbetreuung sollten 
wenigsten, gegebenenfalls befristet, auf 
zwei Jahre 5.000 Stellen zusätzlich finan-
ziert und bereitgestellt werden.
5. Gewährung von zinsgünstigen Kre-
diten der KfW für Finanzierungsmaßnah-
men im Bereich der Kinderbetreuung an 
diejenigen Städte und Gemeinden, die 
sich in schwierigen Haushaltslagen be-
finden. 
6. Vereinbarung mit der Wirtschaft zur 
Schaffung von zusätzlichen Betriebskin-
dergärten bzw. Beteiligung an Ausbau-
maßnahmen durch klein- und mittelstän-
dische Unternehmen vor Ort. 
7. Überprüfung und Flexibilisierung von 
Standards, um mittel- und kurzfristig zu-
sätzliche Plätze zu schaffen. Dies gilt ins-
besondere für Vorgaben bei den Raum-
größen und Grundstücksflächen. Für eine 
begrenzte Zeit sollten notfalls auch zu-
sätzliche Kinder in Gruppen aufgenom-
men werden. 
8. Offensive Öffentlichkeitsarbeit durch 
Print- und elektronische Medien wie Funk, 
Fernsehen, Internet und soziale Netzwer-
ke für Berufstätigkeit im Rahmen der Kin-
derbetreuung. 
9. Vorbereitung eines Notfallplanes, 
wenn trotz aller Anstrengungen Probleme 
bei der fristgerechten Erfüllung des 
Rechtsanspruches entstehen, um Klagen 
gegen die betroffenen Kommunen zu ver-
hindern. 
10. Klares Bekenntnis der Länder, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen und 
Kommunen noch stärker zu unterstützen 
(konkreter Nachweis der Weiterleitung der 
Bundesmittel). 

6. Transeuropäische Verkehrsnetze –
großes Engagement in Deutschland 
Der EU-Verkehrsministerrat hat neue Leit-



linien für das transeuropäische Verkehrs-
netz beschlossen. Für die Umsetzung der 
Projekte sind rund 500 Mrd. Euro bis 2020 
erforderlich. Zahlreiche Projekte führen 
durch Deutschland. Wegen der ver-
gleichsweise geringen Kofinanzierung 
sind die Mitgliedstaaten gefordert, hohe 
Eigenanteile aufzubringen. Aus kommu-
naler Sicht ist die Bundesregierung 
aufgefordert, dass das Verkehrsnetz in 
Deutschland nicht lediglich als Transitnetz 
ausgebaut wird. Entscheidende Bedeu-
tung für den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land hat nach wie vor die gute Erschlie-
ßungsqualität des Straßen-, Schienen- 
und Wasserwegenetzes. 
Der Vorschlag sieht vor, das Verkehrsnetz 
in zwei Stufen auszubauen. Neben einem 
Gesamtnetz wird ein Kernnetz definiert. 
Das Kernnetz soll bis Ende Dezember 
2030 fertiggestellt sein. Darüber hinaus 
soll das Gesamtnetz bis zum 31. Dezem-
ber 2050 ausgebaut sein. Mit den Leit-
linien werden Prioritäten für die Förderung 
von Vorhaben im gemeinsamen europäi-
schen Interesse festgelegt. Eines der 
Ziele ist die Verknüpfung von verschie-
denen Zugangsstellen des Verkehrs-
netzes (Güterterminals, Personenbahn-
höfe, Binnen- und Seehäfen sowie 
Flughäfen) zu einem Netz, das multimo-
dalen Verkehr ermöglicht. Mit Blick auf 
das Kernnetz werden Kernnetzkorridore 
definiert, in denen die Integration und 
Interoperabilität der Verkehrsträger ein 
besonderes Gewicht genießt, um zu einer 
koordinierten Entwicklung und Verwal-
tung der Verkehrsträger zu kommen. Um 
diesen Vorgang zu erleichtern werden 
europäische Koordinatoren geschaffen, 
die „Korridorplattformen“ über die je-
weiligen Mitgliedstaaten einrichten. 
Deutschland ist als Transitland stark von 
den Planungen des Verkehrsnetzes be-
troffen. Sowohl Hochgeschwindigkeits-
strecken der Eisenbahnen, als auch 
normale Eisenbahnstrecken verlaufen in 
großer Anzahl über deutsches Staats-
gebiet. Die Mehrzahl der Wasserver-
bindungen ist hingegen fertiggestellt. Die 
zu erwartenden Investitionen stellen auch 
für Deutschland eine Herausforderung 
dar. Aus Sicht des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes darf die hohe Bedeu-
tung transeuropäischer Verkehrswege 
nicht dazu führen, dass die Finanzierung 
qualitativ hochwertiger Infrastruktur für 
den nationalen und regionalen Bedarf 
außer Acht gelassen wird. Die klassische 
Verkehrswegeinfrastruktur gehört nach 
wie vor zu den bedeutendsten Stand-
ortfaktoren für die gewerbliche Wirtschaft. 

Darüber hinaus hat nahräumliche Mobil-
ität eine große gesellschaftliche Bedeu-
tung. 

7. Seit April leichtere Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse
Am 1. April 2012 trat das neue Gesetz zur 
Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen in Kraft. Damit sol-
len Anerkennungssuchenden, Arbeitge-
bern und Betrieben nachvollziehbare und 
bundesweit einheitliche Bewertungen zu 
beruflichen Auslandsqualifikationen zur 
Verfügung gestellt werden. Informationen 
und Hilfestellungen für alle Beteiligten 
bieten von nun an die  Internetportale 
www.anerkennung-in-deutschland.de 
und www.netzwerk-iq.de sowie www.bq-
portal.de. Als Hilfe bei der Antragstellung 
steht den Antragstellern die Telefon-
Hotline 03018-15-1111 zur Verfügung.
Die Website informiert aktuell über die 
rechtlichen Grundlagen und Verfahren der 
beruflichen Anerkennung. Migrantinnen 
und Migranten bekommen Auskunft da-
rüber, ob, wie und bei wem ihre aus-
ländische Berufsqualifikation in Deutsch-
land anerkannt werden kann. Dies gilt 
auch für Fachkräfte im Ausland, die zum 
Arbeiten nach Deutschland kommen 
wollen. Durch den digitalen Wegweiser 
„Anerkennungs-Finder“ erhalten Aner-
kennungssuchende nach wenigen Klicks 
die Adresse der für ihr Anliegen zustän-
digen Stelle. Außerdem bekommt man 
wichtige Informationen zum Ablauf und 
zum individuellen Anerkennungsverfah-
ren. Das Anerkennungsgesetz gilt nur für 
Berufe, die in die Zuständigkeit des Bun-
des fallen (z.B. Ärzte, Krankenpflegeper-
sonal, Rechtsanwälte und alle Abschlüs-
se der 350 deutschen Ausbildungsbe-
rufe). Die Länder haben aber angekün-
digt, die Berufsgesetze, die in ihre 
Zuständigkeit fallen, anzupassen. Das 
betrifft etwa Lehrer oder Ingenieure.

8. Abbau der kalten Progression: 
Bundestag billigt Steuerentlastung
Der Bundestag hat am 29. März 2012 die 
von der Koalition geplante und äußerst 
umstrittene Steuersenkung gebilligt. Mit 
dem Gesetzentwurf zum Abbau der kalten 
Progression sollen die Bürger in den Jah-
ren 2013 und 2014 um jährlich insgesamt 
6,1 Mrd. Euro entlastet werden. Die Städte 
und Gemeinden sind über den Gemein-
deanteil an der Einkommensteuer an den 
Steuermindereinnahmen beteiligt. Die 
Bundesvereinigung der kommunalen 

Spitzenverbände hatte sich im Rahmen 
der öffentlichen Anhörung im Finanzaus-
schuss des Deutschen Bundestages ge-
gen den Gesetzentwurf ausgesprochen. 
Die damit verbundenen Steuerminder-
einnahmen würden die kommunalen 
Haushalte erheblich und in nicht tragbarer 
Weise belasten. 
Es ist unklar, ob das Gesetz in Kraft treten 
wird. Die von der SPD und den Bündnis 
90/Die Grünen regierten Länder wollen 
den Gesetzentwurf im Bundesrat stop-
pen. Sie halten die Steuerpläne der Koa-
lition für sozial unausgewogen und an-
gesichts der Vorgaben der Schulden-
bremse und der Lage der öffentlichen 
Haushalte für nicht finanzierbar. 

9. Beschäftigungszahlen im Bereich 
Erneuerbare Energien
Eine Untersuchung des Bundesumwelt-
ministeriums über die Beschäftigung 
durch Erneuerbare Energien in Deutsch-
land im Jahr 2011 hat ergeben, dass die 
Entwicklung und Produktion der erneuer-
baren Technologien sowie die Bereitstel-
lung von erneuerbar erzeugtem Strom, 
Wärme und Kraftstoffen rund 382.000 Be-
schäftigten Arbeit geboten hat. Die Solar-
energie hat mit 125.000 Beschäftigten in 
dem Bereich Erneuerbaren Energien den 
größten Anteil hieran. Dahinter folgen Bio-
masse mit knapp 124.000 und die Wind-
energie mit mehr als 100.000 Beschäftig-
ten. Die Investitionen in Anlagen Erneuer-
barer Energien lagen bei insgesamt 22,9 
Mrd. Euro.

10. DStGB fordert lärmschutz-
rechtliche Privilegierung für kommu-
nale Einrichtungen
Die Mitgliedskommunen des DStGB sind 
in den letzten Jahren zunehmend Rechts-
streitigkeiten ausgesetzt, in denen Ein-
zelpersonen erfolgreich gegen Geräusch-
emissionen vorgehen, die von kommu-
nalen Einrichtungen und Veranstaltungen 
ausgehen. Da diese Entwicklung den 
Städten und Gemeinden die Erfüllung von 
Aufgaben erschwert, die ihnen im Interes-
se ihrer Bürgerinnen und Bürger obliegen, 
hat sich der DStGB an das Bundesum-
weltministerium und die Bund/Länder-Ar-
beitsgemeinschaft Immissionsschutz ge-
wandt und um Unterstützung gebeten, die 
maßgeblichen Richtwerte im Hinblick auf 
kommunale Einrichtungen, die dem Allge-
meinwohl dienen, zu erhöhen.
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deutlich verfehlt, weil der Landtag sich an 
die mit der Landesregierung vereinbarten 
Verfahrensregelungen nicht halten will.“
„Es ist nicht nachvollziehbar, wenn der 
Landtag als Verfassungsorgan sich den 
Ausführungsbestimmungen zu einer Ver-
fassungsvorschrift nicht selbst unterwer-
fen will, dieses für ein anderes Verfas-
sungsorgan (Landesregierung) gleich-
wohl beschließen will“, erläuterte Landrat 
Reinhard Sager, Vorsitzender des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreista-
ges, die Systemwidrigkeit der Vorschrift 
und ergänzte: „Es gehört zum Gesetzge-
bungsverfahren, sich vor Gesetzesbe-
schluss in einem gesetzlich geregelten 
Verfahren Vorstellungen über die Gesetz-
folgen zu machen. Dies gilt gleicher-
maßen für den Landtag und die Landes-
regierung. Es gibt keinen sachlichen 
Grund zu differenzieren.“
„Eine Gesetzgebung ohne fachlich fun-
dierte Gesetzesfolgenabschätzung ist 
nicht möglich. Gerade das Land Schles-
wig-Holstein muss darauf bedacht sein, 
die Auswirkungen seiner Gesetzgebung 
auf die Kommunen in eigener Zuständig-
keit zu prüfen. Wer von Verfassungs 
wegen zum Kostenausgleich verpflichtet 

wird, muss insbesondere in Zeiten um-
fassender Haushaltskonsolidierung auf 
allen staatlichen und kommunalen Ebe-
nen vorher wissen, welche Folgen eine 
Aufgabenübertragung auf die Kommunen 
für den Landeshaushalt hat“, erklärte der 
Vorsitzende des Städtebundes Schles-
wig-Holstein, Norderstedts Oberbürger-
meister Hans-Joachim Grote.
„Etwaige Verweise auf das parlamenta-
rische Anhörungsverfahren greifen zu 
kurz. Die kommunalen Landesverbände 
haben in der Vergangenheit nicht den Ein-
druck gewinnen können, dass insbeson-
dere den Fragen der Finanzbeziehungen 
des Landes zu den Kommunen eine breite 
Aufmerksamkeit in Anhörungen im 
Schleswig-Holsteinischen geschenkt 
wird. Dies gilt insbesondere auch für 
Fragen der Konnexität. Zudem gibt es 
kein dem Konnexitätsausführungsgesetz 
vergleichbares, verpflichtendes Anhö-
rungsverfahren“, erklärte Michael Koch, 
Vorsitzender des Schleswig-Holsteini-
schen Gemeindetages. 
„Wir bedauern, dass der Vorschlag der 
kommunalen Landesverbände, dass der 
Landtag sich zur Gesetzesfolgenab-
schätzung der jeweiligen Fachressorts 
der Landesregierung bedienen kann, 
nicht aufgegriffen worden ist und appel-
lieren den Schleswig-Holsteinischen 
Landtag dem Kompromissvorschlag 
noch zuzustimmen. Wir müssen befürch-
ten, dass unterschiedliche Verfahrensan-
forderungen sich direkt auf die Qualität 
des Gesetzgebungsverfahrens auswirken 
und Kostenfragen nach Gesetzesbe-
schluss im Nachgang zukünftig häufiger 
in gerichtlichen Auseinandersetzungen 
geklärt werden müssen“, stellten die Vor-
sitzenden abschließend fest.

Pressemitteilungen

Die kommunalen Landesverbände begrü-
ßen es im Grundsatz, dass das Land 
Schleswig-Holstein dem Beispiel vieler 
anderer Bundesländer folgen und ein 
Ausführungsgesetz zur Konnexitätsvor-
schrift der Landesverfassung (Art. 49 Abs. 
2 Landesverfassung) verabschieden will. 
Konnexität bedeutet, dass das Land nach 
dem Prinzip „Wer bestellt, bezahlt“ bei der 
Übertragung von Aufgaben auf die Kom-
munen auch die Kosten übernehmen 
muss. 
„Das Parlament setzt damit das Ergebnis 
einer Vereinbarung zwischen kommuna-
len Landesverbänden und der Landesre-
gierung aus dem Jahr 2008 um. Es hat 
sich in der Vergangenheit gezeigt, dass 
zusätzliche Verfahrensregelungen not-
wendig sind, um die kommunale Finanz-
ausstattung wirksam zu schützen und 
dem Konnexitätsprinzip Geltung zu 
verschaffen“, begründete der Vorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Landesverbände, Lübecks Bür-
germeister Bernd Saxe, die Notwen-
digkeit des Gesetzes und stellt weiter fest: 
„Leider wird nach den jüngsten Ände-
rungsanträgen im Innen- und Rechtsaus-
schuss das Schutzziel des Gesetzes 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände
vom 23.04.2012

Kommunale Landesverbände begrüßen 
Konnexitätsausführungsgesetz im 
Grundsatz und kritisieren die Änderun-
gen im parlamentarischen Verfahren

Im Internationalen UNO-Jahr der Genos-
senschaften 2012 zeigt die Zunahme bei 
den Gründungen von Energiegenossen-
schaften einen zukunftsweisenden und 
erfolgversprechenden Weg für die dezen-
trale Energieerzeugung und -versorgung 
durch Beteiligung engagierter Bürger ge-

meinsam mit Kommunen und Stadtwerken.
„Energiegenossenschaften sind ein Ko-
operationsmodell, das ein breites wirt-
schaftliches und gesellschaftliches Bünd-
nis von Bürgern und örtlichen Unterneh-
men mit den Kommunen und ihren Stadt-
werken ermöglicht. Allein in Schleswig-

Holstein betreut unser Verband 23 Ener-
giegenossenschaften. Hierbei stehen 
Dezentralität und erneuerbare Energien 
als wichtige Elemente der Energiewende 
nicht erst seit heute eng beieinander. 
Regionale Energiegenossenschaften zei-
gen zum Teil schon seit mehr als 100 Jah-
ren, dass eine Energieversorgung von 
Bürgern für Bürger auch dauerhaft und in 
größerem Umfang möglich ist.
Energiegenossenschaften von heute ver-
einigen gesellschaftliche, wirtschaftliche 
und kommunale Interessen - gemeinsam 
organisiert von Bürgern, Kommunen, 
Stadtwerken und Unternehmen“, sagt 
Klaus Bellmann, Vorstandsmitglied im 
Genossenschaftsverband e.V.
Von der Landesregierung in Schleswig-
Holstein wünscht sich Bellmann eine ver-

SHGT und Genossenschaftsverband

Energiegenossenschaften: unverzicht-
bar für die Energiewende
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Appell an die neue Landesregierung in Schleswig-Holstein für verstärkte 
Unterstützung bei Energiegenossenschaften.
Fachtagung in Neumünster zeigt genossenschaftliche Modelle der 
Bürgerbeteiligung bei der Energieversorgung.
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stärkte Unterstützung für Energiegenos-
senschaften und damit die Gewährleis-
tung einer Bürgerbeteiligung an der Ener-
giewende.
Der Genossenschaftsverband betreut 
und begleitet fast 150 Energiegenossen-
schaften in 13 Bundesländern. Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen und auch 
Hessen sind Schwerpunktregionen der 
Energiegenossenschaften.
Agieren statt reagieren, das hat sich die 
Energiegenossenschaft Odenwald eG 
(EGO) zur Aufgabe gemacht. Unter dem 
Motto „Energie für die Zukunft - Energie für 
die Region“ wurde am 16. Februar 2009 die 
Genossenschaft gegründet um das regio-
nale Interesse am Ausbau erneuerbarer 
Energien zu forcieren. „Die EGO möchte die 
Menschen in der Region in ein neues Ener-
giezeitalter begleiten. Unter der Maßgabe 
der genossenschaftlichen Philosophie 
wurden zahlreiche Projekte entwickelt. Über 
das genossenschaftliche Beteiligungsmo-
dell können Bürger, Städte, Gemeinden, 
Firmen und Landkreise sich jederzeit an 
den unterschiedlichen Projekten beteili-
gen“, so Christian Breunig, Vorstandsspre-
cher der EGO.
Kommunen können maßgeblich zum Er-
folg einer Energiegenossenschaft beitra-
gen und bei der Realisierung von Er-
neuerbare-Energien-Projekten mit den 
Bürgern und der lokalen Wirtschaft zu-
sammenarbeiten: „Mit der neuen Partner-
schaft zwischen dem Gemeindetag, der 
EKSH und dem Genossenschaftsver-
band wollen wir zum Gelingen der Ener-
giewende beitragen. Wir machen mit der 
heutigen Fachtagung gemeinsam deut-
lich: die Energiewende entscheidet sich 
vor Ort. Die Bürger müssen selbst zu 
Akteuren werden, damit sie gelingt. Wir 
wollen Wertschöpfung vor Ort halten.
Dafür gibt es mit der Genossenschaft ein 
erprobtes Modell. Die Genossenschaft er-
möglicht eigenverantwortliches Engage-
ment der Bürger, aber auch die Mitwir-
kung der Gemeinde“, sagt Jörg Bülow, 
Landesgeschäftsführer des Schleswig-
Holsteinischen Gemeindetages.

„Der Ausstieg aus Kernkraft und fossilen 
Energien ist die eine Seite der Energie-
wende, die andere Seite dieser noch 
längst nicht geprägten Medaille ist der 
Ausbau von Wind-, Solar-, Bio-, Wasser 
und Geoenergie“, sagt Professor Dr. 
Hans-Jürgen Block, Geschäftsführer der 
EKSH in Kiel. „Erneuerbare Energien sind 
flächenintensiv, sie brauchen Raum für 
Produktion und Leitungen zu den Ver-
brauchern in den Städten. Der ländliche 
Raum wird zum Energieexporteur. Ener-
giegenossenschaften, in denen Landbe-
sitzer und Bewohner zusammen die 
Investitionen für die Produktion der Er-
neuerbaren stemmen, sind ein vielver-
sprechendes Zukunftsmodell. Sie können 
der Medaille Energiewende ihre Prägung 
geben.“
Der Genossenschaftsverband e.V. ist 
Prüfungs- und Beratungsverband, Bil-
dungsträger und Interessenvertreter für 
mehr als 1.800 Mitgliedsgenossenschaf-
ten. Der Verband betreut Unternehmen 
aus den Bereichen Kreditwirtschaft, Land-
wirtschaft, Handel, Gewerbe und Dienst-
leistung in 13 Bundesländern (Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hes-
sen, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein und Thüringen) mit mehr als vier 
Millionen Mitgliedern und 84.000 Arbeits-
plätzen. Der Genossenschaftsverband 
wird vertreten durch den Verbandspräsi-
denten Michael Bockelmann sowie die 
Vorstandsmitglieder Klaus Bellmann, 
Horst Kessel, René Rothe und Edgar 
Schneider.
Der Schleswig-Holsteinische Gemeinde-
tag ist Interessenvertreter, Repräsentant 
und Gemeinschaft aller schleswig-hol-
steinischen Gemeinden, Ämter, der 
Städte Tornesch und Schwentinental 
sowie vieler Zweckverbände. Schleswig 
Holstein hat insgesamt 1116 Gemeinden 
und Städte. Davon gehören 1055 dem 
SHGT ebenso an wie die 87 Ämter und ca. 
30 Zweckverbände. Die rund 1170 Mit-
gliedskörperschaften umfassen 94 Pro-

zent der Gemeinden, 87 Prozent der 
Fläche, 85 Prozent der kommunalen Man-
datsträger (rd. 11.000) und 46 Prozent der 
Einwohner (1,3 Mio.) Schleswig-Hol-
steins. Der SHGT ist damit größter kom-
munaler Landesverband. Der Gemeinde-
tag vertritt in besonderer Weise die länd-
lichen Räume mit ihren zentralen Orten 
und die Stadtrandkommunen in Schles-
wig-Holstein. 
An der EKSH sind das Land Schleswig-
Holstein, eine GbR aus Hochschulen des 
Landes und E.ON Hanse AG zu gleichen 
Teilen beteiligt. Gegenstand der Gesell-
schaft ist nach der Satzung „die Förde-
rung der Wissenschaft und Forschung im 
Bereich Energie, die Förderung des Um-
weltschutzes einschließlich Wissenschaft 
und Forschung und die Förderung der 
Bildung im Bereich Energie sowie Klima- 
und Umweltschutz.“ Die EKSH führt auch 
große Energie-Projekte (z. B. Energie
Olympiade für Kommunen, Ausstellungs-
zentrum mit innovativer Haus- und Ge-
bäudetechnik in Neumünster – SHEff-Z) 
der zum Jahresende 2011 aufgelösten 
Innovationsstiftung Schleswig-Holstein 
weiter.  
Die Energiegenossenschaft Odenwald 
eG ist eine eingetragene Genossenschaft 
mit Sitz in Michelstadt im Odenwald, die 
auf Bestreben der Bürger des Odenwald-
kreises als Initiative der Gemeinden, 
Städte und Unternehmen aus der Region 
sowie der Volksbank Odenwald eG ge-
gründet wurde. Der Zweck der Energie-
genossenschaft ist zum einen die Ent-
wicklung und Ausbau der erneuerbaren 
Energien im Odenwaldkreis und zum 
anderen die Verbesserung der Energie-
effizienz sowie Energieeinsparung. Bür-
ger, Städte, Gemeinden und Unterneh-
men haben die Möglichkeit sich mit einer 
Einlage ab 100,00 Euro an der Genos-
senschaft zu beteiligen. Der Erfolg der 
Genossenschaft spiegelt sich im Beitritt 
von vielen Städten und Gemeinden der 
Region sowie über 780 Privatleuten wie-
der. 

Personalnachrichten

30 Jahre Bürgermeister 
Hans Jes Hansen, Viöl
Am 6. April 2012 konnte Bgm. Hans Jes 
Hansen auf 30 erfolgreiche Jahre als eh-
renamtlicher Bürgermeister im ländlichen 
Zentralort Viöl (2.000 Einwohner/innen), 
Kreis Nordfriesland, zurückblicken.
Gestartet hat Bgm. Hansen, Jahrgang 
1939, seine kommunalpolitische Lauf-
bahn 1966 als bürgerliches Mitglied im 
gemeindlichen Schulausschuss, um 

dann 1970 erstmalig in die Gemeinde-
vertretung gewählt zu werden. Ihm wurde 
sogleich das Amt des 1. stellv. Bürger-
meisters übertragen. 1982 wurde Bgm. 
Hansen dann einstimmig parteiüber-
greifend von allen Gemeindevertretern 
zum Bürgermeister gewählt. Bemer-
kungswert ist, dass Bgm. Hansen seit 
1970 sein Mandat immer wieder als direkt 
gewählter Gemeindevertreter erhalten 
hat. Als selbständiger Bäckermeister und 

Betriebsinhaber der Bäckerei Hansen, 
Viöl, hat sich Hans Jes Hansen in viele 
weitere ehrenamtliche Funktionen einge-
bunden, wie
- Gründungsmitglied und Vorsitzender 

des Plattdeutschen Vereins
- Vorsitzender der CDU, Ortsverband 

Viöl
- Vorsitzender im Kuratorium der Amts-

volkshochschule
- Vorstandsmitglied des Schleswig-Hol-
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steinischen Gemeindetages, Kreisver-
band Nordfriesland

- Gesellschafter der Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft Nordfriesland

- Mitglied der Schulverbandsversamm-
lung Viöl

Seit Mai 1998 übt Bgm. Hansen in Per-
sonalunion das Amt des Amtsvorstehers 
für das Amt Viöl (13 Gemeinden, 9.200 
Einwohner) aus. Bgm. Hansen schätzt 
das vielfältige Aufgabenspektrum und hat 
keine Probleme damit, Tag und Nacht zu 
arbeiten, weil ihm die Verantwortung ge-
fällt. Wenn er über seine 60- oder 70-Stun-
denwoche spricht, dann tut er das ohne 
Gram. Denn für ihn sind die Ämter des 
Bürgermeisters bzw. Amtsvorstehers kei-
ne Belastung, sondern eine Berufung. Im 
Gespräch mit Bgm. Hansen lernt man die 
verpackungsfreie Direktheit seiner Ge-
danken zu schätzen. In Würdigung seiner 
Verdienste wurde Hans Jes Hansen 2002 
die Verdienstmedaille des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutschland 
von Innenminister Klaus Buß verliehen.
Rückhalt und Unterstützung erhält der 
Familienvater Hans Jes Hansen durch 
seine Ehefrau Ulla und seine 4 Kinder mit 
Ehepartnern sowie die 8 Enkelkinder. Die 
Meinung des  Bürgers und den direkten 
Draht gewinnt Hans Jes Hansen bei sei-
nen wöchentlichen Touren mit dem 
Bäckerbus „über Land“. Das Highlight 
zum Wochenende sind die Kaffeetouren 
mit dem Pkw quer durch Schleswig-Hol-
stein mit Ehefrau Ulla.
Die Einwohnerinnen und Einwohner der 
Gemeinde Viöl sowie im gesamten Amt 

Viöl danken Hans Jes Hansen für sein 
engagiertes, verantwortliches Wirken so-
wie sein entscheidungsfreudiges Han-
deln. Für die Zukunft  erhoffen wir uns 
weiterhin sein wirtschaftlich erfolgreiches 
Agieren und wünschen für die Zukunft 

ganz besonders Gesundheit, Mut, Zufrie-
denheit und Erfolg. Den guten Wünschen 
schließen sich die Kollegen der Amtsver-
waltung Viöl gerne an.

Gerd Carstensen
LVB

Hagen Klindt erhält Verdienstkreuz 
am Bande
Hagen Klindt aus Passade (Kreis Plön) ist 
vom Bundespräsidenten mit dem Ver-
dienstkreuz am Bande des Verdienst-
ordens der Bundesrepublik Deutschland 
ausgezeichnet worden. Staatssekretär Dr. 
Arne Wulff überreichte die Auszeichnung 
am 26. März 2012 in Kiel.
Hagen Klindt engagiert sich seit fast 40 
Jahren in der Kommunalpolitik. Seit 1976 
ist er Bürgermeister in Passade, seit fast 
zwei Jahrzehnten Amtsvorsteher des 
Amtes Probstei. 2000 wurde er Mitglied 
des Landesvorstandes des Gemeinde-
tages und Vorsitzender des Kreisverban-
des Plön. Er ist Mitglied im Bau-, Pla-
nungs- und Umweltausschuss des Lan-
desverbandes, engagiert sich in den Ar-
beitskreisen "Verwaltungsstrukturreform" 
und "Zentralörtliches System", im Beirat 
Integriertes Küstenzonenmanagement 
sowie im Vorstand des Kommunalen 
Schadensausgleichs. 2000 gründete er 
den Tourismusverband Probstei, in dem 
sich alle 17 Gemeinden des Amtes zu-
sammenschlossen. Unter seinem Vorsitz 

übernahm der Verband mit einer gemein-
samen Vermarktung eine Vorreiterrolle im 
Land. Die von ihm gegründete Partner-
schaft mit der Gemeinde Eldridge in den 
USA belebte er mit neuen Ideen, bei-

spielsweise 2008 mit einer deutsch-
amerikanischen Plattdeutschkonferenz 
mit ehemaligen Auswanderern aus der 
Probstei in Schönberg. 

Amtsvorsteher Klindt mit Staatssekretär Dr. Wulff




